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Michael Haller

glaubt man den Historikern, dann haben seinerzeit die 
Auswanderer vor allem aus drei Gründen ihre Heimat 
verlassen, um ihr Glück in der neuen Welt zu finden: 
Glaubensfreiheit, bittre Not oder wirtschaftliches 
Abenteurertum. Aus diesem Amalgam, immerhin, 
entstanden die USA (und verschwanden die Indianer).

Geht man in der bunten neuen Welt des Web 2.0 auf 
Wanderschaft, findet man jene alt vertrauten Motive wieder: 
Glaubensbrüder zuerst, dann die kommerziell eingestellten 
Wertschöpfer, schließlich ein paar arme Schlucker, die mit 
der realen Welt nicht klar kommen. Sie stricken gemeinsam 
an der neuen 2.0-Glorie der kommunikationsoffenen, sich 
selbst regulierenden Community der Freien und Gleichen.  

Ein Mythos. Denn wer etwas genauer hinsieht, erkennt bald, dass in den zahllosen 
Blogs und Tubes die aus der realen ersten Welt altbekannten Zwecke aufscheinen: 
Aus Kommunikation einen Markt machen, diesen durchkommerzialisieren und 
als Wertschöpfungskette reorganisieren. Für die Community-Freaks bleiben – so 
viel Minderheitenschutz soll ja sein – genügend mollig-warme Nischen frei. 

Ob dieser Trend auch von den Medienhäusern 
genutzt und journalistisch umgesetzt 
wird oder ob die Online-»citizens« ihre 
Gegenwelten am Leben erhalten können, 
wollen wir mit unserem Themenschwerpunkt 
beleuchten. So viel sieht man bereits: Die 
Normen der kommerziell organisierten 
Realwelt sind von den Dirigenten des 
»Second Life« als Spielregeln übernommen 
worden (mehr hierzu Seiten 10 bis 27).

In der realen Welt des Print ist Deutschland neben Zwergstaaten wie Monaco, Andorra 
und Liechtenstein die letzte Insel, auf der die alte Zeitungswelt noch in Ordnung scheint, 
weil die Tageszeitungsleser für ihre Lektüre bezahlen. Jedenfalls dem Anschein nach, 
denn auch in Deutschland werden Formen der Gratiszeitung schleichend eingeführt. 
Wie rundum in Europa der anhaltende Boom der Gratistitel den gesamten Zeitungsmarkt 
durcheinander wirbelt und auch die journalistische Blattmache vor neue Aufgaben 
stellt, zeigt unser zweiter Themenschwerpunkt. Es sind Berichte über die Befunde eines 
Forschungsprojekts, die hier erstmals ausgebreitet werden (mehr hierzu Seiten 30 bis 39).

Dass Sie, liebe Leserinnen und Leser, unsere Berichte, Analysen 
und Kolumnen mit Gewinn lesen, dies erhofft sich
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arbeitet Thomas Morawski für die Auslandsres-
sorts des öffentlich-rechtlichen Fernsehens. Sein 
Fazit liest sich ernüchternd: Wenn die Reporter-
karawanen ins Kriegsgebiet ziehen, ist Qualität 
Zufall. 

Gratiszeitungen:  Die Pendlerzeitung 
hat sich in den europäischen Ballungs-
räumen etabliert.  Jetzt werden neue 

Zielgruppentitel gegründet und der Konkurrenz-
kampf verschärft. Geht es den Kaufzeitungen an 
den Kragen? Wir bringen erste Befunde eines 
Forschungsprojekts.

Recherche:  Ekkehard Rüger arbeitet in der 
Burscheider Ein-Mann-Redaktion der Westdeut-
schen Zeitung. Hartnäckig recherchierte der 
Lokalredakteur die Vorteilsannahme lokaler 
Entscheidungsträger und löste so die Eon-Ruhr-
gas-Affäre aus. 

Boulevard: Die norwegische Kronprinzessin 
Mette-Marit und ihr Mann hatten in den letzten 
Jahren nicht besonders viel Privatsphäre. Das 
Klatschblatt Se og Hør hat sie ausspioniert – 
unter Einsatz (fast)  aller Mittel.
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INTERNATIONAL
40 Norwegen 

Ein Klatschreporter enthüllt in einem Buch, mit 
welchen Methoden Norwegens größtes Promimagazin 
Informationen über die Königsfamilie sammelte
VON ULF ANDENÆS

43 Großbritannien
Die Daily Mail verwechselte einen Unschuldigen mit 
dem Prostituierten-Mörder von Ipswich und brachte 
sein Foto – wenig später war er tot
VON KERSTIN STREITENBERGER
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Mit Hau-Ruck-Methoden stieß die Telegraph-Gruppe 
ihre konservativen Blätter ins digitale Zeitalter. Jetzt 
soll alles ganz anders werden
VON PETER WILBY
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Zweifelhafte Kompetenzen, fragwürdige Qualitäten 
– die Berichte der Kriegs- und Krisenreporter 
der Öffentlich-Rechtlichen haben oft keinen 
Informationswert
VON THOMAS MORAWSKI
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message 1/2007
Klickraten als Themensetzer? 

ANLASS ZUM NACHDENKEN
Die Übersicht über die am meisten geklickten 
Geschichten bei rp online ist fester Bestandteil der 
täglichen Redaktionskonferenz der Rheinischen 
Post. 

Das Ranking bestätigt zunächst: Service- und 
Verbraucherstücke, Gesundheitsthemen, Human 
Touch, Brisantes, Skurriles etc. stoßen auf hohe 
Resonanz. Dabei gibt es keinen Automatismus zwi-
schen Klickzahlen im Netz und Größe und Platzierung 
von Geschichten in der Zeitung. Überspitzt gesagt: 
Die Meldung »Mann beißt Hund« wird nicht etwa 
nur deshalb ins Blatt genommen, weil sie von zig-
tausenden Usern im Netz gelesen wurde. Sie steigt 
deshalb ebenso wenig zum »Aufmacher« auf. 

Aufschlüsse für Zeitungsmacher liefert das Online-
Feedback weniger bei der Frage, was Menschen 
bewegt, als bei der Frage, wie lange ein Thema 
Menschen bewegt. Sei es der »Fall Osthoff«, der 
RAF-Komplex oder Ähnliches – hier können aktuelle 
Klickzahlen durchaus Anlass zum Nachdenken geben: 
nur noch Meldung oder noch einmal Mehrspalter?

 Martin Bewerunge ist Chef vom Dienst bei der 
Rheinischen Post

NÜTZLICHE KOMMENTARFUNKTION
Der Tagesspiegel hat eine technische Statistik, die 
wir jeden Morgen abrufen. Die darin enthaltenen 
Klickraten spielen eine Rolle bei der Diskussion dar-
über, welches Thema publikumswirksam ist, aber 
eine direkte Ableitung der Themen findet nicht statt. 
Wir sagen nicht: Dieses Thema ist an der Spitze. 
Das nehmen wir. Die Nutzer sind ja auch extrem 
unterschiedlich. Denn das sind nicht die klassischen 
Tagesspiegel-Leser, die ein Abonnement haben, son-
dern das sind zusätzliche Leser. Die können natürlich 
nicht den Takt für unsere Abonnement-Leser vorge-
ben. Im Moment reicht auch die absolute Anzahl der 
Klicks noch nicht aus, um das bisherige Printkonzept 
völlig auf den Kopf zu stellen. Denn Texte im Netz 
werden anders wahrgenommen und gelesen. Artikeln 
in der Zeitung fehlt das Internet-Umfeld: Bilder, 
Animationen, etc. Desswegen lassen sie sich nur sehr 
mittelbar auf das Blatt übertragen. 

Was wir vor allem durch die Kommentarfunktion 
bei Online-Beiträgen feststellen können, sind 

Themen, die zur Diskussion anregen. Wenn wir 
eine sehr hohe Zahl an Leser-Kommentaren bekom-
men, ist das für uns ein Anlass, noch einmal tiefer 
in das Thema hineinzugehen, weil das die Leute im 
positiven Sinne erregt. Wir bemerken vor allem zwei 
Themenbereiche, die regelmäßig zum Onlineknüller 
geraten: alles, was im Zusammenhang mit Integration 
und Kriminalität steht und alles, was das Thema 
Schule betrifft. Diese beiden Schwerpunkte brin-
gen eine signifikant höhere Leserquote als andere 
Themen und eine enorm hohe Bereitschaft der User, 
selbst zu kommentieren. 

Aber wenn man das Genre Zeitung erhalten 
möchte, muss man etwas Eigenständiges herstellen. 
Das geht nicht, indem man immer auf ein anderes 
Medium schielt. Die Zeitung kann nicht bunter als 
das Fernsehen und schneller als das Internet wer-
den. Das bedeutet für uns, dass wir traditionell 
Zeitung machen und Mut zu längeren Texten haben, 
die im Internet in der Regel nicht gelesen werden. 
Wir wollen den Leuten bewusst machen: Wir bieten 
euch nicht einfach alles an und ihr macht euch eure 
Zeitung selbst, sondern wir übernehmen für euch 
diese Funktion und geben euch ein klar definiertes 
und strukturiertes Angebot. Solange man sich auf 
die traditionelle Rolle der Zeitung beruft, was nicht 
ausschließt, dass man nicht auch modern wird und 
bestimmte Trends begleitet, kann man das Internet 
additiv nutzen, aber man darf sich nicht unterord-
nen, sonst wird man untergehen.

Lorenz Maroldt ist Chefredakteur des 
Tagesspiegel

VIELES BLEIBT UNKLAR 
Technisch wird jede Tageszeitungsredaktion mit 
eigenem Online-Auftritt früher oder später in der 
Lage sein, Klickraten ihres redaktionellen Angebots 
auszuwerten. Anders als direktes Leser-Feedback, 
Leserbriefe oder Ähnliches sagt die hohe Klickrate 
eines bestimmten Online-Artikels Journalisten 
weniger über das tatsächliche Leserinteresse an 
dem jeweiligen Thema. Niemand kann sagen, wel-
cher Lesergruppe jemand zuzuordnen ist, der einen 
Online-Artikel aufgerufen hat. 

Unklar bleibt – anders als bei Reader Scans – auch die 
Durchleserate oder die Motivation des Lesers für des-
sen Mausklick. Von anderen Untersuchungsmethoden 
für das Leseverhalten von Tageszeitungen wissen wir 
zudem, dass die Quote allein nicht den richtigen 

Internationale Zeitschrift 
für Journalismus

www.message-online.com

1-2007

W
F-

E
di

tio
n 

Ve
rla

g G
m

bH
 •

  
  

 1
4,

00

Keine Fragen stellen
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An dieser Stelle 
äu ßern sich 
Publizisten zu den 
Themen des vergan-
genen Heftes. 
Sie erreichen uns ...

... per Post:
Redaktion messaGe
Isestraße 26
D-20144 Hamburg

... per Fax:
040/4221242

... oder per E-Mail:
redaktion@message-
online.com

Themenmix macht – ansonsten gäbe es längst kein 
Feuilleton mehr, keine Berichterstattung über lokale 
Randgruppensportereignisse oder Vereinsberichte.

Im Auge behalten sollten zukunftsorientierte 
Redaktionen die Klickraten allerdings deshalb, weil 
die klassischen Abgrenzungen zwischen Online- und 
Printredaktionen fallen. Der Journalist, der Inhalte für 
sämtliche ihm zur Verfügung stehenden Formate auf-
bereitet, tut gut daran, einen Blick auf Klickraten und 
Quoten zu werfen. Denn: Wird sein Material online 
nicht abgerufen, muss er sich die Frage stellen, ob die 
Story für die Printausgabe gut genug war.

Carsten Beckmann ist leitender Newspool-
Redakteur der Oberhessischen Presse Marburg

message 1/2007
US-Kolumnist und Rechercheur Thomas 
Friedman

MAN BLEIBT UNTER SICH
Das Leben der Stars ist das Kino. Filme sind für das 
Publikum eher Nebensache. An diese Beobachtung 
eines Feuilletonisten erinnerte mich die episch 
lange Eloge an Thomas L. Friedman in der Message-
Ausgabe 1/2007. Der Autor bringt den Leser auf 
Tuchfühlung mit der Erfolgsgeschichte und dem 
Lebensstil eines Stars. Dessen Kritiker kommen nicht 
zu Wort, prominente Gesinnungsgenossen hingegen 
ausführlich.

Die Arbeit des »globalen Alpha-Journalisten« 
Thomas Friedman tritt in den Hintergrund. Dass er 
»der Recherche hohen Stellenwert beimisst«, wirkt 
weit hergeholt und aufgesetzt. Der Star-Kolumnist 
schreibt »der Masse aus der Seele« und propagiert 
direkt oder indirekt die Politik der US-Regierung. 
Für »Recherche« stehen auch nur seine Reisen: 
von Golfplatz zu Golfplatz, von Fünfsternehotel zu 
Fünfsternehotel. Da bleibt man unter sich.

Jüngstes Beispiel ist Friedmans Serie aus 
Moskau (International Herald Tribune, 3./4.2., 
8.2. und 10./11.2.2007). Der erste Beitrag stützt 
sich ausschließlich auf Zitate von Wladimir Mau, 
dem Präsidenten der Russischen Akademie für 
Nationalökonomie. Doch was Wunder, er sagt genau 
das, was Friedman in dem halboffiziellen Organ 
Foreign Policy in der Ausgabe Mai/Juni 2006 von 
sich gegeben hat: nämlich, dass sich die autoritären 
Regime in Russland, Iran und Venezuela nur dank 

hoher Ölpreise stabil halten können. Sein zweiter 
Beitrag aus Moskau hat gar nichts mit Russland zu 
tun, sondern mit dem Irak. Und im dritten werden 
die Erkenntnisse der amerikanischen Leiterin der 
Carnegie Endowment ausführlich wiedergegeben. 
Weiterhin kommen zwei russische Gesprächspartner 
in dem Artikel zu Wort; einer davon beruft sich auf 
die US-Stiftung Freedom House und fragt im Sinne 
Friedmans: »Wann gehen die Ölpreise runter?« So 
wiederholt er nur das, was Friedman ohnehin schon 
in seinem ersten Artikel angesprochen hat und seiner 
eigenen Meinung entspricht. So sehen    die Recherchen 
von Thomas Friedman in der Praxis aus.  

Prof. Dr. Mária Huber arbeitet am Institut für 
Politikwissenschaft der Universität Leipzig

message 1/2007
Mobilfunk und Strahlungsschäden 

MACHTVOLLES INSTRUMENT
Auch in der Schweiz ist das Thema allfälliger 
Gesundheitsrisiken des Mobilfunks umstritten und 
entsprechend präsent in den Medien. Die neuesten 
Ergebnisse nationaler und internationaler Studien 
werden regelmäßig aufgegriffen und eingeordnet. 
Dabei kommen unterschiedlichste Meinungen zur 
Sprache. Auch über Bürgerinitiativen, zum Beispiel 
gegen neue Mobilfunkantennen, wird immer wie-
der berichtet. Meist geschieht dies sehr differenziert 
und der Komplexität des Themas entsprechend: 
Die Risiken von Mobiltelefonen und Antennen-
Basisstationen werden weder verharmlost noch 
aufgebauscht. Es handelt sich also keinesfalls um 
ein Problem, das offiziell nicht existiert oder über 
das nicht berichtet werden dürfte. Mir ist kein Fall 
bekannt, bei dem die Mobilfunkindustrie direkt 
Druck auf einen Verlag oder Sender ausgeübt hätte, 
um unliebsame Berichte zu stoppen. 

Um für das Publikum Klarheit zu schaffen, wer-
den in den Schweizer Medien die Geldgeber für 
Forschungsprojekte im Bereich Mobilfunk oft expli-
zit genannt. Außerdem ist soeben in der Schweiz mit 
öffentlichen Geldern ein umfangreiches nationales 
Forschungsprogramm zum Mobilfunk gestartet wor-
den. Dies zeigt, dass dem Thema »Mobilfunk und 
Gesundheit« großes Gewicht beigemessen wird.

Hanna Wick ist Wissenschaftsredakteurin bei der 
Neuen Zürcher Zeitung
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Neuer Journalismus        
Wie arbeiten Journalisten in zehn Jahren – als digitale Avatare im 
»Second Life« oder weiterhin mit Laptop, Telefon und Augenschein? 
Vier Web-Profis blicken in die Zukunft.

Lassen Sie sich doch zu einem kleinen Selbstexperiment ermutigen. Stellen Sie bei einer 
Redaktionskonferenz Ihrer Wahl die dezente Frage nach den aktuellen Entwicklungen in »Second 
Life«. Sie werden von den meisten Ihrer Kollegen nur fragende Blicke ernten. Garantiert. Im 
Gegenzug werden Ihnen viele junge Menschen aus Ihrer Leserschaft gleich und gerne erklären, wie 
man tatsächlich in das zweite Leben eintaucht.
Unser Berufsstand nimmt die Anliegen der jungen Leser, über deren steigendes Desinteresse viele 
Verlagshäuser jammern, nach wie vor nicht ernst genug. Wir wollen mit gutem Journalismus 
Gesprächsstoff liefern – und dürfen deshalb unsere Leser und deren Anliegen niemals aus den 
Augen verlieren, auch in digitalen Welten nicht.
Egal, ob am Frühstückstisch oder in der U-Bahn, gestern in BTX, heute im Web 2.0 oder morgen in 
3D-Welten à la »Second Life«: Wir haben die große Chance, mit unseren spannenden Geschichten 
dort zu sein, wo unsere Leser sind. Wir sollten versuchen, dieses Ziel mit allen sinnvollen Mitteln 
täglich aufs Neue zu erreichen. Auch im Jahr 2017. 

Gerold Riedmann ist stellvertretender Chefredakteur der Vorarlberger Nachrichten.

Im Jahr 2017 werden virtuelle Welten – oder sollten wir 3D-Plattformen sagen? – in das Alltags-
leben der Medien stark integriert sein. Es wird nach wie vor textbasierte Geschichten im Netz und 
in den Zeitungen geben – aber wenn es um die Darstellung bestimmter Situationen geht, bieten die 
virtuellen Welten eine riesige Chance für die Nachrichtenorganisation. Dies wäre ein Platz, wo die 
Medien ihre Geschichten veranschaulichen und unterschiedliche Szenarien zeigen können. Hierzu 
ein paar Beispiele:

1. Veranschaulichungen: Möchte ein Journalist, der für Familien- und Verbraucherthemen 
zuständig ist, die neuesten Entwicklungen im preisgünstigen, energieeffizienten und intelligenten 
Wohnungsbau demonstrieren, über den er gerade eine Reportage schreibt, kontaktiert er den hausei-
genen Programmierer. Dieser »baut« ein solches Haus in der virtuellen Welt. Dort können Besucher 
den Kühlschrank, die Spezialfenster, das nachhaltige Wassersystem usw. ausprobieren.

2. Szenarien: Egal ob Sie Effekte unterschiedlicher Verkehrssysteme in einer Stadt, die 
Klimaveränderungen im Pazifikraum oder die Sicht auf ein im Herzen einer Stadt geplantes 
Hochhaus zeigen wollen, Sie können Szenarien in einer virtuellen Welt nutzen. Lassen Sie die 
Menschen selbst dorthin gehen und sich ein eigenes Bild machen.

3. Zusammenspiel: Wenn die Nutzer Vorschläge für Veränderungen haben, können sie ihre eige-
nen Beispiele erschaffen und diese mit anderen Besuchern teilen. Die Medien bieten ihnen hierfür 
Informationen und Hilfe zur Selbsthilfe an. 

Tøger Seidenfaden ist Chefredakteur der dänischen Tageszeitung Politiken.
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   im zweiten Leben?
Der »frappierende 
Erfolg« des Online-
Rollenspiels, schreibt 
Focus in einem 
Titelbeitrag, habe 
»die gesamte Branche 
wachgerüttelt«. Die 
Spieler, ist weiter zu 
lesen, zahlen ech-
tes Geld für fiktive 
Ausrüstung im digita-
len Zweit-Universum, 

und viele von ihnen werden »in Spielwelten mit 
echtem Geld handeln und davon leben«. 

Die Online-Welt, von der hier die Rede ist, 
heißt allerdings nicht »Second Life«, sondern 
»Ultima Online«, der zitierte Focus-Titel stammt 
aus dem Jahr 2000, nicht von vergangener Woche, 
und als Autor dieses Beitrags freue ich mich, dass 
die Prognose zutraf – wenn auch völlig anders 
als erwartet. Was vor sieben Jahren richtig war, 
wird im Übrigen auch noch in zehn Jahren gelten: 
Journalisten nehmen Zeitströmungen früh auf und 
ordnen sie ein, sie ordnen sich ihnen nicht unter. 

Message fragt, wie »die Medienlandschaft in 
Second Life im Jahr 2017« aussehen wird. Mag 
sein, dass dort 2017 bereits ein Sterben der vielen 
lokalen Inselzeitungen einsetzt, nachdem das
»Z-ZDF« und private Parallel-Fernsehsender immer 
mehr Reichweite und Werbebudgets zu sich zie-
hen konnten. Wahrscheinlicher ist, dass wir mit 
Nostalgie auf die Jahre zurückblicken werden, 
in denen zahlreiche Sessel-Reporter im seinerzeit 
angesagten Online-Rollenspiel ausschwärmten, um 
sich gegenseitig zu interviewen. Und angesehene 
Fachmagazine »im Dienste der Qualitätssicherung 
im Journalismus« fragten, wie das wohl die 
Medienlandschaft verändern werde.

Jochen Wegner ist
Chefredakteur von Focus-Online.

Da sich Second Life 
in einer besseren Welt 
abspielt – oder zumin-
dest abspielen sollte, 
schon im Sinne der 
Nutzung einer Second 
Chance –, stelle ich 
mir vor, dass die jour-
nalistischen Medien, 
also Zeitungen,  dort 
2017 wieder ihre 
Pflicht tun werden: 
informieren, überprü-

fen, nachhaken, sortieren, orientieren, verständlich 
erzählen. Nüchtern und so objektiv und uneitel 
wie möglich. Und Unterhaltung wieder als das 
begreifen, was sie für den Journalismus sein sollte: 
ein Mittel zum Zweck.

Virtuelle Welten sind nützlich nur als 
Übungsraum. So wie Piloten am Bildschirm 
das echte Fliegen üben, könnten angehende 
Journalisten in virtuellen Welten lernen, die W-
Fragen korrekt zu beantworten, exakt hinzusehen, 
die passenden Worte und Bilder zu finden und 
kluge Fragen zu stellen. Am Ende aber wird es 
darauf ankommen, das Erlernte im wirklichen 
Leben einzusetzen. 

Nie war es so preiswert und technisch  so 
unkompliziert, eine gute Zeitung zu machen, wie 
mit Hilfe des Internets als Vertriebsweg. Doch wie 
gut eine Zeitung ist, hängt nicht von Bits und Bytes 
ab, sondern von Können und Selbstverständnis der 
Reporter, Autoren und Redakteure. Gestern, heute 
und 2017, im zweiten und im ersten Leben.

Uwe Knüpfer ist Chefredakteur von onruhr.de,
einer reinen Online-Lokalzeitung im Ruhrgebiet.
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   Goldgräber in   
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   der neuen Welt

D
as Wesen auf dem Monitor könnte auch bei 
Alice im Wunderland leben. Es steht auf 
zwei Beinen, trägt eine lila Strumpfhose 
und einen orangefarbenen Minirock, 

von dem sich ein kräftiger weißer Katzenschwanz 
abhebt, der sich elegant nach oben schwingt. Unter 
dem geöffneten dunklen Jackett leuchten ein wei-
ßes Hemd und ein karierter Schlips hervor. Eine 
langgezogene Schnauze, schwarze Knopfaugen und 
zwei spitz zulaufende Ohren bilden ein keckes 
Fuchsgesicht mit dunkelblauem Fell. Gestatten: 
Carrie Sodwind, dreidimensionale Reporterin in der 
virtuellen Computerwelt Second Life.     

»That‘s me«, sagt Florence Waters und lächelt 
verschmitzt. Die 21-jährige Engländerin bewegt die 
Computermaus, und ihr virtuelles Alter Ego – ihr 
Avatar – macht einige Schritte nach vorn. »I can‘t 
look so in real life.« Die junge Frau ist Praktikantin 
und sitzt in einem 30-Quadratmeter-Büro im dritten 
Stockwerk des Berliner Axel-Springer-Hochhauses. 
Sechs Computerarbeitsplätze stehen hier, auf hellen 
Tischen liegen kreuz und quer bunte und schwarz-
weiße A4-Ausdrucke herum. An der Wand hängt die 
aktuelle Ausgabe des Produkts, um das sich hier alles 
dreht: The AvaStar. 

30 Seiten digitaler Boulevard
Das 30 Seiten starke Boulevardmagazin erscheint 
seit Ende Dezember 2006 jeden Freitag in englischer 
Sprache. Beschäftigt sind damit sieben Redakteure 
und Grafiker, hinzu kommen Praktikanten, freie 
Mitarbeiter und Leserreporter. »Das ist bisher ein-

malig. Es gibt zwar viele Blogs und professionelle 
Journalisten in Second Life, aber kein Redaktionsteam 
wie unseres«, erklärt Gregor Stemmle. Er ist 
Vorstandsvorsitzender von Bild.T-Online und erkun-
det für den Springer-Verlag das virtuelle Neuland. 
Die braunen Haare hat der 39-Jährige in der Mitte 
gescheitelt, er trägt einen dunklen Anzug und ist 
gerade mi t 
der Vespa zur 
Arbeit gekom-
men. »Es ist ein 
Expe r imen t , 
bei dem wir 
uns  schon 
jetzt mit dem 
Netz von morgen auseinandersetzen, das weit über 
die Überlegungen von Web 2.0 hinausgeht«, sagt 
Stemmle etwas nebulös. 

Auch eine virtuelle Dependance gibt es schon. 
Hinter 107, 210, 81 verbirgt sich die Adresse des The 
AvaStar in Second Life. Um einen Firmen rundgang zu 
unternehmen, braucht man lediglich einen Computer 
mit schnellem Internetanschluss und hochwertiger 
Grafikkarte sowie das kostenlose Programm der kali-
fornischen Software-Schmiede Linden Lab, die Second 
Life vor vier Jahren erfunden hat. Nach der Eingabe 
der Adress-Koordinaten schwebt der eigene Avatar 
über Dschungellandschaften, Städte und Meerengen 
zum Domizil des AvaStar.

Es befindet sich auf – oder besser über – einer von 
vielen Inseln abseits des Festlands. Das Haupt- und 
die vier Nebengebäude schweben als große durchsich-
tige Glaskugeln im Himmelblau, sie wirken modern 
und kühl, aber nicht pompös. Von außen sind Büros, 
Konferenzräume und eine Lounge zu erkennen. Im 
obersten Stock gibt es ein Café. 

Die virtuelle Spielwiese Second Life hat im Mediensektor 
Gründerzeitstimmung ausgelöst. Bild.T-Online und Reuters sind die 
Pioniere: Ihre Journalisten durchforsten den neuen Raum nach Storys. 

VON GREGOR KLAUDIUS

Die Koordinaten 107,210,81 
zeigen den Ort der Dependance 
von Bild.T-Online an. Über einer 
Insel schweben riesige Glaskugeln.

Etablierte Medien erschließen Neuland: Die Repräsentanz von Bild.T-
Online auf einer Second-Life-Insel bietet Neuigkeiten über die virtuelle 
Welt, im Reuters-Atrium laufen Agenturnachrichten aus der realen Welt.
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Fuchs-Reporterin Carrie Sodwind geht über eine  
weiße Brücke zum Eingang der Verlagszentrale. 
Durch die Lounge mit einer roten Sitzgruppe, 
Tropenpflanzen und einer Bar geht sie über eine 
Wendeltreppe, die sich weitläufig an der Glaswand 
hochschlängelt, in die nächste Etage. Hier ist das vir-

tuelle Pendant des Berliner 
Redakt ionsbüros, auf 
einem großen weißen 
Schreib tisch stehen zwei 
Flach bild monitore, drei 
Telefone und ein roter 
Kar tei karten kasten. Pro-
grammiert haben das 
alles Webdesigner von 
Pixelpark und Bild.T-
Online sowie eine Star-
Architektin aus Second 
Life; drei Wochen hat der 
virtuelle Bau gedauert.

Zu sehen ist allerdings 
außer der Reporterin gera-
de weit und breit niemand, 
das Gebäude ist »avatar-
leer«. Und das, obwohl die 
Zahl der Nutzer in Second 
Life in letzter Zeit – auch 

in Folge des Medienhypes – stark angestiegen ist und 
Ende März bei 4,9 Millionen Menschen weltweit 
lag. Doch nur zwischen 600.000 und 800.000 sind 
regelmäßig aktiv, und davon nur einige Zehntausend 
gleichzeitig. 

Sechsstellige Summe investiert
»Second Life ist viel mehr als ein Spiel«, sagt 
Bild.T-Online-Chef Gregor Stemmle. »Es ist eine frei 
aufgestellte Community, die rasant wächst und in der 
wir von Anfang an dabei sein wollen.« Die Insel für 
die Repräsentanz kostete 1.200 US-Dollar bei Linden 
Lab. Jeden Monat werden weitere 195 Dollar fällig. 
Insgesamt hat Bild.T-Online eine sechsstellige Summe 
in das Projekt gesteckt, das zunächst bis Anfang Juni 
läuft. 

Ein Großteil des AvaStar ist gefüllt mit Geschichten 
über digitalen Lifestyle, Mode, Klatsch und Tratsch; 
in jeder Ausgabe gibt es ein Porträt des »AvaStar 
of the Week«, daneben Tipps zum Geldverdienen. 
»Wir haben eine Marktplatzfunktion, und wir 
bieten Neuankömmlingen nützliche Tipps, 

Veranstaltungshinweise oder Reiseziele«, sagt der 
Redaktionsleiter des AvaStar, Rowan Barnett. Die 
Berichte sind kurz, knapp und üppig bebildert, doch 
ist das Blatt nicht einfach eine Bild-Zeitung für die 
virtuelle Welt: Kein Blut, wenig Sex, keine nackten 
Mädchen. Das dürfte vor allem an der Zielgruppe 
liegen: Second-Life-Bewohner sind mehrheitlich gut 
gebildet; ihr Durchschnittsalter liegt bei 33 Jahren.

Das Alter des AvaStar-Redaktionsleiters liegt 
noch deutlich darunter: Rowan Barnett ist erst 25. 
Der Brite hat Geschichte in Oxford studiert und im 
Anschluss ein Trainee-Programm beim Springer-Verlag 
absolviert. Russland, Polen und Ungarn waren unter 
anderem seine Stationen; seine derzeitige ist der vir-
tuelle Raum. Der Journalismus dort, sagt er, unter-
scheide sich allerdings kaum von dem in der realen 
Welt. »Es ist egal, ob eine Demonstration im Second 
oder Real Life stattfindet. Die Berichte müssen recher-
chiert und geschrieben werden«. Second Life biete 
allerdings einen Vorteil: Man könne sich sofort zum 
Ort des Geschehens teleportieren. 

Allerdings gibt es auch einen Nachteil. Man kann 
mit seinen Quellen nicht reden, sondern nur chatten 
– mündliche Kommunikation ist in Second Life noch 
nicht möglich. 

Dem Betreiber auf die Finger schauen
Die AvaStar-Redakteure haben sich hohe Ziele 
gesteckt. Sie wollen investigativ arbeiten und vor 
allem dem Betreiber Linden Lab auf die Finger schau-
en. Allerdings ist bis auf einige Grundregeln in Second 
Life völlig unklar, was erlaubt und was verboten ist. 
»Skandale aufzudecken ist schon schwierig, weil es 
keine Regeln und keine Polizei gibt«, sagt Barnett. 
»Und wenn jemand tatsächlich etwas Verbotenes tut, 
kann er aus Second Life verschwinden und unter 
einer neuen Identität wieder zurückkehren«.  

Zwei Erfolgsgeschichten kann Barnett jedoch vor-
weisen. In der ersten Ausgabe schrieb ein Reporter 
über einen Mietskandal. »Mietbetrug trifft Händler 
– Unschuldige Ladenbetreiber aus ihrem Geschäft 
vertrieben«, titelte das Blatt. Der zweite Scoop handel-
te davon, dass Windows Vista und Second Life nicht 
kompatibel waren. Linden Lab habe das gewusst, die 
Community aber nicht informiert, lautete der Vorwurf 
des AvaStar. Drei Stunden später gestanden die 
Kalifornier das Problem ein, nach einer Woche war es 
behoben. Der erste Hinweis kam von einem Leser, viel-
leicht von einer Französin, wie Barnett vermutet. »Die 

Starporträt und 
Immobilienskandal: 

die erste Ausgabe des 
AvaStar von Bild.T-Online. 
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von Linden Lab können machen, was sie wollen, aber 
inzwischen hören sie auf uns und nehmen uns ernst«. 

Oft gehen in dem kleinen Berliner Büro erst nach 
Mitternacht die Lichter aus, obwohl der Tag meist 
um 9.30 Uhr beginnt. Weltweit sind mehr als 20 
freie Mitarbeiter in Second Life für The AvaStar unter-
wegs, die meisten von ihnen sitzen in den USA. Pro 
Geschichte zahlt Bild.T-Online 3.000 Linden-Dollar 
(10 US-Dollar) an die Freelancer, was im Verhältnis 
zu den Preisen in Second Life ein guter Verdienst ist. 
Für einen Leserreporter-Schnappschuss gibt es 500 
Linden-Dollar. »Jeder ist eingeladen, für uns zu schrei-
ben oder zu fotografieren«, so der Redaktionsleiter. 
»Die Leute wollen nicht mehr nur eine Zeitschrift 
haben, sondern mitwirken.« 

Die Konkurrenz schläft nicht 
Bild.T-Online ist nicht das einzige Medienunterneh-
men, das sich in die virtuelle Sphäre vorgewagt hat. 
Die Nachrichtenagentur Reuters hat ebenfalls auf einer 
Insel einen riesigen Gebäudekomplex auf die Beine 
gestellt. Im »Reuters-Atrium« können Besucher auf 
Bildschirmen Meldungen und Videos verfolgen, oder 
sie können sich ein Display abholen, das sie mit sich 
herumtragen und auf das sie die Nachrichten über-
tragen bekommen. Reuters nutzt diese Plattformen 
vor allem, um seine sowieso schon produzierten 
Nachrichten aus der realen Welt an einen größeren 
Rezipientenkreis heranzutragen. 

Doch gibt es auch reine Second-Life-Berichte. Als 
bislang einziger Reuters-Reporter berichtet Adam 
Pasick aus New York über aktuelle Ereignisse in der 
Parallelwelt. Er tritt unter dem Namen Adam Reuters 
auf und hat wie seine Kollegen vom AvaStar einen 
Vollzeit-Job. Zum Start des Projekts am 18. Oktober 
2006 erklärte Reuters-Vorstandschef Tom Glocer, 
es gehe vor allem um neue Technologien, neue 
Zielgruppen und neue Arten der Präsentation von 
Nachrichten. Zur Höhe der Kosten befragt, sagt ein 
Unternehmenssprecher in London ausweichend: »Es 
ist keine große, aber eine faszinierende Investition.« 

Auch andere Medienunternehmen wollen den Zug 
nicht verpassen. Magazine wie Cnet und Wired sind 
vertreten, Fernsehsender werben für ihre Programme. 
Seit Anfang März ist eine Berliner TV-Station namens 
»Life 4 You« auf Sendung, die ein Second-Life-
Fernsehmagazin produziert. 

Wo Journalisten aktiv sind, ist die Öffentlich-
keitsarbeit nicht weit: Auch PR-Agenturen haben 

bereits virtuelle Filialen gegründet. Und Politiker 
beginnen, den virtuellen Raum als Plattform zur 
Selbstdarstellung zu verwenden: So ging der franzö-
sische Präsidentschaftskandidat Nicolas Sarkozy in 
Second Life auf Stimmenfang (Näheres s. S. 24-25).  

Schluss mit gratis
Auch bei Bild.T-Online gibt es Bewegung. Seit Ende 
Februar erscheint zusätzlich zum englischen AvaStar 
eine deutsche Ausgabe. Bis vor kurzem konnten beide 
kostenlos auf der Seite www.the-avastar.com herun-
tergeladen wer-
den, seit Ende 
März kostet 
der Download 
der englischen 
Version 150 
Linden-Dollar 
(42 Cent). Nun 
hängt alles davon ab, wie sich die Downloadzahlen 
entwickeln – Gregor Stemmle verortete sie Mitte 
März »im fünfstelligen Bereich« – und ob sich genü-
gend zahlende Anzeigenkunden finden. Stemmle gibt 
sich optimistisch und erwartet eine Diversifizierung 
des AvaStar: Der Titel könnte sich zur Dachmarke 
für verschiedene Lifestyle- oder Wirtschaftsmagazine 
entwickeln. 

»Hype nährt sich selbst«
Bemerkenswert ist, dass Bild.T-Online & Co. sich 
gerade auf Second Life gestürzt haben; virtuelle 
Welten gibt es schließlich noch andere. Ingo Linde, 
Medienwissenschaftler vom Projekt »Animation in 
Neuen Medien« an der Universität Leipzig, sagt:  
»Journalistische Aktivitäten gibt es auch in anderen 
Online-Welten wie zum Beispiel dem Fantasy-Spiel 
World of Warcraft. Dort wird die Berichterstattung 
aber eher von engagierten Spielern vorgenommen, 
während sich die etablierten Medien bisher auf Second 
Life konzentrieren.« Das liege unter anderem daran, 
dass in Second Life weniger die spielerischen Elemente 
im Vordergrund stehen als vielmehr soziale Interaktion 
und ökonomische Entfaltung mit real konvertierbarem 
Geld – hier werde eine breitere und thematisch weni-
ger spezialisierte Klientel angesprochen.

»Und nicht zuletzt«, so Linde, »ist das Engagement 
der etablierten Medien wohl auch auf die massive 
Medienberichterstattung über Second Life zurückzu-
führen. Der Hype nährt sich selbst.«    �Q

Als bislang einziger Reuters-
Reporter berichtet Adam Pasick 
aus New York über die Parallelwelt. 
Sein Avatar heißt Adam Reuters.

Gregor Klaudius hat 
Kommunikations-
wissenschaft und 
Jura studiert und 
volontiert bei ddp. 
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Markus Horeld, Leiter der Tages-
spiegel Online -Redaktion, über 
den Erfolg des kreativen Wortspiels  
»Sensation!«.

Wie funktioniert das Spiel?
Horeld: Das Prinzip ist simpel: Man 
schlüpft in die Rolle eines Satirikers und 
muss dabei in nur fünf Minuten aus vier 
vorgegebenen Worten und einem festge-
legten Thema einen möglichst originellen 
Artikel stricken. Die Mitspieler entschei-
den dann mit einem Bewertungssystem, 
ob ein Text gelungen ist oder nicht. 

Wer denkt sich diese vier Pflichtwörter 
und die Themen jeden Tag aus?
Horeld: Das macht ein Computer nach dem Zufallsprinzip. 
Wir haben dafür eine große Datenbank angelegt. Dort sind 
tausende normale, aber auch sehr ungewöhnliche, teilweise 
vom Aussterben bedrohte Wörter gespeichert, wie zum Beispiel 
»urst« oder »Augenschmaus«.  
Bei den Themen trifft die Redaktion – zusammen mit einigen 
besonders aktiven Mitspielern, die wir zu Moderatoren gemacht 
haben – eine Vorauswahl. Der Computer wählt dann für jeden 
Mitspieler zufällig eines aus.

Was ist der Redaktion bei der Themensetzung wichtig?
Horeld: Natürlich versuchen wir, möglichst nah an aktuellen 
Ereignissen zu bleiben. Die Grüne Woche oder kürzlich die 
Berlinale mit all den Schauspielern haben viel Stoff für Themen 
geboten. Zum Teil kommen aber auch ernste Themen zur 
Sprache. Politik und Wirtschaft werden gern auf die Schippe 
genommen – das reicht von Bush bis Bin Laden. Die Beiträge 
haben aber immer einen satirischen, ironischen Ton. Wir als 

Redaktion würden nie Themen in die 
Datenbank geben, die nachrichtlich scho-
ckierend sind, wie »60 Tote in Bagdad«. 
Das würde einfach nicht in das humor-
volle Konzept des Spiels passen.

Lief das Spiel von Anfang an gut oder 
gab es Startschwierigkeiten? Und wie 
sieht es heute aus?
Horeld: Wir sind am Anfang förmlich 
überrannt worden. Es hat sich dann 
sehr schnell eine Community von mehr 
als 1.500 kreativen Autoren gebildet. 
Derzeit werden pro Tag etwa 70 bis 
100, manchmal auch 150 Artikel bei 
»Sensation!« geschrieben. Das können fik-
tive Nachrichten, aber auch Erzähltexte 

oder Glossen sein. Insgesamt hat Tagesspiegel Online pro Monat 
15 Millionen Page Impressions (Clicks innerhalb der Website, 
Anm. d. Red.) und etwa 5 Prozent davon entfallen auf die Seiten 
von »Sensation!«. 

Bei »Sensation!« gibt es nichts zu gewinnen, außer der guten 
Benotung der Texte durch die Mitspieler. Wie erklären Sie sich, 
dass das Spiel trotzdem so beliebt ist?
Horeld: Kleinere Gewinne, wie Bücher und Konzertkarten, 
gibt es schon, aber es stimmt: Die Schreiber machen es in erster 
Linie für Ruhm und Ehre. Ich glaube aber, dass die Anerkennung 
der anderen Mitspieler eine sehr gute Motivation ist. In der 
Regel beteiligen sich Leute, die hochkreativ sind, aber auch ein 
bisschen eitel. Darum legen sie viel Wert auf den Applaus von 
Gleichgesinnten. Übrigens gibt einer unserer Autoren selbst 
Seminare in kreativem Schreiben und hat schon Plätze über das 
Spiel verlost. Das ist ein schönes Beispiel dafür, dass sich die 
Community selbst speist. Ein sehr schönes Web 2.0–Projekt.

»WIR SIND FÖRMLICH ÜBERRANNT WORDEN«

Im Web 2.0 wird User-Generated-Content immer beliebter, um Leser an eine 
Zeitungsmarke zu binden. Eine bislang einzigartige Mischform aus interaktivem 
Spiel und fiktivem Bürgerjournalismus bietet der Tagesspiegel auf seiner Seite an.
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Ein anderer Grund für den Erfolg des Spiels ist sicherlich, 
dass mit Hilfe der sogenannten Community-Tools, also der 
Kommunikationsmöglichkeiten der Mitspieler untereinander, 
Freundschaften auch außerhalb des Spiels – also in der wirkli-
chen Welt – entstanden sind. 

Wenn sich die Autoren bei »Sensation!« registrieren, müssen 
sie Angaben zur eigenen Person machen. Wie ist er denn, der 
typische Sensation-Spieler?
Horeld: Wir können diese Angaben kaum überprüfen, aber 
wenn sie zutreffen, dann kommen die meisten User aus Berlin 
– rund 80 Prozent. Sie sind durchschnittlich 36 Jahre alt, und es 
sind etwas mehr Männer als Frauen. 

Kommt das Spiel bei den Jüngeren nicht an?
Horeld: Von Jugendlichen wird das Spiel tatsächlich kaum 
gespielt. Es gab zwar schon den Versuch eines Lehrers, seine 
Klasse für das Spiel zu begeistern, aber das gelang nicht dauer-
haft. Vermutlich liegt das daran, dass es hier um reine Fiktion 
geht, während Jugendliche eher das Bedürfnis haben, ihre 
Wirklichkeit mitzuteilen. Das zeigt der Erfolg von den vermeint-
lich echten Videos oder Profilen bei »You Tube« oder »My Space«. 
Mit der Idee von »Sensation!«, bei der man der Kreativität freien 
Lauf lässt, können sie dagegen wenig anfangen.  

Stichwort »Netiquette« Wo liegt für die Redaktion – abgesehen 
von strafrechtlichen Bestimmungen – die Grenze dessen, was 
veröffentlicht werden kann?
Horeld: Wir würden es nicht zulassen, dass einzelne Personen 
oder Personengruppen beleidigt werden. Allerdings hatten 
wir bei »Sensation!« noch keine Probleme damit – ganz 
im Gegensatz zu anderem User-Generated-Content. Bei den 
Leserbriefen auf Tagesspiegel Online müssen wir zum Teil 30 
Prozent aussortieren. Bei »Sensation!« gibt es so gut wie keine 
Entgleisungen – in mehr als zwei Jahren kam es insgesamt 
vielleicht vier Mal vor, dass wir etwas von der Seite nehmen 
mussten.

Wie kommt es, dass sich die Spieler von »Sensation!« besser 
benehmen als viele andere Onliner?
Horeld: Die Spielergruppe von »Sensation!« ist eine in sich 
geschlossene Zielgruppe, die niveauvolle Unterhaltung sucht. 
Außerdem haben die Themen nicht direkt etwas mit der 
Wirklichkeit zu tun. Dadurch ist die Atmosphäre weniger 
aufgeheizt.

Außerdem hätten aggressive oder dumme Artikel schlicht keine 
Chance, eine gute Bewertung zu bekommen. Ein schlechter 
Sprachstil oder Kraftausdrücke sorgen dafür, dass der Text von 
den Mitspielern so weit auf der Seite »heruntergevotet« wird, 
bis er nicht mehr zu sehen ist. Auf diese Weise erledigt sich das 
Problem vom selbst.

Von wem werden die Texte gelesen,  bevor sie online gehen?
Horeld: Sie werden mindestens drei zufällig ausgewählten 
Mitspielern zur Bewertung vorgelegt. Die Noten dieser drei 
»Gatekeeper« entscheiden über das Ranking; wenn alle eine 
Fünf gegeben haben, ist der Artikel so weit unten, dass er nicht 
mehr zu sehen ist.

»Sensation!« ist ein fiktives Journalismusspiel. Wollen Sie keinen 
wirklichen Bürgerjournalismus ?
Horeld: Man darf nicht vergessen, dass Bürgerjournalismus eine 
sehr aufwendige Moderation erfordert. Kontrolle ist sehr  wichtig, 
sonst entgleitet einem das Ganze. Das Wort »Bürgerjournalismus« 
heißt ja nicht, dass auch jeder zu Wort kommt. Viel hilfreicher 
sind für uns Leserkommentare geworden – nach unserer Ansicht 
eine gute Vernetzung zwischen den Autoren und der Leserschaft. 
Die Print-Redakteure sind dabei angehalten, direkt auf Kritik an 
ihren Artikeln zu reagieren. 

Wollen Sie »Sensation!« weiter ausbauen? 
Horeld: Geplant ist das auf jeden Fall. Bei dem anstehenden 
Relaunch unseres Online-Auftritts könnte »Sensation!«  ein 
eigenes Ressort – das Satireressort von Tagesspiegel Online wer-
den. Wir überlegen außerdem, ob wir eine Audioversion daraus 
machen oder ob wir die besten Geschichten als Pdfs anbieten.

Andere große Regionalzeitungen, wie das Hamburger Abendblatt 
oder der Münchner Merkur wollen die Nutzer mit einer großen 
Palette an herunterladbaren Actionspielen auf ihre Seite locken. 
Warum hält sich der Tagesspiegel da zurück?
Horeld: Wir sind in erster Linie ein Informationsmedium und 
wollen das auch bleiben. Aber natürlich ist ein bisschen kreati-
ves Entertainment auch wichtig. Darum bieten wir zum einen 
»Sensation!« an und Sudoku – und natürlich auch unterhaltsame 
Nachrichten. Aber darauf beschränken wir uns. Letztlich gehen 
die Leute auf die Seite des Tagesspiegels, weil sie Informationen 
wollen, und nicht, weil sie Tetris spielen wollen.
 

Die Fragen stellte Juliane Inozemtseva-Schoenherr.
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Guerilla-Marketing 2.0
Neue Plattformen rufen neue Formen der Manipulation hervor. 
Auch in Blogs und Wikis gibt es Schleichwerbung, politische PR und 
Bestechung – aber ebenso neue Möglichkeiten des Gegensteuerns.

VON MATHIAS SCHINDLER

D
ie Präsenz der Werbewirtschaft ist ein 
tauglicher Indikator für den Erfolg eines 
Mediums, einer technischen Infrastruktur 
oder einer Plattform. Als der Verleger Tim 

O‘Reilly im September 2005 sein Essay »What is 
Web 2.0« veröffentlichte, stellte er eine Reihe von 
Konzepten und Systemen des alten Internet der zwei-
ten Version gegenüber. 

An erster Stelle dieser Liste stand das Paar 
DoubleClick und Google AdSense – also statische 
Bannerwerbung versus Anzeigen, die fein auf den 

Inha l t  des 
Umfeldes abge-
stimmt sind. 
Vier Jahre nach 
dem Platzen 
der  Neuen 
Ö k o n o m i e 
standen nun 

Akteure im Rampenlicht, die schwarze Zahlen vor-
weisen konnten; sie verdienten an Werbung und der 
Vermittlung derselben. Google machte im letzten 
Quartal 2006 bei einem Umsatz von 3 Milliarden US-
Dollar 1 Milliarde Gewinn.

Neue Anbieter und neue Arten von Inhalt laden 
aber auch dazu ein, Werbemethoden neu auszulo-
ten und kommerzielle oder politische Botschaften in 
unverdächtigen Umfeldern zu platzieren. Gleichzeitig 
bieten die Systeme neue Möglichkeiten, diese 
Versuche aufzudecken und zu sabotieren. Vieles 
davon ist anekdotenhaft, durch die Rezeption verzerrt 
und unvollständig erzählt. 

Jubelperser im Kritiker-Blog
Johnny Haeusler, Blogger bei spreeblick.com, gebührt 
das Verdienst, Schleichwerbe-Umtriebe und ihre 

Demaskierung als erster im deutschsprachigen Raum 
ein wenig in den Medienmainstream getragen zu 
haben. Im Erzählstil der Sendung mit der Maus 
hatte Haeusler Ende 2004 das Geschäftsmodell der 
Klingeltonvertreiber Jamba dargestellt und Fallstricke 
in deren Abo-Modell kritisiert. Daran schloss sich eine 
Diskussion an, in der einige Jubelperser auffielen, die 
Jamba in Schutz nahmen. In ihren Kommentaren ver-
teidigten sie das Geschäftsmodell der Firma und reich-
ten die Verantwortlichkeit an die Eltern der Kinder 
weiter, deren Taschengeld für Klingelton-Abos verlus-
tig gegangen war. 

Durch ihre IP-Adresse waren die Schreiber allerdings 
leicht der Firma Jamba zurechenbar. Spott und Häme 
der Blogger über das stümperhafte Verhalten ergoss 
sich in einer Welle weiterer Postings über Jamba.

Im Gegner festgebissen
Wie effektvoll die Arbeit eines Blogs sein kann, der 
sich erst einmal in seinem Gegner festgebissen hat, 
zeigt das Beispiel groklaw.net. Dieser Blog begleitet 
seit Mai 2003 einen milliardenschweren Rechtsstreit 
zwischen den Softwarekonzernen SCO und IBM; 
SCO wirft darin IBM vor, illegal SCO-Quellcodes 
in das freie Betriebssystem Linux übernommen zu 
haben. Gebloggt wird darüber unter dem Pseudonym 
»Pamela Jones«: Freiwillige liefern wenige Stunden 
nach mündlichen Verhandlungen erste Berichte ab, 
Eingaben vor Gericht werden gescannt und mit 
Erläuterungen und weiterführenden Dokumenten 
versehen. Nebenbei liefert Groklaw unermüdlich 
Belege dafür, dass die SCO-Klage aktiv und klandestin 
von Microsoft unterstützt wird. 

Inzwischen rangiert die Aktie von SCO bei 0.93 
US-Dollar (Höchststand 2003: 19,42 US-Dollar), ein 
Ausschluss von der Börse NASDAQ wegen mangelnder 

Als der Klingeltonvertreiber Jamba 
in einem Blog kritisiert wurde, 

nahmen ihn einige Diskutanten in 
Schutz – es waren Mitarbeiter.

Über das Recherchie-
ren und Arbeiten im 

Web 2.0 gibt die beilie-
gende Message-Werkstatt 
Auskunft und Hilfe.
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Marktkapitalisierung und niedrigem Aktienwert steht 
offenbar wieder einmal bevor, während die zuständi-
ge Richterin die ursprüngliche Klage im Vorverfahren 
erheblich im Umfang reduziert hat. Prozessbeobachter 
bescheinigen dem inzwischen mehrfach preisge-
krönten Groklaw einen großen Anteil am Absturz 
des Rufes der Firma SCO. Ein kurzzeitig von SCO 
angekündigtes Gegen-Weblog zur Klage, genannt 
proSCO.net, erwies sich als Luftnummer: Statt 
Inhalten gab es nur einen einsamen Link auf die SCO-
Homepage. 

Als schließlich die Technik-Journalistin Maureen 
O‘Gara im Online-Magazin Linux Business News eine 
von derben Beschimpfungen durchsetzte Breitseite 
gegen »Pamela Jones« abfeuerte, bekam sie die Macht 
des Weblogs zu spüren: Proteste gegen den Verlag, 
Boykottaufrufe gegen dessen Werbepartner und ein 
Denial-of-Service-Angriff (massive Aufrufe der Seite, 
um den Server zu überlasten und die Seite für andere 
User unzugänglich zu machen). Das Magazin reagier-
te: Es stellte die Zusammenarbeit mit O‘Gara ein; viele 
ihrer früheren Artikel wurden von der Seite entfernt.

Firmen rüsten auf
Die Aufrüstung im sozialen Teil des Webs seit 2004 
ist beachtlich. Firmen bieten ihren Kunden Dienste 
zur Überwachung der Blogosphäre an, um die 
Wiederholung des Jamba-Falles zu vermeiden. Von 
größeren Firmen ist bekannt, dass soziale Netzwerke, 
größere Blogs und Wikis gezielt nach Texten durch-
sucht werden, die dem eigenen Ansehen oder den 
Interessen schaden könnten. 

Je nach Prominenz der Seite werden Korrekturen 
durchgeführt, nicht immer offen, nicht immer 
effektiv und oft mit dem Risiko einer öffentlichen 
Bloßstellung. Sozial akzeptiert ist dabei in den meis-
ten Fällen die Richtigstellung von Texten durch die 
Kommentarfunktion und mit offenem Visier. Firmen 
wie IBM und Yahoo haben für ihre Mitarbeiter ver-
bindliche Richtlinien zum eigenen Bloggen erstellt, 
die größtenteils öffentlich einsehbar sind (ein Beispiel: 
http://www.snellspace.com/IBM_Blogging_Policy_
and_Guidelines.pdf).

Post von Microsoft bekamen im Dezember 2006 
eine Reihe von Bloggern der »A-List«, also jener Blogs 
mit der größten Reichweite. In Zusammenarbeit mit 
dem PC-Hersteller Acer und vermittelt durch die 
PR-Agentur Edelman bot man den Autoren je ein 
Notebook »Acer Ferrari 5000« mit dem damals noch 

nicht im Handel erhältlichen Betriebssystem Microsoft 
Vista und der Bürosoftware Microsoft Office 2007 an. 
Ausdrücklich war es den Bloggern freigestellt, nach 
dem Test der »review units« die Geräte zurückzuschi-
cken, sie als Preis in einem Gewinnspiel auszuloben 
oder schlichtweg zu behalten. 

Die breit gefächerten Reaktionen darauf gin-
gen weit über diejenigen Weblogs hinaus, die von 
Microsoft mit den Notebooks bedacht worden waren: 
Kritik an der Amoralität dieses Angebotes, Stolz dar-
über, als Blogosphäre wahrgenommen zu werden, 
und technische Debatten über den Sinn und Unsinn 
des neuen Betriebssystems. 3.000 Dollar brachte die 
Versteigerung eines dieser units über Ebay ein; der 
Erlös ging an die Electronic Frontiers Foundation, 
eine Bürgerrechtsgruppe für die Wahrung des ersten 
US-Verfassungszusatzes im digitalen Zeitalter.

Kunstrasen-Demokratie 
Nicht immer erfolgt die Erschließung von neueren 
Informationssystemen für Werbezwecke mit offe-
nem Visier. Die Techniken hierfür stammen aus dem 
vergangenen Jahrhundert: »Astroturfing« bezeich-
net das Suggerieren einer breiten Massenbewegung 
durch Leserbriefe, Proteste, Aufrufe und sonstige 
Kampagnen durch erfundene Personen. AstroTurf, 
ein Kunstrasenfabrikat, dient hier als Anspielung auf 
»grassroots democracy« – den üblichen Ausdruck für 
das, was in Deutschland unter Basisdemokratie läuft.

Erhebliches Skandalpotenzial bietet die Online-
Enzyklopädie Wikipedia, die entsprechend dem 

Ethisch grenzwertig: 
Microsoft schenkte 2006
einflussreichen Bloggern 
Notebooks mit dem 
neuen Betriebssystem 
Windows Vista. Die 
Blogosphäre reagierte 
mit Kritik.
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Arbeitsmodell von Wikis grundsätzlich jeder Person 
in Texten auch Schreibrechte gewährt, ohne dass 
eine Anmeldung erforderlich ist. Wikipedia existiert 
im Jahr 2007 in mehr als 250 Sprachen, zu den größ-
ten zählen Englisch und Deutsch. In Suchmaschinen 
nehmen Seiten auf wikipedia.org Spitzenplätze ein. 
Die Wikipedia-Artikel aller 46 deutschen Minister 
und Staatssekretäre finden sich unter den ersten fünf 
Treffern von google.de, in einigen Fällen vor den eige-
nen Seiten der Politiker.

Wahlkampf in Wikipedia
Gut dokumentiert sind Artikelbearbeitungen in den 
biografischen Einträgen von Jürgen Rüttgers und Peer 
Steinbrück während des NRW-Landtagswahlkampfes 
2005. Eine nicht angemeldete Person hatte bei 
Steinbrück die Überschrift »Ehrenamtliche Tätigkeiten« 
in »Nebentätigkeiten« geändert. Ein Benutzer mit 
der IP-Adresse 193.17.243.4 entfernte einen Absatz 
über die »Kinder-statt-Inder«-Bemerkung von Jürgen 
Rütters. Diese Adresse gehörte zum Netzwerk des 
Deutschen Bundestages – eine Erkenntnis, die zwei 
Tage später zu der Spiegel-Online-Meldung »Wer 
manipuliert Rüttgers‘ Wiki-Einträge?« führte. Der 
CDU-Abgeordnete Ole Schröder sah sich genötigt, 
Vermutungen auf Diskussionsseiten und in Blogs zu 
dementieren, er sei der Urheber der Änderungen.

Im Januar 2006 blockier-
te ein Administrator der eng-
lischsprachigen Ausgabe der 
Wikipedia die Schreibrechte der 
IP-Adresse 143.231.249.141, 
von der aus mehrfach so-
genannter Vandalismus in 
Wikipedia-Artikeln stattgefun-
den hatte. Diese IP-Adresse 
gehörte zum US-Kongress 
und betraf mehrere tausend 
Computer von Abgeordneten 
und ihren Angestellten. Die 
Sperrung einer IP-Adresse, 
eines der letzten Mittel zur 
Eindämmung von Unruhe in 
Wikis, sorgte für ein immen-
ses Medienecho, stimuliert 
durch den Mann-beißt-Hund-
Charakter dieser Meldung. 
(dokumentierte Sperrungen 
unter: http://en.wikipedia.

org/wiki/Special:Ipblocklist)
Wikinews, ein ebenfalls auf Wikis basierendes 

Projekt zur Erstellung einer Nachrichtenseite mit 
Inhalten unter einer freien Lizenz, sezierte in den 
folgenden Tagen die komplette Liste der Beiträge 
aus dem Parlament (http://en.wikinews.org/wiki/
Congressional_staff_actions_prompt_Wikipedia_
investigation) und stellte eigene Nachforschungen 
an, um einzelne Bearbeitungsvorgänge konkreten 
Senatorenbüros zuzuweisen. Der Spiegel-Redakteur 
Malte Herwig trug darüber hinaus in der Ausgabe 
vom 15.1.2007 neue Fälle von Politikern zusam-
men, die Hand an ihren eigenen Artikel oder den von 
Gegnern anlegen ließen.

Auch für kommerzielle Umtriebe in Wikipedia gibt 
es Beispiele: etwa ein Versuch, kritische Abschnitte 
des Wikipedia-Artikels über das Online-Netzwerk 
StudiVZ zu schönen. Unternommen wurde der 
Versuch von der IP-Adresse 203.229.72.240 aus. 
Der Münchner Journalist Rainer Meyer, der unter 
dem Pseudonym »Don Alphonso« die Blogbar befüllt 
und dort seit November 2006 Peinlichkeiten, Tratsch 
und massive Sicherheitslücken in der StudiVZ-Seite 
zusammengetragen hat, enttarnte den Akteur als 
StudiVZ-Angestellten. Der Wikipedia-Artikel wurde 
kurze Zeit später in seinen ursprünglichen Zustand 
versetzt.

Nebentätigkeit oder 
Ehrenamt? Mitten im NRW-

Landtagswahlkampf 2005 gab es 
Streit um den Wikipedia-Artikel 

über Peer Steinbrück.
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Innerhalb der Wikipedia sorgen Fälle dieser Art für 
Debatten, prallen doch hier offenbar zwei Ansprüche 
der Enzyklopädie aufeinander: inhaltlich neutral zu 
sein und gleichzeitig durch jedermann bearbeitbar. 
Der Ratschlag, dass Personen mit Interessenkonflikt 
sich aus der Mitarbeit an den entsprechenden Artikeln 
fernhalten sollen, führt zu der paradoxen Situation, 
dass gerade die Experten in einem Thema davon abge-
halten werden, ihr Wissen zu Wikipedia beizutragen. 
Die englischsprachige Ausgabe rät in ihrer »Conflict of 
Interest Guideline« mehr oder weniger direkt davon 
ab, als betroffene Person an den Artikeln mitzuarbei-
ten und stattdessen auf den Diskussionsseiten konkre-
te Verbesserungsvorschläge zu machen, die dann von 
anderen Nutzern umgesetzt werden können.

Das dauert manchem Betroffenen allerdings 
zu lange. Einer davon war Doug Mahugh, ein von 
Microsoft angestellter Techniker, der für die Verbreitung 
des neuen Dateiformats Open XML sorgen sollte (ein 
sogenannter Open XML Technical Evangelist). Für 
Mahughs Geschmack war der Wikipedia-Artikel zu 
Office Open XML voller Ungenauigkeiten, Fehler und 
politisch gefärbter Aussagen; daher fragte er den XML-
Experten Rick Jelliffe, ob dieser bereit sei, den Artikel 
gegen Bezahlung zu korrigieren. Jellife schrieb in sei-
nem Blog freimütig über dieses Angebot, und binnen 
48 Stunden hatten mehrere Nachrichtenagenturen, 
Zeitungen sowie Aggregatoren das Thema übernom-
men. 

Transparenz im Chaos
Auf der Suche nach einem Fazit ist festzuhalten: Die 
Verhältnisse im sozialen Teil des Internets sind tat-
sächlich auf Dauer unübersichtlich. Allgemein akzep-
tierte journalistische Standards fehlen, Adaptionen 
von lokalen Pressekodizes sind mehr Blogger-Folklore 
denn gelebte und praktizierte Kultur (http://labu-
schin.com/journal/blogs-und-bloggen/der-blogger_
kodex). 

Trotzdem: Für versierte Nutzer bieten sich unzäh-
lige Mittel, Zusammenhänge zwischen Akteuren 
anzuzeigen, Interessenkonflikte nachzuzeichnen und 
Manipulationen aufzuspüren. Die in Wikis gespei-
cherten Versionen erlauben die Nachvollziehbarkeit 
aller Änderungen, die Bearbeitungen sind auch nach 
vielen Monaten noch konkreten Personen (nicht 
zwingend mit ihrem Realnamen) zuzuweisen. Sind 
Beziehungen einmal erkannt, können verdeckte 
Marketing-Operationen beliebig weit zurückverfolgt 

werden; solche Erkenntnisse – sind sie einmal publi-
ziert – sind dank guter Suchmaschinen auch für ande-
re Teilnehmer einsehbar.

In Blogs sind ebenfalls genügend Mechanismen 
vorhanden, um Manipulationen aller Art aufzu-
decken. Da hilft auch das nachträgliche Ändern 
von Blogeinträgen nichts, da über Aggregatoren 
und Ping-Dienste bereits Minuten nach der ersten 
Veröffentlichung Kopien quer über das Internet ver-
streut sind.

Auch für klassische Angebote im Onlinejournalismus 
gibt es zahlreiche Möglichkeiten, Transparenz zu 
praktizieren. Spätestens seit dem Gesetz über die 
Deutsche Nationalbibliothek obliegt es den Seiten-
Anbietern, eine 
Spe i che rung 
von Zwischen-
versionen er-
s c h i e n e n e r 
Artikel vorzu-
nehmen, wie 
sie bei Seiten 
wie Spiegel 
Online häufig vorkommen. Der Schritt zu einer 
Veröffentlichung dieser Zwischenschritte mit 
Zeitstempel und Änderungsanzeige ist dann nur noch 
ein kleiner.

Wikipedia hat für die Zukunft die Einführung »sta-
biler Versionen« angekündigt, die dem Nutzer die 
Wahl zwischen der jeweils aktuellsten und einer als 
»stabil« im Sinne einer inhaltlich als brauchbar mar-
kierten Version lassen. Eine absolute und einklagbare 
Garantie, diese stabilen Versionen frei von subtilen 
Marketingstrategien zu halten, wird es hingegen nie-
mals geben können. 

Insel-Aufenthalt gegen Bezahlung
Westlich von Web 2.0 haben Seefahrer der 
Werbezunft indes Neuland entdeckt und ihre Zelte 
dort aufgeschlagen: Second Life. Auf mietbaren 
virtuellen Inseln dürfen Firmen für dreistellige 
Monatsbeiträge Dependancen aufbauen. Solange 
jedoch die Nutzerzahlen im zweiten Leben trotz 
Hype und Spiegel-Titelgeschichte überschaubar sind, 
bieten sich auch hier Gelegenheiten für Freunde des 
Kunstrasens: Um in die Hitlisten der beliebten Orte in 
Second Life zu kommen, bezahlen Firmen laut einem 
Bericht im c‘t-Magazin Benutzer für das Abhängen 
auf ihrer Insel. �Q

Ein Angestellter von Microsoft war 
mit einem Wikipedia-Artikel über 
Open XML unzufrieden. Er bot 
einem Autor Geld für Änderungen.

Mathias Schindler 
studiert in Frankfurt 
am Main und ist
ehrenamtlich 
im Vorstand 
von Wikimedia 
Deutschland tätig.
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Die große Invasion der    
In der US-Bloggosphäre boomt die Medienkritik. Vom Media-Gossip- 
bis zum Korrektur spalten-Blog ist alles vorhanden. Manche Blogger 
verfolgen renommierte Journalisten und kritisieren deren Berichte. 

VON SUSANNE FENGLER

E
s gibt einen neuen Volkssport in den USA: 
Hexen  jagd auf Journalisten. Immer mehr 
me   di en     kritische Blogger blasen zum Halali 
auf die »Vierte Gewalt« – und die fühlt sich 

zu    neh mend verfolgt. Als »Tsunami« hat Nick Madi-
gan von der Baltimore Sun die Welle abertausen-
der medien  kritischer Blogs beschrieben, die derzeit 
aus den Untiefen des Internets in die Redaktionen 
schwappt. Howard Fineman, Chefkorrespondent Poli-
tik von Newsweek, gestand, dass die oft sehr per-
sön     li che Kritik der Blogger »weh tut«. Und Adam 
Nagour  ney von der New York Times gab zu Protokoll, 
dass die stetig wachsende Zahl digitaler Attacken 
me   dien      kriti scher Bürger einen allmählich »paranoid« 
mache. 

Tatsächlich können die Blogger schon auf spek-
takuläre »Erfolge« verweisen: Der Nach richtenchef 
von CNN, Eason Jordan, musste seinen Hut neh-
men, nachdem er wegen kritischer Äußerungen zum 
Umgang der US-Truppen mit Journalisten im Irak ins 
Visier konservativer Blog ger geraten war; der US-
Fernsehmoderator Dan Rather verkündete seinen 
vorzeitigen Abschied als Mo derator bei CBS, nach-

dem Blogger Fehler in einer seiner Reportagen über 
Präsident Bush aufgedeckt hatten. Nur spektakulä-
re Einzel fälle – oder sind sie ein Beleg für die neue 
Macht medien kritischer Blogger in den USA? 

In Deutschland rangiert Bildblog mit 40.000 
Be suchern pro Tag ganz oben auf der Liste der meist-
besuchten Blogs. In den USA ziehen gleich mehrere 
medienkritische Blogger wie Michelle Malkin (www.
michellemalkin.com) und John Amato (www.crook-
sandliars.com) über 100.000 User pro Tag an, wobei 
die Spanne selbst zwischen diesen A-List-Bloggern rie-
sengroß ist: Rankings zufolge versammelt der popu-
lärste Blog, www.dailykos.com, der neben politischen 
Themen regelmäßig auch Medienthemen aufgreift 
und von dem jungen Universitäts-Absolventen Markos 
Moulitsas betrieben wird, täglich eine Ge meinde 
von fast einer halben Million Nutzern. Der Blog des 
Journalisten Jeff Jarvis, der vielfach über das Verhältnis 
von alten und neuen Medien schreibt, wird von rund 
5.000 Personen pro Tag genutzt (www.buzz machine.
com). 

Die Popularität medienkritischer Blogs in den USA 
fügt sich in das Bild, dass Medienjournalismus und 

Medienkritische Blogs von 
Journalisten: 

www.michellemalkin.com, 
www.regrettheerror.com und  

www.pressthink.org
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     www-Watchdogs
Medienkritik dort traditionell eine größere Rolle als in 
Deutschland spielen. Im Internet war Jim Romenesko 
bereits vor rund zehn Jahren mit Mediagossip – einer 
Blog-ähnlichen Website – Pionier einer neuen Form 
von Medienjournalismus. Zu den Vorreitern der 
Medienkritik im Netz gehörten auch die Online-
Magazine Slate und Salon.

Die Frage nach dem Einfluss der Blogs auf den 
Jour nalismus – und den Medienjournalismus – ist 
umso spannender, als der Aufstieg der Blogs mit einer 
Krise des Journalismus in den etablierten Medien 
zu  sam  menfällt. Gerade die Zeitungen, die mit ihrer 
kontinuier lichen Medienberichterstattung traditio-
nell wichtige Akteure der Medien selbstkontrolle 
sind, haben mit wirtschaftlichen Schwierig keiten 
zu kämpfen. In den ver gangen en Jahren kam es in -
folgedessen immer wieder zu Stellenkürzungen in 
den Redaktionen, so dass für kostspielige Extras, 
wie den Einsatz von Ombudsleuten, immer weni-
ger Spielraum blieb. Medienorganisationen, wie 
beispiels  weise das Fernseh-Network CBS, experimen-
tieren inzwischen sogar mit einem kostengünstigen 
»vir tuellen« Ombudsmann, dem Ombudsman-Blog 
Public Eye (www.cbsnews.com/section/publiceye/
main500486.shtml).

Blogger – die »besseren« Medienkritiker? 
Auch für die Kommunikationswissenschaft sind 
die medienkritischen Blogs von großem Interesse. 
Mehrere Studien, die sich in den vergangenen Jahren 
mit dem Medienjournalismus beschäftigten (Fengler 

2002, Malik 2004, Weiss 2005), haben gezeigt, dass  
Medienkritik die in sie gesetzten Erwartungen nur 
bedingt erfüllen kann. 

Sind Blogger vielleicht sogar die besseren Watch-
dogs? Anders als die Medien jour nalisten der etablier-
ten Medien 
müssen blog-
gende Bürger 
keine Rück sicht 
auf die Empfind-
lich keiten von 
Jour nal is ten-
Kol   le gen oder 
derzeitigen und potenziellen Arbeit ge bern nehmen. 
Ebenso wenig besteht wohl die Gefahr, dass sie sich 
von Medienorganisationen zu PR-Zwecken instru-
mentalisieren lassen. 

Während sich Medien journalisten sich mehrheit-
lich als neutrale Informations ver mittler – und eben 
nicht als Kritiker und Kontrol leure verstehen –, deu-
ten Studien grund  sätzlich auf die eher »anwaltschaft-
lichen« Kom munikationsabsichten von Bloggern 
hin (vgl. u.a. Lenhart/Fox 2006). Es liegt allerdings 
bislang noch keine Studie zum Rollenverständnis 
medienkritischer Blogger vor. Wo viele Medien jour-
nalisten über Vorwissen und Interessenlage des brei-
ten Publi kums rätseln und versucht sein dürften, sich 
an den Informations bedürfnissen von Kollegen und 
Quellen zu orientieren, wissen die »citizen blogger«, 
was »Otto Normalverbraucher« über die Medien 
erfahren will. Feedbacks und Hit Rates geben zudem 

Blogs von journalistischen Laien: 
http://beta.newstrust.net, 
www.newshounds.us und 
http://newsbusters.org.

Dan Rather verkündete sei-
nen Rücktritt, nachdem Blogger 
Recherchefehler in einer seiner 
Reportagen nachgewiesen hatten.
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genauen Aufschluss, welche Themen mit hoher 
Aufmerksamkeit rechnen können.

Journalisten als WWWatchdogs
Auch renommierte Medienjournalisten bloggen 
mittler  weile über Medienthemen, an Popularität 
können es ihre Blogs allerdings meist nicht mit  blog-
genden Anwälten und Klavierlehrerinnen aufneh-
men. Traditionsreiche Fachmedien wie der Columbia 
Journalism Review (CJR) wurden derweil von wendigen 

Trendset tern 
wie Jim Rome-
nensko, dessen 
pfiffige Website 
M e d i a N e w s 
(www.poynter.
o r g / m e d i a -
news) längst 

Pflichtlektüre für Medien schaffende in den USA ist, 
unter Zug zwang ge bracht: Seit 2004 ist der CJR mit 
www.cjrdaily.org auf dem Markt. 

Auf die ausgeprägte Lust vieler Journalisten am 
Klatsch setzt das populäre New Yorker Medien-Blog 
www.gawker.com. Es gefällt sich in der Rolle des 
postmodern-ironischen Medien kritikers und zieht 
gerne unbeholfene Lokal-Reportagen durch den 
Kakao. Michelle Malkin ist eine der populärsten 
medienkritischen Journalistinnen in der Bloggosphäre 
und zugleich ein Medien phänomen, die attraktive 
junge Asiatin fällt immer wieder mit stramm kon-
servativen Positionen auf. Der kanadische Journalist 
Craig Silverman betätigt sich als »Ausputzer« der eta-
blierten Medien und betreibt einen Korrekturspalten-
Blog (www.regrettheerror.com). Einen differenzier-
ten Blick auf die Branche werfen auch die Blogger 
Jay Rosen (www.pressthink.org) und Richard Prince 
(www.maynardije.org/columns/dickprince), beide im 
Hauptberuf Forscher und Dozenten an Journalismus-
Instituten.

Politisch: Die Websites der »citizen blogger«
Oft kreativer, mitunter allerdings auch fragwürdiger ist 
das, was journalistische Laien an Medienkritik produ-
zieren. »Verbraucher portale« wie Newstrust laden die 
Mediennutzer zum »Quality-Check« der tagesaktuel-
len Bericht erstattung ein, einer vorbildlichen Bericht-
erstattung winken fünf Sterne (http://beta.newstrust.
net). In Anspielung auf das amerikanische Wort für 
Staubsauger – dust buster – betätigen sich »news bus-

ters« im gleichnamigen Blog des konservativen Media 
Research Center als selbst ernannte Ordnungshüter 
des Journalismus (http://newsbusters.org). Die News-
hounds rund um die liberale Klavierlehrerin Christine 
Bradley werben mit dem Slogan »We watch FOX so 
you don’t have to.« (www.newshounds.us) 

Viel beachtet wird ebenso der Blog Powerline, 
den drei Anwälte aus Minnesota betreiben. Sie wit-
tern  in ihrer Medienkritik stets liberale Umtriebe 
in den Redaktionen und unterstützen den Kurs der 
Bush-Regierung (www.powerlineblog.com). David’s 
Medienkritik beobachtet, wie die USA in deut-
schen Medien dargestellt werden (http://medien-
kritik.typepad.com). Aber auch Prominente nut-
zen ihre Blogs, um Medienkritik zu betreiben: Der 
Unternehmer und Eigentümer des Basketball-Teams 
»Dallas Mavericks«, Mark Cuban, watscht auf seiner 
Seite beispielsweise Sportjournalisten ab, die ihm 
Dinge in den Mund legen, die er nie gesagt habe. 
Cuban glaubt, dass seine Medienkritik auf www.
blogmaverick.com den Umgang der Medien mit ihm 
verändert hat: »Because if reporters are sloppy, they 
know I’ll call them on it.« 

Journalisten unter Druck
Auch Organisationen wie das Pentagon wehren sich 
mitunter durch Veröffentlichung von Interview-
Transkripten gegen ihrer Ansicht nach unfaire 
Berichterstattung. Andere Quellen machen ihren E-
Mail-Verkehr mit Journalisten öffentlich, so dass plötz-
lich jedermann den Medien machern bei ihren Nach-
rich tenentscheidungen in die Karten guc ken kann. 

»We’ve pretended to be like priests turning water 
to wine, like it’s a secret process. Those days are 
gone,« sagt der Politikjournalist Craig Crawford. 
Schon über le gen besorgte Journalisten, wie sie bei 
ihren Recher chen möglichst jede potenziell verhäng-
nis volle Spur im Netz vermeiden können. Andere 
nehmen die He  raus      forderung sportlich an, so Jeff 
Greenfield von CNN: »On the whole, I’m really 
happy to know there are a lot of people watching 
with the capacity to check me. It’s just another incen-
tive to get your facts right.« Man  che Reporter stellen 
ihre Rechercheprotokolle ins Netz. 

Fraglos braucht es ein dickes Fell, wenn sich 
– allerdings oft kurzlebige – Websites wie ein digi-
taler Schatten an die Fersen heften und teils auch 
noch wüste Beschimpfungen ausstoßen. Ein Beispiel 
hierfür ist die Website über Dan Rather www.rather-

Blogger verwandeln unzu friedene 
Mediennutzer in schlagkräftige 

Gruppen, die Kampagnen gegen 
etablierte Journalisten führen.  
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biased.com. Überhaupt fällt auf: Für viele bloggende 
Medienkritiker scheinen die Journalisten der etablier-
ten Medien öffentliche Personen geworden zu sein. 
Journalisten werden zunehmend ähnlich wie Politiker 
für missverständliche Statements in der Öffentlichkeit 
»geschlachtet«, müssen persönliche Beleidigungen 
und Unterstellungen hinnehmen. Howard Fineman: 
»We are public figures, whether we like it or not.«

Die populären Blogger sind Profis
Für den Erfolg medienkritischer Blogger gibt es viele 
Gründe: Sie sind hoch gebildet, haben eigene Zugänge 
zu Schlüsselveranstaltungen und Schlüsselfiguren und 
können so den journalistischen Augenzeugen eines 
Events oft eine eigene Version der Dinge entgegenset-
zen. Die Mehrzahl der medienkritischen A-List-Blogger 
bekennt sich auch offensiv zu ihrer Watchdog-Rolle. 
So sagen die FOX-kritischen Newshounds über sich: 
»Rather than serve as the public‘s eyes and ears, Fox 
and other media conglomerates have become echo 
chambers for the rich and powerful with whom they 
have become all too cozy. This blog is an attempt to 
counter that alarming condition.« 

Vor allem jedoch gelingt es den Bloggern, unzufrie-
dene Mediennutzer in kleine, schlagkräftige Grup pen 
– Netzwerke eben – zu verwandeln, die E-Mail- und 
Telefon kampagnen gegen missliebige Journalisten 
etablierter Medien starten und das zum Teil, siehe 
Rather und Jordan, mit durchschlagendem Erfolg. 
Die polulären medienkritischen Blogger sind vielfach 
Pro fis, einige von ihnen haben bereits eine Inter-
essen  vertretung gegründet, die sich für Rechte und 
Pflichten bloggender Medienkritiker einsetzt (www.
mediabloggers.org).

Auf der anderen Seite sind gerade die erfolgrei-
chen medienkritischen Blogs in den USA extrem 
politisiert. Die Kritik an der Berichterstattung über 
den Irak-Krieg und den Präsidentschaftswahl kampf 
2008 bestimmen die Agenda, nur wenige Blogs 
wie zum Beispiel Buzzmachine greifen ein weites 
Themenspektrum auf. Insofern erinnert die Situation 
der medienkritischen Blogs in den USA an die »parti-
san press« des 18. und frühen 19. Jahrhunderts. Die 
um Aufmerksamkeit bemühten Blogger scheinen sich 
sehr bewusst in Richtung der Ränder des polit ischen 
Spektrums zu positionieren – wohl auch, weil sich 
die eher an medien wirtschaftlichen Fragen abarbei-
tende Medienkritik in den Massenmedien hier eine 
»Marktlücke« lässt. Hinzu kommt, dass politische 

Akteure medienkritische Blogs gezielt zur Lancierung 
von Themen nutzen. Die Blogger laufen so Gefahr, 
sich zu einem PR-Instrument der Parteipolitik machen 
zu lassen.

Gegenseitige Vorwürfe
Regelmäßig versuchen konservative und auch liberale 
Blogger, gerade den Journalisten der Leitmedien man-
gelnde Objektivität in der Berichterstattung nachzu-
weisen. Kritikpunkt ist in vielen Fällen die angeblich 
mangelhafte Recherche der Journalisten. Lücken in 
der Recherche 
werden oftmals 
auf die poli-
tischen Motive 
der Journalisten 
zurückgeführt. 
Im Gegenzug 
wird in der 
Medienberichterstattung über die Blogger immer wie-
der auf die mangelnde Pro fessionalität vieler watch-
blogs hingewiesen. Eta blie r te Medienjournalisten 
haben womöglich ein Interesse daran, sich ihren Rang 
nicht von den neuen elektro nischen Wadenbeißern 
streitig machen zu lassen. 

Als Instrument der Selbstkontrolle haben sich die 
medienkritischen Blogs dies- und jenseits des Atlantiks 
sicherlich noch nicht etabliert. Aber sie ergänzen die  
Infrastrukturen der Medienkritik jetzt schon – fallwei-
se sogar mit durchschlagender Wirkung.  �Q
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der Leitmedien mangelnde Objektivität 
nachzuweisen.
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Frankreichs Journalisten    
Keine andere Nation surft und bloggt so viel wie die Franzosen.  
Klar, dass die Präsidentschaftskandidaten ihre Truppen auch online 
in Stellung brachten. Wie Weblogs den Wahlkampf prägten.    

VON MARC-CHRISTIAN OLLROG

A
ls in Frankreich der Wahlkampf tobte, atta-
ckierten sich die Konkurrenten Ségolène 
Royal, Nicolas Sarkozy, Jean-Marie Le Pen 
und François Bayrou mit harten Bandagen. 

Doch in einem Punkt waren sich alle einig: Den 
Feh ler des scheidenden Staatspräsidenten Jacques 
Chirac, die Bloggerwelt zu missachten, wollten sie 
vermeiden. 

Chirac galt seit dem gescheiterten Referendum 
über den EU-Verfassungsvertrag als überrollt von 
einer neuen medialen Entwicklung: Das »Non« der 
Franzo sen zur Verfassung war die Geburtsstunde 
einer neuen »fünften Gewalt« im Staat (Les Echos,
13.2.2007). Obwohl die großen, reichweitenstar-
ken Massen medien wie Fernsehen, Radio und die 
nationalen Tageszeitungen den Verfassungsentwurf 
positiv be sprochen hatten, entschied sich die 
Mehrheit der Franzosen dagegen und folgte damit 
einer Stimmungslage, die sich über die Welt der 
Webblogger verbreitet hatte.

Einige Daten belegen den Trend: Zwölf Millionen 
Haushalte, das sind 80 Prozent, verfügten 2006 über 
DSL. Von der Versorgungsdichte her ist Frankreich 
damit weltweit Spitzenreiter. 34 Millionen Franzosen 
surfen im Netz, mehr als ein Viertel (27 Prozent) 

davon bloggen laut einer internationalen Ipsos Mori-
Studie (9/2006), sieben Prozent davon beteiligen 
sich aktiv an Blogs. In Deutschland lesen derselben 
Studie zufolge nur 15 Prozent Blogs und nur zwei 
Prozent schreiben aktiv. 

Mehr als diese acht Millionen Blog-Nutzer erreicht 
die französische Tagespresse auch nicht – und schon 
gar nicht die vielen jungen Franzosen. Die haben sich 
von den entweder altbacken-staatstragend oder poli-
tisch voreingenommen wirkenden Zeitungen längst 
enttäuscht abgewendet. »Im Prinzip steht doch nichts 
in den Zeitungen, was nicht schon vorher anderswo 
veröffentlich wurde«, klagte unlängst France-24-
Journalist und Blogger Sylvain Attal, »manchmal 
muss man sogar in ausländische Zeitungen gucken, 
um etwas Neues über unsere eigene Politik zu 
erfahren. Deshalb wenden sich die Franzosen ans 
Internet, wo sie das Gefühl haben, dass ihnen nichts 
verheimlicht wird« (Le Monde 6.1.2007). 

Das Web ist das Leitmedium der Jungen: 61 
Prozent der 15 bis 25-Jährigen bezeichnen einer 
anderen Ipsos-Studie zufolge das Internet als wich-
tigstes Medium vor dem Fernsehen mit 45 Prozent 
und dem Radio mit 29 Prozent. Für die Tagespresse 
votierten dagegen nur noch 17 Prozent. 

Wahlkampf im Internet: die Seiten 
von Nicolas Sarkozy, Ségolène 

Royal und Francois Bayrou.
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    auf dem Abstellgleis  
Als erste warf die Sozialistin Ségolène Royal ihren 

Chapeau in den virtuellen Wahlkampf-Ring. »Seien 
sie kreativ und einfallsreich. Kontern Sie die Attacken 
unserer Gegner mit sachlichen Gegenargumenten. 
Wir müssen weiter zulegen, die Debatte intensivie-
ren. Ich zähle auf Sie. Zurück an die Tastaturen«, 
schrieb die frisch gekürte Kandidatin in einer 
Internet-Videobotschaft ihrer »militanten« Online-
Gemeinde im Januar 2007. Gerade die »internautes«, 
wie Onliner in Frankreich genannt werden, mobi-
lisierten die Parteibasis bei der Urabstimmung und 
ermöglichten so ihren Triumph über die sozialisti-
schen »Elefanten« Laurent Fabius und Dominique 
Strauss-Kahn bei der parteiinternen Kandidatenkür. 
In der segosphere.net und auf desirsdavenir.org avan-
cierte die Kandidatin bald auch national zur champi-
onne der Umfragen. 

Ihre »partizipative Debatte« über die Zukunft 
des Landes fand hauptsächlich im Internet statt. 
Jedermann sollte sich in einer der zahllosen Blogs 
daran beteiligen; die besten Anliegen, so versprach sie 
ihrer Web-Gemeinde, würde sie in das Wahlprogramm 
hineinstricken.

Doch schon Anfang März sahen die Umfragen 
Madame Ségo nicht mehr an der Spitze, ein 
Ab schwung, der ebenfalls auf  die reaktionsschnelle 
Welt der Blogger zurückzugehen scheint. Der Kandi-
datin waren im Februar ein paar Fehler unterlau-
fen, die sogleich dankbar ausgeschlachtet wurden. 
Jedermann konnte sich im Netz ein Video ansehen, 
das Ségo auf einer Veranstaltung zeigte, wo sie über 
die Faulheit vieler Lehrer lästerte, die nicht bereit 
seien, unentgeltlichen Nachhilfeunterricht zu leisten. 

Mitte Januar kam dann just in ihrem eigenen 
Blog das Gerücht auf, die ‚reiche Sozialistin’ Royal 
umgehe die Vermögenssteuer durch eine angeblich 
zu geringe Bewertung ihres Eigen heims (Le Monde 
21.1.07). Aus Angst vor einer Medienhysterie sahen 
sich dann alle relevanten Kandidaten gezwungen, 
ihre Vermögensverhältnisse öffentlich zu machen. 
Die Groteske hallt weiter nach. Jüngst deckte das 
satirische Wochenblatt Le Canard Enchaîné Unregel-
mäßigkeiten beim Verkauf von Sarkozys Appartement 
in Neuilly auf. 

Quelle und Intention solch populistischer 
Ge rüchte, Intrigen und Polemiken lassen sich wäh-
rend des  Wahlkampfes kaum ergründen – und wegen 
der hohen Eigendynamik kaum wirksam entkräften. 
Hochwertige und schwache Inhalte liegen meist nur 
einen Klick entfernt.

Digitales Feuer freigegeben
Noch im Februar zogen die anderen Kandidaten 
nach und brachten ihre Truppen online in Stellung. 
Rechtsextremist Jean-Marie Le Pen funkte ein SOS 
an seine e-militanten Anhänger. Diese ließen dann 
ihre Kontakte spielen und verhalfen ihm zu den noch 
fehlenden Patenschaften (benötigt werden 500), die 
erst seine Teilnahme an den Wahlen gestatten.  Auch 
François Bayrou, Kandidat der Mitte, mauserte sich 
Mitte März zum möglichen Überraschungsmann des 
ersten Wahlgangs, nachdem seine »infanterie du net« 
(Le Figaro, 7.3.2007) das digitale Feuer freigab. 

Der Neo-Gaullist und Innenminister Nicolas 
Sarkozy blieb auch in Sachen Internet seinem Ruf 
treu, der große Stratege zu sein und nichts dem Zufall 
zu überlassen. Er investierte mehrere Millionen Euro 
in seinen Internet-Auftritt und engagierte den Start-
Up-Profi Loïc Le Meur. Der sorgte dafür, dass der 
Kandidat Sarko bei jedem Auftritt in der Öffentlichkeit 
von einem Kamerateam begleitet wurde. Sogleich 
wurden die Videos auf NSTV (Nicolas Sarkozy TV) 
online verbreitet. Außerdem setzten die Strategen auf 
intensive Web-Interaktionen mit den Wählern; auf 
dem Webblog sarkozy.fr reagierten die Ghostwriter 
von Sarkozy tagtäglich auf Fragen, wenn diese in der 
Internet-Community als dringlich beurteilt wurden. 

Web-Profi Le Meur hatte bereits Anfang des Jahres 
rund 150 Blogger versammelt, darunter die Bekann-
testen der Szene, mit dem Ziel, deren Aktivitäten zu 
einer ferngesteuerten, individuell wirkenden Kampa-
gne zu bündeln und Themen zu setzen. Le Meur 
glaubt: »Ein Abendessen kann genügen, um Freunde 
zu überzeugen. Ein Blog spielt die gleiche Rolle.« 

Höchste Zeit in jedem Fall für die zunehmend 
auf dem informativen Abstellgleis rangierenden 
Journalisten, ihre eigene Funktion im Prozess der 
Meinungsbildung neu zu bestimmen.   �Q

Marc-Christian 
Ollrog ist Absolvent 
des Journalistik-
Studiengangs der 
Universität Leipzig.
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Saddam am Galgen
Tsunami, Flugzeugabsturz, Hinrichtungen – immer häufiger finden 
Amateurvideos ihren Weg in die Fernsehnachrichten. Der Umgang 
mit dem Filmmaterial aus oftmals dubiosen Quellen ist schwierig. 

VON LINA HATCHER, JOANNA ITZEK UND GESINE SCHRÖTER

Z
ur Hölle!«, ruft ein Mann aus dem Hinter-
grund Saddam Hussein entgegen. Auf einer 
Balustrade ist der irakische Ex-Diktator mit 
einem Strick um den Hals zu sehen. Zuvor 

hatten verschiedene Männer den Namen seines 
schärfsten Gegners, des Schiitenführers Muktada al-
Sadr, geschrien. Hussein liefert sich ein Wortgefecht 
mit seinen Henkern und spricht schließlich das isla-
mische Glaubensbekenntnis. Bevor er es ein zweites 
Mal zu Ende sprechen kann, öffnet sich die Klappe: 
Sein Körper stürzt in die Tiefe. Jubel bricht aus. Eine 
halbe Minute lang sind nur unklare Bilder zu sehen, 
dann ist Saddam wieder zu erkennen – er hängt 
noch am Strick.

Über die genauen Umstände der Exekution wüss-
te die Weltöffentlichkeit nichts ohne dieses zweite, 
inoffizielle Video, das die komplette Hinrichtung 
des Ex-Diktators zeigt. Nur einen Tag nach der 
Exekution, am 31. Dezember 2006, tauchten die 
Aufnahmen, vermutlich mit einem Mobiltelefon 
gemacht, im Internet auf. Zunächst auf einschlägigen 
dschihadistischen Forenseiten, binnen kürzester Zeit 
an zahlreichen anderen Stellen im Netz. 

Der entscheidende Unterschied zum vorher 
von Staatssender Irakija ausgestrahlten, von den 
westlichen Fernsehsendern übernommenen offi-
ziellen Video: Die Sequenz bricht nicht kurz vor 
der eigentlichen Hinrichtung ab, sondern zeigt den 
gesamten Vorgang  mit Ton. Sie konterkariert die auf 
Förmlichkeit getrimmte Darstellung der irakischen 
Regierung und beweist, dass Saddam bis zum letzten 
Moment beschimpft und verhöhnt worden ist.

Amateuraufnahmen werden salonfähig
Viele wichtige Ereignisse hätte die breite Öffentlichkeit 
nicht am Bildschirm verfolgen können, wenn nicht 

ein Laie im entscheidenden Moment die Kamera parat 
gehabt hätte. »Amateur-Material wird immer bedeu-
tender, weil es Authentizität vermittelt. Der Anteil 
in den Nachrichten hat quantitativ zugenommen«, 
sagt Joachim Trebbe von der Universität Freiburg 
(Schweiz). Er ist wissenschaftlicher Leiter der 
Programmforschung für die Landesmedienanstalten 
in Deutschland. »Angefangen hat das mit dem 
Absturz der Concorde«, erläutert Trebbe. 

Von Concorde, 11. September, Tsunami 
Was passierte damals? Am 25. Juli 2000 stürzte 
ein Concorde-Flugzeug direkt nach dem Start in 
Paris ab. Alle 109 Insassen starben, darunter 97 
Deutsche. Auch am Boden kamen etliche Menschen 
ums Leben. Nur wenig später tauchten Amateur-
Aufnahmen des Unglücks auf, gefilmt aus einem 
Truck. Die Frau des spanischen Fahrers filmte die 
brennende Maschine – Schwenk – ihr Mann ist im 
Bild, das brennende Flugzeug im Hintergrund. 15 
Sekunden. Das Ehepaar verkaufte die Aufnahmen 
vermutlich für eine fünfstellige Summe an einen 
spanischen Fernsehsender, Endlosschleifen folgten 
auf allen Kanälen. 

Es war der Beginn des kommerziellen Amateur-
films: Die Anschläge des 11. September, der 
Tsunami in Südostasien, der Hurrikan ‚Katrina’, die 
Bombenanschläge in Madrid und London. 

»Es handelt sich in erster Linie um eine normal-
technische Entwicklung, die dem zugrunde liegt. 
Das ist zunächst nicht als negativ oder positiv zu 
bewerten«, gibt Trebbe zu bedenken. Sobald jedoch 
Journalisten mit privat gedrehtem Filmmaterial 
in Berührung kommen, stellt sich die Frage nach 
dem richtigen Umgang des Medienschaffenden mit 
solchen Aufnahmen. Anerkannte journalistische 
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Standards sollten angewendet werden. Die Frage 
ist nur, ob dies auch tatsächlich passiert und ob die 
vorhandenen Standards in Anbetracht der aktuellen 
technologischen Entwicklung noch ausreichend sind. 
Genau das bezweifelt der Medienwissenschaftler 
Stephan Alexander Weichert in einem Telepolis-
Artikel: »Auch wenn immer wieder die Grenzen des 
Verbotenen diskutiert werden, gibt es keine professi-
onellen Richtlinien, die besagen, was gezeigt werden 
darf und was nicht.«

»Purer Voyeurismus«?
Zurück zum aktuellen Beispiel: Wie gingen die deut-
schen TV-Nachrichtenredaktionen mit dem über-
raschend aufgetauchten Videomaterial zu Saddam 
Husseins Hinrichtung um? 

Die meisten Sender beschränkten sich auf jene 
Sequenzen, die kurz vor der eigentlichen Hinrichtung 
Saddams abbrechen. Die ARD, zum Beispiel, benutz-
te am Nachmittag des 2. Januar lediglich die ton-
losen Aufnahmen aus dem irakischen Fernsehen 
und vermied dabei jede Einstellung von Saddam 
in Verbindung mit dem Galgen, um Rücksicht auf 
womöglich zuschauende Kinder zu nehmen. Ganz 
auf das inoffizielle Handy-Video wollte die ARD 
jedoch nicht verzichten. In den Tagesthemen wur-
den die ersten anderthalb Minuten gesendet, vor 
der eigentlichen Hinrichtung wurde das Bild jedoch 
eingefroren und es waren nur noch die Stimmen der 
Anwesenden aus dem Off zu hören.

Bekanntheitsgrad als Rechtfertigung?
Experten und Medienschaffende sind sich uneins 
darüber, ob Bilder einer Hinrichtung überhaupt in 
den Nachrichten gezeigt werden sollten. Allein mit 
dem Bekanntheitsgrad einer Person kann man dies 
nicht rechtfertigen. »Die Würde des Menschen ist 
unantastbar – das gilt auch für einen Diktator, mag 
er noch so verabscheuungswürdig gewesen sein. Den 
Moment seines Todes zeigen wir nicht!«, begründete 
der ARD-aktuell-Chefredakteur Kai Gniffke in sei-
nem Blog die Moral der Redaktion mit den brisanten 
Bildern. 

Ähnlich sieht es Stefan Leifert: »Saddam Hussein ist 
eine absolute Person der Zeitgeschichte, darüber lässt 
sich nicht streiten. Deshalb ist eine Berichterstattung 
über seine Hinrichtung gerechtfertigt, aber der 
Moment des Todes darf nicht gezeigt werden. Hier 
würden Persönlichkeitsrechte verletzt.« Leifert ist 

zurzeit Fernsehjournalist im ZDF-Hauptstadtstudio, 
sein wissenschaftliches Interesse gilt ethischen 
Grundlagen der Bild bericht erstattung. Gegen die 
Verwendung von Amateur material hat Leifert gene-
rell nichts einzuwenden, denn in Bezug auf journa-
listische Standards ist für ihn klar: »Ethisch stellen 
sich im Prinzip die gleichen Fragen wie bei eigenem 
Material: Ist das Material authentisch? Werden die 
Persönlich keitsrechte verletzt?«

Ganz anderer Meinung ist dagegen Horst Müller. 
Der Professor hat sich an der Hochschule Mitt weida 
mit den Auswirkungen der Veröffent lichung der 
Fol ter -Bi lder 
von Abu Ghraib 
befasst und 
ein Buch dazu 
heraus gegeben. 
»Hinrich tungs-
bi lder haben 
im Fern  sehen 
n i c h t s  z u 
su chen. So etwas muss man nicht durch Bilder 
doku mentieren. Das ist purer Vo yeu ris  mus für 
mich.« Müller betont weiter, dass das Motiv der 
Veröffentlichung entscheidend sei. Im Gegensatz zu 
den Fotos von Abu Ghraib wäre die bloße Darstellung 
der Hinrichtung Saddam Husseins allein nicht enthül-
lend. Dem könnte allerdings entgegengehalten wer-
den, dass allein schon die Tonaufzeichnung des inof-
fiziellen Videos sehr wohl enthüllenden Charakter 
hatte: Es war kein rechtsstaatliches Verfahren.

Ethische Bedenken und Kompromisse
Ungeachtet dessen »traut« man sich beim Fernsehen 
in jüngster Vergangenheit immer mehr. Die 
Hemmschwelle sei in den letzten Jahren gesunken, 
sagt Leifert. Das rein pragmatische Argument im 
Tagesgeschäft laute: »Wenn wir es nicht machen, 
machen es die anderen.«

Wie also mit diesen Bildern in der journalistischen 
Praxis umgehen, in der oft Konkurrenzdruck um die 
aktuellsten Bilder das Geschäft bestimmt? Ethische 
Zweifel sind dennoch angebracht. Leifert spricht von 
einer »Kompromiss-Linie«, die darin bestehe, kurze 
Ausschnitte oder Standbilder zu zeigen und das 
Geschehen zu kommentieren. Vielleicht hat die ARD 
in diesem Fall die am ehesten vertretbare Lösung 
gefunden, indem sie die Variante der gestaffelten 
Bericht erstattung wählte.  �Q

Die Tagesthemen sendeten die 
ersten anderthalb Minuten. Vor der 
eigentlichen Hinrichtung wurde 
das Bild jedoch eingefroren.

Lina Hatcher, 
Joanna Itzek und 
Gesine Schröter 
sind Journalistik-
studentinnen an der 
Universität Leipzig.
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Krebs oder nicht Krebs
Die Süddeutsche brachte auf ihrer Titelseite Handys mit Krebs in 
Zusammenhang und musste dafür eine Menge Prügel einstecken. 
Dabei hat sie nur unabhängiger gedacht als die Konkurrenz. 

VON UWE KRÜGER

I
n der letzten Ausgabe berichtete Message 
unter der Überschrift »Funkstille über 
Strahlungsschäden« über Merkwürdigkeiten 
der deutschen Medien im Umgang mit dem 

Thema Mobilfunkstrahlung. Fälle interner Zensur bei 
Süddeutscher Zeitung, Spiegel und MDR wurden 
beschrieben, Verflechtungen von BR, dpa, Bild und 
ZDF mit der Mobilfunkindustrie aufgezeigt. Ende 
Januar flammte das Thema Mobilfunkstrahlung kurz 
auf – und diese Blitzlicht-Medienkarriere lohnt ein 
genaueres Hinschauen.

Die Handy-Woche begann am Dienstag, dem 30. 
Januar, mit einem Nachdruck der Message-Geschichte 
in der taz. Am Tag darauf hatte eine der darin kritisier-

ten Medien, die 
Süddeutsche, 
einen überra-
schenden Auf-
macher auf 
ihrer Titelseite: 
»Handys kön-
nen Krebs aus-

lösen«. Niemand sonst im deutschen Blätterwald 
wartete mit einer solchen Story auf: »Nach jahrelan-
gem und intensivem Telefonieren steigt das Risiko, an 
einem bösartigen Hirntumor zu erkranken.«

Der Aufmacher bezog sich auf eine Teilstudie aus 
dem europaweiten Forschungsprogramm Interphone,  
das seit 2000 Daten von Hirntumor-Patienten in 
13 Ländern auswertet. Im International Journal of 
Cancer hatte eine Forschergruppe um die Finnin 
Anna Lahkola einen Artikel dazu veröffentlicht, den 
die Süddeutsche so wiedergab: »Um 39 Prozent 
erhöht sei bei dieser Bevölkerungsgruppe« – gemeint 
sind Menschen, die seit mindestens zehn Jahren 
ein Handy regelmäßig oder besonders intensiv nut-

zen – »das Risiko für Gliome, das sind Tumoren im 
Stützgewebe des Hirns«. Eine andere Studie um den 
schwedischen Wissenschaftler Lennart Hardell bestä-
tige den Befund und habe sogar ein noch höheres 
Risiko berechnet; weitere Wissenschaftler werden 
zitiert, die die Ergebnisse für plausibel halten. 

Allerdings weist Autor Christopher Schrader auch 
auf mögliche Fehlerquellen hin, und im Kommentar 
auf Seite 4 drückt er sich außerordentlich vorsichtig 
aus: »Aber es ist noch kein Beweis, eher ein begrün-
deter Verdacht.« Weitere Studien seien nötig, und: 
»Noch genügen die Argumente nicht, der boomenden 
Mobilfunk-Wirtschaft Fesseln anzulegen.«

Feuer aus allen Rohren
Am nächsten Tag zeigte sich die Leitmedien-Funktion 
der Süddeutschen – doch nicht alle mochten ihr in 
der Stoßrichtung folgen. Die Bild-Zeitung titelte zwar 
genüsslich »Krebs-Angst – So stark strahlt ihr Handy«, 
und die taz ging mit »Neue Hinweise auf Gefahren 
durch Mobilfunk« vorsichtig mit. Aber die dpa ver-
sorgte ihre Kunden mit der beruhigenden Meldung 
»Große Studie findet keinen Beweis für Krebs durch 
Handys«, die Welt sah »keine sicheren Hinweise«, für 
die Berliner Zeitung war »Krebs durch Handys nicht 
nachgewiesen«, der Tagesspiegel schlagzeilte ent-
schieden »Nicht mit Krebs verbunden«.

Am schärfsten widersprachen Spiegel und Stern 
in ihren Online-Auftritten noch am Tag der SZ-
Veröffentlichung. »Brutal-Bullshit der Ultra-Hardcore-
Klasse« schrieb Christoph Koch, Ressortleiter 
Wissenschaft und Medizin beim Stern, offenbar 
in einer Stunde höchster Erregung. Gegen den 
»zusammengefieselten Argumentationsfaden« und 
die »Teflon-Tricks aus der ersten Woche Volontariat« 
des »Kollegen Schrader« brachte er die Kernaussage 

»Brutal-Bullshit der Ultra-
Hardcore-Klasse«, erregte sich der 
Stern und erkannte »Teflon-Tricks 

aus der ersten Woche Volontariat«.
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der Wissenschaftler selbst in Stellung: »We found no 
evidence of increased risk of glioma related to regu-
lar mobile phone use«, stand in ihrem Aufsatz. Koch 
weiter: »Hat Christopher Schrader ein Intelligenz-, 
Bildungs- oder Verständnisproblem? Ich weiß: Nein. 
Hat er sich dumm gestellt? Ich glaube, so muss es 
sein. Operative Gründe: Ein weißes Loch auf Seite 
eins.« Außerdem sei die Studie auch noch 14 Tage alt 
gewesen; seit dem 17. Januar stand sie online. 

War die Süddeutsche also komplett durchgedreht, 
als sie etwas anderes als die Forscher selbst behaupte-
te? Schrader erzählt: »Ich habe mir die Studie durch-
gelesen und die Zahlen angeschaut, und da war eine 
signifikante Zahl. Und zwar genau dort, wo sich ein 
Krebsbefall nach biologischer Plausibilität zuerst zei-
gen würde.« Einige Monate zuvor, ergänzt er, habe 
eine andere Studie für den gleichen Sachverhalt eben-
falls signifikante Zahlen ergeben. »Mein Anliegen war 
zu sagen: Leute, schaut hin, diese Zahl ist womöglich 
wichtig, zeigt mindestens aber eine neue Qualität der 
Daten.« Wie die Wissenschaftler ihre Ergebnisse inter-
pretieren, sei zweitrangig. »Wichtiger war die Zahl, 
und die Zahl hat eine Aussage. Welche, darüber kann 
man streiten. Aber so platt wie die Kritiker meines 
Artikels kann man das nicht wegdiskutieren.«

An der Diskussion um die Aufmacher-Überschrift, 
an der sich viele Kritiker stießen, möchte sich Schrader 
nicht beteiligen. Doch es ist klar, dass nicht er, sondern 

die Chefredaktion sie zu verantworten hat. Ebenso 
klar ist, dass auf der Eins andere Gesetze gelten als 
auf der Wissenschaftsseite: Hier braucht man Griffiges, 
Eindeutiges. Es sei Schrader selbst nicht wohl dabei 
gewesen, »teilweise fanatischen Mobilfunkgegnern in 
die Hände gespielt zu haben. Aber nur weil mir deren 
Auffassungen nicht sympathisch sind, kann ich ja nicht 
einfach entsprechende Informationen unterdrücken.«

Wissenschaftlich kompetent
Apropos Informationsunterdrückung: In keinem der 
Artikel über die Studie wurde erwähnt, dass sie unter 
anderem vom Mobile Manufacturers‘ Forum (MMF) 
und der GMS Association finanziert wurde. Hinter 
diesen Vereinigungen verbergen sich die Großen 
der Mobilfunkindustrie: Nokia, Siemens, Motorola, 
Sony Ericsson, Vodafone, T-Mobile – und womög-
lich beförderte dies ja die Vorsicht der Forscher bei 
der Deutung ihrer Ergebnisse. Insofern handelte die 
Süddeutsche wissenschaftsjournalistisch kompetenter 
als ihre Kritiker, indem sie die Studiendaten eigenstän-
dig interpretierte. 

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) rea-
gierte jedenfalls weit weniger harsch als die 
Medienkonkurrenz: »Die jetzt veröffentlichten 
Ergebnisse«, so die Pressemitteilung am Tag des SZ-
Titels, »bestätigen den vom BfS vertretenen Vorsorge-
gedanken beim Gebrauch von Handys.« �Q

Uwe Krüger ist 
Redaktionsmitglied 
von message.

»Handys können Krebs 
auslösen«: Der überraschende 
Aufmacher der Süddeutschen
vom 31. Januar löste Empörung 
und Häme bei der Konkurrenz 
aus (Tagesspiegel vom 1. Februar, 
Spiegel vom 5. Februar).
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Die neue Vielfalt   
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  der Gratispresse

I
m zwölften Jahr ihrer Geschichte tritt die 
Gratiszeitung in eine neue Entwicklungsphase 
ein. Die Medienhäuser spezialisieren sich auf 
Themengebiete und Teilpublika und verbinden 

die gedruckte Gratiszeitung mit Web- und anderen 
elektronischen Angeboten. Und manche Verlage ent-
decken die gute alte Hauszustellung.

Die Zustellung nach Hause
In Reykjavik gibt es weder eine U-Bahn, noch fah-
ren dort Straßenbahnen. Für einen isländischen 
Verlag ist klar, dass er seine Zeitung zum Leser tra-
gen muss. Deshalb wird das isländische Gratisblatt 
Frettabladid (365 Media Europe/Dagsbrún) seit 
April 2001 nach Hause geliefert – an sieben Tagen 
in der Woche. 

Als die Isländer mit Nyhedsavisen (Auflage 
500.000) 2006 in den dänischen Markt einstiegen, 
war die Hauszustellung nur folgerichtig. Die traditio-
nellen Verleger vor Ort beeilten sich, dem Eindringling 
zuvorzukommen, und taten es ihm gleich. Von den 
fünf nationalen Gratiszeitungen werden inzwischen 
drei in die Hausbriefkästen ge steckt. In der viert-
größten dänischen Stadt Aalborg werden die 62.000 
Haushalte sogar noch mit einer vierten Zeitung ver-
sorgt, der Abendausgabe der regionalen Gratiszeitung 
Centrum Aften (Nordjyske). 

Doch die Hauszustellung ist teuer: Die Distri bution 
eines Exemplars direkt in den Postkasten schlägt beim 
däni schen Vertriebsmarktführer Bladkompagniet mit 
3,5 Kronen (47 Cent) zu Buche und kostet damit 
etwa vier Mal so viel wie das Aufstellen und Füllen 
von Zeitungsspendern an Bahnhöfen und Straßen-
kreuzungen. (Mehr zu den Gratiszeitungen in 
Dänemark lesen Sie in dem Beitrag von Anker Brink 
Lund auf der Seite 35)

Für die traditionellen wöchentlichen Anzeigen-
blätter ist die Hauszustellung dagegen ein alter Hut. 
So gesehen war es für das Anzeigenblatt Baslerstab 
auch nur ein kleiner Schritt, als es der Basler-Zeitung-
Medien-Verlag im Jahr 2000 mit der Baslerwoche 
zusammenlegte und in eine tägliche Zeitung umwan-
delte: »Als abzusehen war, dass die ‚Nordländer‘ in 
der Schweiz – so auch in Basel – Fuß fassen wollen, 
haben wir agiert und aus unserem traditionsreichen 
Anzeiger eine veritable Schnell-Lese-Zeitung gemacht« 
erklärt Dieter F. Wullschleger, Direktor des Baslerstabs, 
das Konzept. Seitdem wird die Gratiszeitung, der die 
Anmutung des Anzeigenblattes noch deutlich anhaf-
tet, täglich zwischen 8 und 9 Uhr morgens an die 
90.000 Haushalte in Basel distribuiert.

Neue Erscheinungszeiten   
Wer in London lebt oder arbeitet, kann sich sogar 
den ganzen Tag über mit Gratiszeitungen eindecken.  
Im Stil von  Boulevardzeitungen liefern sie lokale 
Aufregerthemen, Promi-News und haben einen aus-
führlichen Serviceteil (TV-Programm, Ausgehtipps); 
anders als traditionelle britische Boulevardblätter 
vertreten sie jedoch keinen politischen Standpunkt. 
Seit 1999 liegen die 548.000 Exemplare der Metro 
London (Associated Newspapers) von 6.30 bis 9.30 
Uhr in den Zeitungsbehältern an den Bahnhöfen von 
U-Bahn und Nahverkehrszügen der Metropole. Die 
vom selben Verlag herausgegebene, einzige regio-
nale Kaufzeitung Londons, der Evening Standard, 
deckte den Zeitraum zwischen 11 und 18 Uhr ab, 
bis Murdoch im September 2006 sein Gratisblatt 
The london paper (News International, Auflage 
436.000) auf dem Nachmittagsmarkt lancierte. 
Associated News papers reagierte mit London Lite 
(401.000), das das Murdoch-Blatt sogar mit zwei 

In europäischen Ballungsräumen drängen neue Pendler zeitungen auf 
den Markt. Die Verlage entwickeln Ziel gruppentitel und Crossover-
Konzepte. Die Phase des Verdrängungskampfs beginnt. 

VON ANDREAS EICKELKAMP UND ANNE STRÄTKER
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Ausgaben mittags und nachmittags angreift (siehe 
Abbildung). 

Auch in Dänemark weichen die Verlage inzwi-
schen auf andere Zeitfenster aus: Als Reak tion auf 
die drei neu eingeführten nationalen Gratisblätter 
mit ihrer morgendlichen Haus zu stellung wandel-
te Nordjyske seine seit 2002 in Aalborg verteilte 
Pendlerzeitung 10 Minutter  im August 2006 um: 
Unter dem neuen Namen Centrum Morgen  gehen 
jetzt 22.000 Exemplare ab 6 Uhr per Handverteiler 
und Zeitungskästen an die Pendler, ab 16 Uhr wer-
den 62.000 Exemplare als Centrum Aften in die 
Briefkästen der Haushalte in Aal borg gesteckt. Die 
zusätzliche Nachmittagsausgabe des dänischen 
Pendler blattes MetroXpress (224.000) von Metro 
International wurde jedoch nach nur drei Monaten 
im November vergangenen Jahres wieder eingestellt. 
Dieses Experiment kostete den Konzern nach eigenen 
Angaben insgesamt 750.000 Euro.

Zurück in die deutsche Schweiz: Da dort der 
Mor gen markt mit 20 Minuten (Tamedia, 420.000 
Exem plare mit 1,1 Millionen Lesern) bereits besetzt 
war, erhielt die Schweiz mit Heute (Ringier, 170.000 
Exem plare) im Mai eine Gratiszeitung für den Abend. 
»Nach der sensationellen Performance von 20 
Minuten in der Schweiz haben wir für uns überprüft, 
ob es Potenzial für einen zweiten Gratisplayer gibt«, 
sagt Dietrich Berg, der federführende Verlagsleiter bei 
Ringier. »Und ja, es gibt genug Potenzial. Für uns war 

es erfolg- versprechender, eine Nachrichten-Abend-
zeitung zu lancieren als eine Morgenausgabe, da die-
ser Markt noch nicht besetzt war.«  Heute ist derzeit 
die einzige Abendzeitung in der deutschsprachigen 
Schweiz. Wie 20 Minuten hat die durchgängig farbige 
Zeitung Heute die junge, urbane Leserschaft im Auge; 
dass die Heute-Redaktion ihre Leser konsequent duzt, 
macht deutlich, wie sehr sie sich um Jugendliche 
be müht. In Frankreich gehen seit dem September des 
ver gangenen Jahres 500.000 Exemplare von Direct 
Soir (Bolloré) ebenfalls nachmittags in den Markt 
(mehr hierzu siehe den Beitrag auf Seite 36 ff.).

Wenn Gratis zu einer Plage wird
Die vielen Gratisblätter verursachen gewaltige Men-
gen an Altpapier, das inzwischen den Unmut der 
Bürger erregt. In Dänemark beschäftigt sich sogar 
das Parlament mit diesem Problem. Die dänischen 
Verlage liefern täglich 1,2 bis 1,5 Millionen Gratis-
Exemplare an 750.000 Haushalte. Der zuständi-
ge Trans port minister Flemming Hansen mahnte 
sie, »Ingen gratisaviser tak«-Aufkleber (bitte keine 
Gratiszeitung) zu beachten, sonst würden ein 
Gesetz und Bußgelder die Gratisplage stoppen. Alle 
Verlage haben den Lesern auf ihren Internetseiten 
inzwischen die Möglichkeit eingerichtet, sich onli-
ne in Listen einzutragen, um die Zustellung zu 
untersagen. In der Praxis halten sich die Zusteller 
allerdings nicht immer daran. Ob freiwillig oder per 
Gesetz gezwungen – verweigert sich ein relevanter 
Teil der Bürger den Avancen der Verleger, können 
diese den Werbekunden keine hundertprozentige 
Haushaltsabdeckung mehr anbieten.

In London wendet der Stadtrat des Bezirks West-
minster konsequent das Verursacherprinzip an. Täglich 
drei Tonnen zusätzlichen Altpapiers produzieren allein 
die handverteilten Blätter London Lite und The lon-
don paper. Die Verlage wurden in der Vergangenheit 
bereits mehrfach mit Bußgeldern zur Kasse gebeten; 
sie mussten zusätzliche Recyclingtonnen finanzieren 
und dafür sorgen, dass nach 20 Uhr kein Papier mehr 
auf der Straße herumliegt.

Neue Special-Interest-Blätter   
Die Gratis-Tageszeitungswelt der zweiten Generation 
macht eine ähnliche Entwicklung durch wie alle 
Medien zuvor: Neben den neuen Verbreitungsweisen 
sucht sich »Gratis 2.0« spezielle Publika und be dient 
diese mit passgenauem Inhalt. Kostenlose Sport-

FORSCHUNGSPROJEKT: 
GRATISZEITUNGEN IN EUROPA

Rund um Deutschland werden in fast allen Ballungsräumen Europas 
journalistisch ge machte Gratiszeitungen verteilt – sogenannte 
Pendlerzeitungen, die frühmorgens (und manchenorts zudem am 

Nachmittag) die Berufstätigen mit aktuellen Nachrichten versorgen. Dieser 
neue Zeitungstyp hat vielerorts die Blattmacher der Kauf zeitungen in 
Angst und Schrecken versetzt. Wie reagieren? Wie genau  funktioniert der 
Gratiszeitungsmarkt?  Welche Auswirkungen wird er langfristig haben?

Mit diesen Fragen befasst sich ein von der Stiftung Presse-Grosso in 
Auftrag gegebenes, von Prof. Dr. Michael Haller geleitetes Forschungsprojekt 
des Instituts für Praktische Journalismusforschung (IPJ) in Leipzig. Auf den 
Seiten 30 bis 39 berichten Anne Strätker, Andreas Eickelkamp und Marc-
Christian Ollrog über einige für den Journalismus folgenreiche Befunde.            

Die Redaktion

S.030-034_Eickelkamp.indd   32S.030-034_Eickelkamp.indd   32 26.03.2007   16:44:13 Uhr26.03.2007   16:44:13 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



33

GRATISZEITUNGEN

���Q��2 / 2007

zeitungen und Wirtschaftstitel sind in den vergange-
nen Monaten verstärkt in Europa herausgegeben wor-
den. In Deutschland bietet Die Sportzeitung (DSV 
in Kooperation mit Lufthansa) seit November 2006 
ihre 65.000 Exemplare ab 5.30 Uhr zum Nulltarif im 
Warte- und Abflugbereich der deutschen Flughäfen 
sowie in den Flugzeugen selbst an. Die italienische 
Gratis-Sportzeitung Sport 24 (Edizioni Master) ver-
teilt ihre 350.000 Exemplare in Rom und Mailand.

Der sportbegeisterte Leser kann sich direkt im 
Stadion mit dem portugiesischen Gratistitel Diário 
Desportivo (Imprensa Gratuita Desportiva) einde-
cken, der einen Teil seiner 100.000 Gratisexemplare 
seit dem Start im Januar 2007 in den Sportarenen der 
Großräume Lissabon und Porto auslegt. In Spanien 
konkurrieren in den Städten Madrid und Barcelona 
seit April 2006 zwei unentgeltliche Sportzeitungen 
um die Gunst der Leser: El Crack 10 (Prensa Deportiva 
Gratuita SL, European Sport Press SL) lässt insgesamt 
185.000 Zeitungen verteilen, Penalty (Cofina und 
andere) 400.000 Exemplare. 

Kostenlose Wirt schaftstitel werden bis ins Büro 
geliefert. So werden die 83.000 Expem plare des City 
A.M. im Londoner Finanz- und Büroviertel nicht 
nur  auf der Straße verteilt, sondern auch direkt 
zur Arbeitsstelle gebracht. Die deutsche kostenlose 
Wirtschafts tages zeitung Business News (Holtzbrinck- 
Verlag) wählt für ihre Distribution ausschließlich die 
Direktbelieferung an Büros. Seit August 2006 gehen 
täglich 80.000 Exemplare an etwa 1.000 Firmen in 
sieben deutschen Ballungszentren sowie zusätzlich an 
den Deutschen Bundestag. Neben dem Kiosk-Vertrieb 
versucht in der Schweiz auch Cash daily (Ringier), das 
Zielpublikum der Finanzwelt direkt am Arbeitsplatz zu 
erreichen: 15.000 der insgesamt 75.000 Exemplare 
warten morgens in den Büros und Firmen-Postfächern 
auf ihre Leser.

Verschenkte Kaufzeitungen 
Verschiedene Verlage von Kaufzeitungen scheu-
en sich davor, eine Gratiszeitung herauszugeben, 
weil sie Kannibalismus befürchten: Wer eine neue 
Umsonstzeitung liest, greift nicht mehr zum ange-
stammten Blatt. Diese Erfahrung machte jedenfalls die 
Manchester Evening News (MEN). Sie entwickelte 
daraufhin ein neues Geschäftsmodell und verschenkt 
jetzt einen Teil ihrer normalen Auflage. Zuvor lagen 
die Zeitungen des regionalen Monopolisten ab mittags 
für 35 Pence (rund 52 Cent) am Kiosk. Morgens ver-

sorgte dagegen  Metro, die in Kooperation mit MEN 
erscheint, die Pendler gratis. »Wir wussten, dass die 
Metro-Leser, die sich tagsüber im Stadtzentrum auf-
halten, nicht die MEN kaufen«, erklärte Mark Rix, 
Geschäftsführer Anzeigenverkauf MEN. 

Zunächst wollte der Ver lag die junge, gutverdie-
nende Leserschaft der Angestellten auf ihrem Nach-
hauseweg mit einer eigenen Pendlerzeitung, MEN 
Lite, auf das Hauptblatt aufmerksam machen. Sie 
kam  bei den Lesern gut an, doch der MEN-Verkauf 
ging zurück. Im Mai 2006 entschied sich der Verlag, 
stattdessen einen Teil des Hauptblattes zu verschen-
ken, um das für die Werbung attraktive Publikum 
besser zu erreichen. Rix: »Die einzige Methode, sie 
zum Lesen unserer Zeitung zu bewegen, ist, das 
Produkt zu ihnen zu bringen – zur richtigen Zeit, an 
den richtigen Ort.« 

Oben: Die Grafik zeigt, zu welcher 
Uhrzeit Gratis- und Kauftitel in 
London erscheinen.

Unten: Zunächst brachte die 
Manchester Evening News mit 
MEN Lite eine eigene Gratiszeitung 
heraus, seit Mai 2006 wird ein Teil 
der normalen MEN Ausgabe gratis 
verteilt. 
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Die Anzeigenkunden erklärten sich im Vo r feld mit 
dem zwei      ge teilten Konzept einverstanden, sofern die 
Annon cen  preise gleichblieben, sich das Leser profil 
verbessere und der Vertrieb zweifelsfrei nachgewie-
sen würde.

Die Kombination von Verkaufen und Verschenken 
steigerte die verbreitete Auflage um 24 Prozent. 
78.000 Exemplare erhalten die Leser in der Man-

chester Innen-
stadt jetzt gratis 
an Zeitungs-
kiosken, von 
Hand ver teilern 
oder aus Ent-
nahme stellen in 
vielen Büros 

und am Flug hafen. 95.000 Stück werden am Stadtrand 
und in der Region wie bisher verkauft (siehe Ab-
bildung). Das Zwitter-Modell hat demnach nicht nur 
der Kannibalisierung entgegengewirkt, sondern die 
Gesamtauflage der Zeitung gesteigert. 

Schon fand dieses Modell in Groß britannien 
Nachahmer: Die Liverpool Daily Post be gann im 
November vergangenen Jahres ebenfalls damit, 2.000 
Exemplare ihrer 18.000er -Auflage gratis an Fußgänger 
im Geschäfts viertel von Liverpool zu verteilen und 
weitere 4.000 in Büros zu liefern. Einen ähnlichen 
Schritt, jedoch radikaler, hat die schottische Daily 
Record P.M. hinter sich: Erst im September 2006 als 
Kaufzeitung am Abend gegründet (15 Pence; rund 
22 Cent), wurde das Blatt vom Verlag Trinitiy Mirror 
nach nur fünf Monaten komplett in eine Gratiszeitung 
umgewandelt, ohne Veränderung des journalistischen 
Konzeptes.

Die 2006 lancierte überregionale Zeitung Öster-
reich (Fellner) leistet es sich, in Wien und Linz mehr 
Exem plare der dortigen Regional ausgaben zu ver schen-
ken als zu verkaufen. 127.000 sind soge nannte City-
Aus  gaben ohne Beilagen und werden gratis verteilt. 
Dagegen beträgt die gesamte, in Österreich verkaufte 
Auflage bescheidene 162.300 Exemplare. Motiv ist 
auch hier, den Anzeigenkunden eine hohe Reichweite  
zu bieten. Fellner selbst will die City-Ausgaben als 
eine zeitlich befristete Marketing-Maßnahme verstan-
den wissen. 

Andere, kleinere Experimente
Abseits von diesen großen Trends experimentieren 
die Medienhäuser mit verschiedenen Konzepten, 

um entweder ihr Hauptblatt oder ihr Gratisprodukt 
zu stützen:
�Q Mini-Gratisblatt als Appetitmacher: In der italieni-
schen Schweiz soll seit März die Umsonst zeitung 
Corriere del Ticino-Buongiorno Appetit auf die kom-
plette, verkaufte Ausgabe der Tageszeitung machen. 
Sie besteht aus lediglich vier Seiten im Tabloid-For mat 
und wird frühmorgens in den öffentlichen Verkehrs-
mitteln im Raum Lugano verteilt.
�Q��Wochenendausgabe: Während andere Gratis zei-
tun gen lediglich montags bis freitags erscheinen, hat 
Nyhedsavisen in Dänemark seit seinem Start eine 
Sonnabendausgabe im Programm. Damit kontrolliert 
der Verlag den Gratismarkt am Wochenende und übt 
so starken Druck auf die etablierten Zeitungen aus. 
�Q��Kioskvertrieb: Cash daily nutzt die Logistik der 
Ringier-Verlagsprodukte und ist so auch an 1.150 
Kiosken in der Deutschschweiz erhältlich. Die Gratis-
Wirtschaftszeitung liegt dort neben ihrem wöchent-
lichen Mutterblatt Cash (4,80 SFR, 3 Euro) und 
profitiert so von der Nähe zu den kostenpflichtigen 
Finanztiteln am Kiosk. 

Vernetzung zwischen Online und Print
Viele Verleger der Gratis zeitungen haben Print und 
elektronische Angebote vom Start weg vernetzt. Dies 
trifft zumindest auf diejenigen Titel zu, die die Verlage 
aus eigenem Antrieb in die Märkte gebracht haben, 
weniger auf solche, die sie lediglich als Abwehr maß-
nahme lancierten. Zum einen sichern sie sich damit 
ein Standbein für eine Zukunft, in der die kostenpflich-
tige gedruckte Zeitung zu einer Rarität werden könn-
te, zum anderen halten sie schon jetzt engen Kontakt 
zu den jüngeren Mediennutzern, die spielerisch zwi-
schen verschiedenen Medien springen. Verweise im 
Gedruckten auf Internetseiten, Handy-SMS-Alarme 
und die elektronische Ausgabe gehören heute bei der 
Gratistageszeitung wie selbstverständlich dazu. 

Der norwegische Schibsted-Konzern (20 Minuten) 
wächst derzeit deutlich im Internet und soll nach 
Analysten-Schätzungen 2008 nahezu 60 Prozent 
seines gesamten Gewinns durch das Online-Geschäft 
erzielen. Der Schweizer Verleger Ringier versteht 
seinen kostenlosen Wirtschaftstitel Cash Daily als 
E-Paper, das auch gedruckt wird. Der Cash-Online-
Auftritt, Web-Fernsehen und Handy-Dienste bil-
den ein Gesamtpaket, bei dem bedrucktes Papier 
lediglich einer von vielen verschiedenen möglichen 
Informationswegen ist.  �Q

Andreas Eickelkamp 
ist freier Journalist 

in Berlin und 
Lehrbeauftragter 

an der Universität 
Leipzig. Anne 

Strätker ist freie 
Journalistin in 

Münster.

Mehr Special-Interest: In ganz 
Europa werden unzählige neue 

Sport- und Wirtschaftstitel heraus-
gegeben und umsonst verteilt.
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Die Dänen sind mitnichten Weltmeister im Kaufen von Tages-
zeitungen. In Län dern wie Norwegen, Finnland oder Japan 
le sen deutlich mehr Menschen eine Abo n nements  zeitung. Kein 

anderes Land hat aber eine vergleichbare Gratiszeitungsgeschichte: Es 
wird geschätzt, dass 92 Prozent der dänischen Bevölkerung regelmäßig 
kostenlose Tages- oder Wochenzeitungen liest. 

Seit drei Jahrzehnten bilden mehr als 300 Gratis-Wochen zeitungen 
die finanzielle Basis der lokalen und regionalen Medienhäuser in Däne-
mark. Zur Jahrhundertwende wurde dieser Markt durch zwei überre-
gionale und drei regionale Pendlerzeitungen nach Machart der Metro 
erweitert. Im letzten Herbst kamen drei weitere Gratis-Tageszeitungen 
mit Hauszustellung dazu.

Pessimisten sehen in der gegenwärtigen Entwick lung den Selbstmord 
des traditionellen europäischen Zeitungsgeschäfts. Opti misten halten 
die neues ten Experimente für den besten Weg zu einer Neuerfindung 
des stagnierenden Printmediums. In jedem  Fall ist die Hausuustellung 
in Dänemark mit ihrem hohen Einsatz und den außergewöhnlichen 
Marktbedingungen für Zeitungs  leute überall auf der Welt von beson-
derem Interesse.

Der isländische Eindringling 
Das Modell kommt aus Island. Das islän dische Unter nehmen Dagsbrun 
startete im April 2001 die Hauszustellung mit dem Gratisblatt Fretta-
bladid. Heute werden an sieben Tagen der Woche 95.000 Exem-
plare ausgeliefert in einem Land, das nur 105.000 Haushalte zählt. 
Konkurrenz -Tageszei tungen verloren ein Drittel ihrer Leser, im 
Anzeigen  geschäft lagen ihre Ver luste bei etwa 30 Pro    zent.  

Gestützt auf ihren Erfolg in Island, entschloss sich Dagsbrun 
2006, international zu agieren. Man ent schied sich für Dänemark 
als Versuchsfeld. Die isländischen »Eindringlinge« verkündeten ihre 
Absicht bereits sechs Monate vor der tatsächlichen Lancierung ihres 
Gratisblatts Nyhedsavisen. Das gab den einheimischen Verlagen Zeit, 
sich auf den Neuankömmling vorzubereiten. Die meisten hielten die 
Idee der Hauszustellung von Gratiszeitungen aber für undurchführbar, 
so dass letztendlich nur drei Verlage mit einem eigenen Abwehr-Produkt 
reagierten.

Um den großstädtischen Markt zu sichern, lancierte das regio-
nale Verlagshaus Nordjyske am 14. August 2006 die morgens und 
abends erscheinende Gratiszeitung Centrum. Am folgenden Tag warf 
die nationale Mediengesellschaft Berlingske ihre frei Haus gelieferte 
Gratiszeitung Dato auf den Markt. Einen Tag später folgte der andere 
bedeutende nationale Verleger JP/Politiken mit dem ebenfalls zugestell-
ten Gratisblatt 24Timer.

Mit ihrem Vorgehen sicherten sich die etablierten Zeitungen den 
Vorteil, zuerst am Zug zu sein. Doch die Blätter ließen von Anfang an 

keinen journalistischen Ehrgeiz erkennen, die redaktionellen Inhalte 
sind weit entfernt von denen einer Qualitätszeitung: kurze Meldungen, 
aufsehenerregende Grafiken, ein starker Fokus auf Lifestyle und 
Unterhaltung.

Nyhedsavisen, der isländische Herausforderer, hat größere journa-
listische Ambitionen, der Verlag stellte immerhin 100 Redaktions mit-
glieder ein. Den Anzeigen kunden versprach man, eine Million Leser 
zu erreichen, und äußerte die Erwartung, innerhalb von drei Monaten 
ein Viertel des landesweiten Anzeigengeschäfts zu beherrschen.

Hohe Verluste für die Verlage 
Alle Gratiszeitungen hatten sofort beträchtliche Probleme mit der 
Zustellung ihrer Blätter. Im Gegensatz zu den Pendlerzeitungen erfor-
dert das Modell verlässliche Zusteller-Services, Generalschlüssel für die 
Wohnhäuser und die Akzeptanz der potenziellen Empfänger. Nichts 
davon war leicht zu bekommen. So waren sowohl Leser als auch 
Anzeigenkunden enttäuscht. Eigentlich sollten fünf Millionen Leser 
erreicht werden, tatsächlich sind die Zahlen ernüchternd: 24Timer führt 
mit 400.000 täglichen Lesern, gefolgt von Nyhedsavisen mit 300.000 
und Dato mit 200.000.  

Nach sechs Monaten erbitterten Konkur renz    kampfs sollen die 
drei zugestellten Gratis zei tungen heute an jedem Auslieferungstag 
3 Millionen Dkr (etwa 430.000 Euro) Verlust machen. Man geht 
inzwischen davon aus, dass in naher Zukunft zwei oder mehr 
Gratiszeitungen entweder fusi   onieren oder zumindest zusammenar-
beiten werden. 

Das Experiment ist aber nicht nur für die beteiligten Verlage kost-
spielig, es übt insgesamt einen starken Druck auf die Anzeigenpreise 
in Dänemark aus. Und es hat dem Ansehen und Ruf des Printmarkts 
geschadet, weil die Probleme mit der Zustellung auch auf die bezahl-
ten Abonnementstitel übergreifen. Die messbaren Auswirkungen auf 
die Konkurrenz sind begrenzt: Seit dem letzten Jahr verzeichnen die 
beiden überregionalen Pendlerzeitungen einen Auflagenrückgang 
von zwei Prozent. Die Auflagen von Qualitätszeitungen sind in den 
vergangenen Jahren ohnehin kontinuierlich zurückgegangen, zuletzt 
um fünf Prozent, die von Boulevard blättern sogar um 10 bis 12 
Prozent. 

Noch ist die Hausuustellung von Gratisblättern in Dänemark nicht 
gescheitert, doch die ersten Monate haben gezeigt, dass es für Verlage 
ein kostspieliges Experiment ist mit wenig Aussicht, die Gewinnzone 
zu erreichen.      

Anker Brink Lund ist Professor für Medien management an der 
Business School in Kopenhagen.

Übersetzung: Rebecca Pohle

DER DÄNISCHE VERSUCHSBALLON

Seit sechs Monaten werden drei dänische Gratiszeitungen direkt nach Hause geliefert. 
Doch das Zustell-Experiment hatte erhebliche Startprobleme. Eine erste Bilanz.   
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Der französische Kampf   
Existenzängste quälen die nationale Presse. Die zahlreichen Gratis -
titel haben den französischen Zeitungsmarkt aufgewühlt und verän-
dert. Zuletzt blies Bolloré mit zwei neuen Blättern zum Angriff. 

VON MARC-CHRISTIAN OLLROG

W
enn der Multiunternehmer Vincent 
Bolloré sein rastloses Streben nach 
neuen Zukäufen erklären soll, sagt er 
gerne Sätze wie diesen: »Wenn ich 

Franzose wäre, würde ich das nicht tun.« Bolloré ist 
aber Bretone und verfügt noch dazu über eine stolze 
Familiengeschichte. Zwei seiner Onkel waren unter 
den nur 177 Franzosen im legendären Kommando 
Kieffer, das am 6. Juni 1944 in der Normandie lan-
dete. Das verpflichtet, und so setzte sich der mit 
Zigarettenpapier (OCB) und Logistik reich gewordene 
Chef eines breit aufgestellten Familienunternehmens 
ein neues Ziel – die Massenmedien. 

Der 55-Jährige mischt den französischen Medien-
markt seit drei Jahren derart expansiv auf, dass 
manche in ihm schon »Citizen Bollo« (Le Journal 
du Dimanche, 26.3.2006), mindestens aber einen 

»Freischärler« (Les Echos, 
20.11.2006) sehen. 
Mit Beteiligungen im 
Kinogeschäft (Gaumont 
Mac Mahon),  dem TV-
Sender Direct 8, den 
Anzeigenriesen Havas 
und Aegis und dem Mei-
nungsforschungs institut 
CSA schuf er sich ein klei-
nes Imperium. Tendenz: 
wachsend. 

Nichts scheint mehr 
vor dem Zugriff Bollorés 
sicher, der unter Verweis 
auf seine prall gefüllte 
Kriegs kasse schon wei-
tere Zukäufe ankündigt. 
Auch die Kaufpresse soll 

ihn interessieren. Er operiere mit langfristigen Zielen, 
sagt Bolloré, handele dann aber schnell. 

Sein letzter großer Coup ist die Lancierung der 
Pariser Gratiszeitung Matin Plus, mit der er den 
arrivierten Gratisblättern 20 Minutes und Metro 
mit einem dritten nationalen Titel die Stirn bie-
tet. Damit schließt sich nach fünf Jahren das so 
genannte réseau Plus, das bis dahin nur in fünf 
Städten der Provinz bestanden hatte (Marseille, 
Lyon, Lille, Montpellier, Bordeaux) und damals als 
gemeinsames Abwehrprodukt der Regionalpresse 
im Schulterschluss mit dem  Branchengranden 
Hachette (Lagardère) und der inzwischen aufgelös-
ten Socpresse (damals: Dassault) gegründet worden 
war. Dort, wo Metro und 20 Minutes auf den Markt 
drängten, entstand in der Regel auch ein Plus-Titel. 
Allein die Hauptstadtpresse wehrte sich nicht gegen 
die Skandinavier. Weder die nationalen Zeitungen, 
noch die Regionalzeitung Le Parisien, die eine 
Kannibalisierung seines Titels befürchtete, lancier-
ten Abwehrtitel und überließen den Schlüsselmarkt 
Frankreichs einfach kampflos den Invasoren. 

Keine Existenzängste mehr
Den Pariser Leser- und Anzeigenmarkt nahmen 20 
Minutes und Metro gern in Angriff. Immerhin ver-
fügt die Metropole über das wohl am besten ausge-
baute Nahverkehrsnetz Europas, ein wichtiger Faktor 
für den Vertrieb – auch wenn die »gratuits« dort 
nur außerhalb des Gleisbereichs vertrieben werden 
dürfen. Jeweils fast 900.000 Exemplare verteilen 20 
Minutes und Metro inzwischen täglich, davon allein 
mehr als 500.000 im Großraum Paris. In fünf Jahren 
sind die beiden Titel zu den meistgelesenen »quoti-
diens« avanciert, unangefochtener Marktführer ist 
20 Minutes  mit sieben Regionalausgaben (Marseille, 

Vincent Bolloré ist auf dem besten 
Weg zum Medientycoon. 
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    gegen die Wikinger
Lyon, Lille, Bordeaux, Toulouse, Straßburg), einer 
täglichen Reichweite von über zwei Millionen 
Menschen (nach der Tagespressestudie Etude de la 
Presse d‘Information Quotidienne) – nur noch leicht 
übertroffen von der zu kaufenden Sportzeitung 
L’Equipe. Schon die nächste Leserstudie dürfte 
die Gratiszeitungen an der Spitze der Tagespresse 
einordnen. Nachmittags erscheint seit September 
zusätzlich noch Direct Soir.

Bei den großen Regionalzeitungskonzernen ist die 
Angst einer gewissen Gelassenheit gewichen. Grosso 
modo ha ben ihre Blätter der Ein führung der Gratis-
tages zei tungen widerstanden – und das trotz einer 
Krise des einzelhandelslastigen Pressevertriebs. Anders 
die schon vorher kriselnden nationalen Zeitungen, die 
den Hauptteil ihrer Auflage im Ballungsraum Paris 
absetzen: Ihnen brechen die jüngeren Käufer mehr 
und mehr weg; inzwischen ist deren Überleben von 
der Gunst von Mäzenen abhängig. Dies gilt neben Le 
Monde vor allem für die linksliberale Libération, die 
seit der Einführung der Gratiszeitungen erheblich an 
Auflage verloren. 

Allgemein steigen die Anforderungen an die Kauf-
presse, wenn Gratis zeitungen in den Markt drän-
gen. Als der gebeutelte France Soir (Auflage: unter 
50.000 Exemplare) nach streikbedingtem Nicht-
Erscheinen 2006 an die Kioske zurückkehrte, lästerte 
die keines falls solidere kommunistische L’Humanité: 
»Man könnte sie für eine 
Gratiszeitung halten«. 
Geringe Werbe antei le 
und ein dadurch bedingt 
schlankes Blatt rückten die 
einstmals auflagenstarke 
Populärzeitung in gefährli-
che Nähe zu den »gratuits«. 
Bei der Libération schien 
sogar ein Wechsel zum 
Gratisformat in den Bereich 
des Möglichen zu rücken, 
wie Francis Balle, Direktor 
des Institut Français de la 
Presse, spekulierte. Durch 
den Kapitaleinstieg von 

Carlo Caracciolo (La Repubblica) und Carlo Perrone 
konnte das gerade noch verhindert werden. 

Generell sind die Schnittmengen zwischen 
franzö si  schen Gratis- und Kauftages zeitungen aber 
gering. Die Leser der Gratis zeitungen sind jünger, 
mobi ler und 
vermehrt weib-
lich. 77 Prozent 
der Leser von 
20 Minutes 
lesen keine 
Kau fzeitung. 
U m g e k e h r t 
können die franzö sischen Regional  zeitungen ihre 
Stellung als regionale Referenz medien weiterhin be-
haupten. Denn: Landes weit greifen nur drei Pro zent 
ihrer Leser zu sätzlich zu Gratiszeitungen, gegen-
über 9 Pro zent bei den nationalen Zeitungen. Im 
Groß raum Paris sind die Schnittmengen mit jeweils 
16 Prozent deutlich höher. 

Modernisierungsschub bei der Kaufpresse
Auch Jacques Hardoin, Generaldirektor der in Lille 
erscheinenden Regionalzeitung La Voix du Nord, 
glaubt an einen doppelten Markt: »Es gibt eine klare 
Komplementarität zwischen Kauf- und Gratis  zeitung. 
Seit ihrer Einführung haben die ‚gratuits‘ vor allem 
neue Zielgruppen aus dem Bereich der Nicht-Leser 

Seit Februar ringen drei nationale 
Gratistitel um die morgendliche 
Gunst der Leser, nachmittags 
erscheint zusätzlich Direct Soir.   

Die französische Antwort 
auf die Pendlerzeitungen: 
Gratiszeitungen des réseau Plus.
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erschlossen«. Im dicht besiedelten Stadtgebiet von 
Lille im Umfeld der Metro seien die Verkäufe von La 
Voix zwar leicht gesunken. Auf dem Land ziehen die 
Verkäufe dagegen mancherorts sogar wieder an. 

Aus Sicht Hardoins lösen die Gratiszeitungen auch 
einen Modernisierungsschub bei der Kaufpresse aus. 
So führten viele Regionalzeitungen einen Relaunch 
durch und wechselten zum Tabloidformat – La Voix tat 
dies beispielsweise im vergangenen Mai. Die Regional-

zeitungen ver-
jüngen sich 
z u n e h m e n d 
und versuchen, 
mit kürzeren 
Texten, mehr 
Grafiken und 
einer starken 

Verlinkung zwischen Online auftritt und Print ausgabe 
auch für jüngere Leser attraktiver zu werden. Das 
Alter des Durchschnitts lesers von La Voix liegt immer-
hin bei rund 52 Jahren. 

Komplementariät beschreibt auch die Konzern-
strategie bei La Voix: Mit Lille Plus bringt man seit 
März 2004 die eigene regionale Gratiszeitung heraus. 
»La Voix für die Leser über 40, Lille Plus für die darun-
ter«, fasst dessen Direktor Sébastien Duprez zusam-
men – das macht theoretisch zusammen 100 Prozent 
Marktab deckung. Allein auf den regionalen Märkten 
waren aber bislang nur Verluste zu erwirtschaften. 

Umkämpft ist deshalb der lukrative nationale 
Werbemarkt. Dank der Fusion des reséau Plus mit 
Matin Plus hat nun auch dieses dritte Netz der 
Gratiszeitungen mit einer Auflage von mittler weile 
670.000 Zugang zu diesem Markt. Bolloré über-
nimmt die Anzeigen akquise für das gesamte Netz. Er 
garantiert den Regional ausgaben Mindesteinnahmen 

von 2,4 Millionen Euro jährlich und will weitere 
Regionalausgaben lancieren. Ende März startete er  
Bretagne Plus in fünf Städten seiner Heimat (Brest, 
Lorient, Morlaix, Quimper und Vannes) mit einer 
Auflage von 20.000 Exemplaren. Alle regionalen 
Titel übernahmen die homogene Blattgestaltung, 
rot als Hausfarbe und einen einheitlichen Zeitungs-
kopf als Corporate Design. Die Zentralredaktion des 
Netzes wechselte von Lyon in den Bolloré-Turm in 
Puteaux nahe Paris, dort arbeiten 15 Redakteure an 
der Zeitung. Zusätzlich setzt Bolloré auf die Synergien 
aus der Fernsehredaktion von Direct 8, die bereits 
Direct Soir produziert. 

Matin Plus als Joint Venture
Die Errichtung des Brückenkopfes Matin Plus verlief 
indes alles andere als reibungslos. Lange stritten die 
Gesellschafter Bolloré (70 Prozent) und Le Monde 
(30 Prozent – mit Erhöhungsoption auf 50 Prozent) 
um die Blattlinie. Zunächst war eine gleichberechtig-
te Partnerschaft angestrebt worden, dazu fehlten Le 
Monde dann aber die finanziellen Mittel. Zum gro-
ßen Streitpunkt zwischen den beiden Trägern geriet 
die Frage der Ausrichtung des Blattes. Während Le 
Monde auf qualitative Standards bestand, um die 
Marke nicht zu beschädigen, war Bolloré vor allem 
an einem effektiven Werbeträger interessiert, wor-
aufhin François Bonnet, Projektbeaufragter von Le 
Monde, kurzentschlossen das Handtuch warf. Man 
einigte sich am Ende doch noch – auf getrennte 
Redaktionen.

Le Monde leistet den Druck und liefert überdies 
täglich drei Seiten mit Hintergrundstücken zu, die die 
redaktionelle Blattqualität heben sollen. Die Seiten 
sind gekennzeichnet als »Le Monde pour Matin Plus«, 
haben ein eigenes Logo und verweisen zurück auf 
Themen in der Kaufabendzeitung. Der Renommiertitel 
verspricht sich davon einen »Trampolin-Effekt« und 
die Hinführung neuer Leser an die Hauptmarke: »Wir 
haben uns zur Teilnahme an der Gratispresse entschie-
den, um die wirtschaftliche Situation zu stärken«, 
leitartikelt Le Monde-Generaldirektor Jean-Marie 
Colombani am 7. Februar«, »um so, auch wenn es 
paradox klingen mag, die Kaufpresse besser verteidi-
gen zu können.« Ob es gelingt, über die Lektüre von 
Gratis publikationen Leser an die traditionellen Kauf-
medien heranzuführen, erscheint zumindest fraglich. 
Große Teile der Bevöl kerung interessieren sich per se 
nicht mehr für die »presse payante«.

Der eigentliche Kampf spielt sich 
auf dem Anzeigenmarkt ab. Die 
Erlöse der nationalen Titel sind 

dramatisch eingebrochen.  

Titel regionale 
Ausgaben

Auflage Leser nach 
EPIQ 2006

Einnahmen 
2006

20 Minutes (Schibsted 
50/50 Ouest France)

8 870.000 2,16 Mio. 43,3 Mio.

Metro (Metro International 
66 / 34 TF1)

10 880.000 1,592 Mio. 36,4 Mio.

réseau Plus 
(mit MatinPlus) 
(Regionalverlage / Bolloré)

7 (weitere
in Planung)

ca. 670.000 k. A. k. A.

Direct Soir (Bolloré) 1 500.000 k. A. k. A.

Übersicht über die drei 
Gratiszeitungs-Netze in Frankreich.
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Potenz des Werbemarktes
Der eigentliche Kampf zwischen Kauf- und 
Gratispresse spielt sich aber auf dem nationalen 
Anzeigenmarkt ab. Während die Anzeigenerlöse der 
nationalen Presse dramatisch eingebrochen sind und 
die der Regionalpresse stagnieren, boomen die Gratis-
zeitungen. Die Erlöse sind in den letzten Jahren 
beachtlich angeschwollen und steigen in hohen 
zweistelligen Raten. Metro verbuchte in Frankreich 
für seine zwölf Ausgaben im vergangenen Jahr 
36,4 Millionen Euro Werbeein nahmen, 20 Minutes 
erreichte sogar 43,3 Millionen Euro. Mit Direct Soir 
und dem réseau Plus dürften über 90 Millionen Euro 
erlöst worden sein. Mehr als 80 Prozent der Erlöse 
generieren die Gratiszeitungen dabei auf dem nati-
onalen Markt – bemühen sich über Kooperationen 
etwa mit Anzeigenportalen, zuletzt aber auch ver-
stärkt um Kleinanzeigen. 

Doch wie viel Potenz steckt noch im drittgröß-
ten europäischen Werbemarkt, der schwächer ist als 
der deutsche und englische? Wie viele Titel tragen 
sich parallel? Neben den Gratiszeitungen ist eine 
Vielzahl an Gratiszeitschriften entstanden, darunter 
wöchentliche Veranstaltungs- (À Nous), Wirtschafts- 
(EconomieMatin) und Sportzeitschriften (Sport) sowie 
monatliche Lifestyle-Magazine (Homme/Femme 
en ville). Francis Balle hält den Markt schon heute 
für gesättigt und prophezeit eine Konzentration, die 
Beteiligten hoffen dagegen auf weitere Zuwächse auf 
Kosten anderer Medien.

Premium-Verluste im Gratis-Segment
Die Schlacht wird über die Qualität der Titel ent-
schieden, glaubt der Marktführer der Branche. 
20 Minutes gilt als Premium-Marke mit starker 
Präsenz im Print und Online-Geschäft. »Wir fol-
gen keinesfalls der üblichen Low-cost-Logik einer 
Gratiszeitung. Bei uns sind die Strukturen fast genau 
wie bei einer Kaufzeitung«, sagt Chefredakteur Luc 
Lemaire und weist aus der achten Etage des teuren 
Boulevard Haussmann über die Dächer von Paris. 
Nur ein Stück boulevardaufwärts residiert ehrwür-
dig Le Figaro. 

20 Minutes beschäftigt 80 Journalisten, hat 
eigene Fotografen und einen hochwertigen Druck. 
Konkurrenten bezweifeln die Machbarkeit dieses 
Geschäftsmodells. »Ein schönes Blatt. Aber so ein 
Konzept funktioniert nicht für eine Gratiszeitung«. 
In der Tat hat die Schibsted-Strategie ihren Preis. 

Trotz der klaren Marktführer schaft und hohen 
Werbeerlösen steckt 20 Minutes noch in den roten 
Zahlen. In den letzten beiden Jahren machte das Blatt 
rund 13 Millionen Euro Verluste, seit Marktzutritt 
haben sich schon über 50 Millionen Euro angehäuft. 
Bislang ist nur die Paris-Ausgabe rentabel (Schibsted 
Bilanzen 4/2006). 

Demgegenüber verbuchte der auf konsequente 
Kostenkontrolle bedachte Konkurrent Metro schon 
2,5 Millionen Euro Gewinn. Die Verluste von bis-
lang noch 22 Millionen Euro könnten im Idealfall 
in drei bis vier Jahren kompensiert sein (Metro 
International Quartal 4/2006). Stolz sagt die franzö-
sische Metro-Chefin Valérie Decamp: »Jede Ausgabe 
für sich und alle Supplemente sind rentabel«. Dafür 
setzt Metro auf polyvalente Journalisten, die zugleich 
schreiben, fotografieren und layouten und gönnt sei-
nen Außenredaktionen keine eigenen Büros: Die 
Journalisten arbeiten von zu Hause aus.

Die Ankunft von Matin Plus wird die 20 Minutes-
Gesellschafter – zu gleichen Teilen Schibsted und 
die Ouest France Töchter Sofiouest und Spir – lang-
sam nervös machen, denn auch die 2006 avisierte 
Profitzone wurde abermals verfehlt. Mit den neuen 
Bolloré-Blättern aber wird sich der Spielraum für 
alle Beteiligten in jedem Fall verkleinern. Manche 
Werbeexperten halten den Markt schon heute für 
gesättigt. So legte Metro auch seine fest angekün-
digte Gratis-Sportzeitung kurzfristig auf Eis. Durch 
Bündelung der Synergien mit Eurosport, Tochter 
des Metro-Partners TF1, sollte L’Equipe Konkurrenz 
erhalten. Und auch 20 Minutes verschob seinen unter 
dem Titel Rien n’est gratuit (Nichts ist umsonst) 
geplanten Wirtschaftsableger auf ungewisse Zeit. 

Bolloré scheint für den Verdrängungskampf gut 
gerüstet, immerhin kann er seine beiden Titel über 
seinen Anzeigenriesen Havas mit Werbung bestü-
cken. Schon jetzt zieht Bolloré Großanzeigenkunden 
wie Air France, Samsung, Peugeot-Citroën und Calvin 
Klein an. Für die nächsten sechs Jahre kalkuliert er 
mit bis zu 52 Millionen Euro Anfangsverlusten. Erst  
2013 erwartet der streitbare Bretone Gewinne. 

Wie viele Gratiszeitungen dann noch existieren 
werden, ist die Frage der Stunde und hängt davon ab, 
wie viele die Gewinnzone erreichen werden. Das ist 
vor allem auch eine Frage der jeweiligen Geschäfts-
modelle im Zusammen spiel von Qualität und 
Rentabilität. Eine Marktbereinigung kündigt sich an. 
Bolloré indes hat längst schon weitere Pläne. �Q  

Marc-Christian 
Ollrog ist Absolvent 
des Journalistik-
Studiengangs der 
Universität Leipzig.
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Klatsch für eine    
Das Enthüllungsbuch eines Promi-Reporters erschüttert Norwegen: 
Für intime Informationen hat ein Magazin Polizisten, Bankangestellte 
und den Vater der Prinzessin Mette-Marit bestochen.

VON ULF ANDENÆS

E
in Medienskandal hat Norwegen erschüttert. 
Ein Skandal, in dem die königliche Familie 
das Opfer ist und der Täter die Zeitschrift Se 
og Hør (»Sehen und Hören«) – der Inbegriff 

eines anspruchslosen Massenblattes, das seine Leser 
mit Promi-Klatsch und Trivialitäten versorgt. 

Genauer gesagt hatte es vor ihr überhaupt kein 
Promi-Magazin in diesem rauen, rustikalen Land gege-
ben. 1978 startete die Zeitschrift, und noch nie hatte in 
Norwegen ein Magazin so schnell seinen Durchbruch 
geschafft. Innerhalb von wenigen Jahren wurde Se 
og Hør zum erfolgreichsten nationalen Printmedium 

aller Zeiten; die 
Auflage beweg-
te sich in den 
letzten Jahren 
we i t  ü b e r 
400.000, ver-
teilt auf zwei 
Ausgaben pro 

Woche. Da Norwegen insgesamt nur 4,5 Millionen 
Einwohner hat, bedeutet dies: Fast jeder Zehnte 
kauft das Heft, und für seine Besitzer, die dänische 
Verlagsgruppe Aller, ist es eine Goldgrube. 

Wandel der journalistischen Kultur
Die Zeitschrift steht überdies für einen kulturel-
len Wandel in der journalistischen Kultur, für 
hartnäckiges und rücksichtsloses Eindringen in 
die Privatsphäre von Prominenten. Wie weit diese 
Methoden gingen, deren ausgewiesenes Vorbild das 
englische Blatt News of the World ist, wurde allen 
im Land bekannt, nachdem Håvard Melnæs, einer 
der Starreporter des Blattes, sich von der Redaktion 
absetzte. Im Februar dieses Jahres veröffentlichte 
Melnæs ein Buch mit dem Titel »Ein ganz normaler 

Arbeitstag« (»En helt vanlig dag på jobben«. Kagge 
publishers, Oslo).

Der Reporter berichtet dermaßen freimütig über 
das, woran er sich beteiligt hat, dass man das Buch als 
ein von einem Insider gemachtes Lehrbuch für zwie-
lichtigen, aggressiven Journalismus lesen kann. Es ist 
eine anschauliche und detaillierte Beschreibung der 
Umgehung von Ethik, des Betrugs und des Zynismus 
in allen Formen. Es geht um Reporter, die oftmals 
allen Anstand und persönlichen Stolz aufgeben und 
für die es offenbar nur eine einzige ethische Maxime 
gibt: einen Gerichtsprozess zu vermeiden. 

Jackpot geknackt
Der Autor verbirgt seinen eigenen Hintergrund als jour-
nalistischer Scharlatan nicht und erzählt offen, wie er 
als junger Reporter den Jackpot geknackt hat. Genau 
in dem Moment, als der Kronprinz des Königreichs, 
Seine Königliche Hoheit Haakon Magnus, dabei war, 
sich eine der unkonventionellsten Gemahlinnen in 
der Geschichte der uralten Monarchie Norwegens 
(nach traditioneller Überlieferung von König Harald 
Harfagre gegründet nach der Schlacht von Hafrsfjord 
872 n. Chr.) zuzulegen, gelang es dem Reporter, 
Kontakt zum Vater der jungen Dame herzustellen, auf 
die der Prinz ein Auge geworfen hatte, Mette-Marit 
Tjessem Høiby. Der Reporter ergriff die Gelegenheit 
und sicherte sich exklusiv die Dienste des Vaters als 
heimlicher, bezahlter Informant. 

Das wird in außerordentlich schmutzigen Details 
beschrieben. Während Mette-Marits Mutter im 
Verhältnis zu den populären Medien ein Beispiel 
an Korrektheit und Diskretion abgab, war ihr Ex-
Mann und Vater von Mette-Marit, Sven O. Høiby, 
nur allzu willig, sich und seine Tochter für Geld zu 
entblößen. Er selbst – vor kurzem übrigens verstor-

Die Zeitschrift kaufte ein 
Mobiltelefon für den Vater der 

zukünftigen Königin und 
bezahlte alle seine Rechnungen.
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   Handvoll Kronen
ben – hatte eine Lebensgeschichte voller Probleme, 
die meisten davon selbst verschuldet. Man traf eine 
bizarre Vereinbarung: Se og Hør investierte in ein 
Mobiltelefon für den mittellosen Vater der nächsten 
Königin Norwegens und zahlte alle Rechnungen. Im 
Gegenzug bekam die Zeitschrift dafür den neuesten 
Klatsch über Mette-Marit und die königliche Familie. 

Das geschah während des gesamten letzten Jahres 
vor der Hochzeit im August 2001, durch die sie als 
Braut des Prinzen selbst in den Stand der Prinzessin 
erhoben wurde. Dafür zahlte man dem arbeitslo-
sen Herrn Høiby eine Summe, die einem guten 
Jahresgehalt entspricht. Erst zum Zeitpunkt der 
Hochzeit wurde sich Mette-Marit der Indiskretionen 
ihres Vaters voll bewusst; der Kontakt zwischen Vater 
und Tochter brach fast ganz ab. Aber da war der Autor 
des Buches mit Hilfe von Mette-Marits unberechenba-
rem Vater als Spezialquelle und Klient bereits zum 
meist geschätzten Reporter des Magazins geworden. 

Nach dem Bruch zwischen Tochter und Vater 
fungierte der neue angeheiratete Verwandte Seiner 
Majestät weiter als regelmäßige Quelle für Geschichten 
in Se og Hør; mittlerweile war er selbst zu einer lan-
desweit bekannten Figur geworden.

Kaum moralisches Bedauern
Håvard Melnæs zeigt als abtrünniger »Enthüllungs-
journalist« nicht viel moralisches Bedauern oder 
Bußbereitschaft. Er rechtfertigt seine Enthüllungen 
auf ganz unverhohlen pragmatische Weise, indem er 
erklärt, er hätte »erkannt, an einer guten Geschichte 
zu sein«. Es ist schwierig, seine Motive vollständig zu 
durchschauen. Dennoch hat er zweifellos ein nütz-
liches Buch geschrieben, weil es die inakzeptablen 
Arbeitsmethoden einer Profession ins Scheinwerferlicht 
rückt. Gleichzeitig beschreitet er ethisches Grenzgebiet, 
weil er gnadenlose Indiskretionen begeht auf Kosten 
von namentlich genannten Personen, von denen 

Spionage und Bestechung: Wie 
das Revolverblatt Se og Hør das 
Privatleben von Mette-Marit und 
der königlichen Familie auskund-
schaftete, hat der Ex-Reporter 
Håvard Melnæs (rechts unten) in 
einem Buch (links unten) öffent-
lich gemacht.
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Ingrid Lorbach.

einige keine Verbindung zum Redaktionspersonal der 
Zeitschrift haben. Insbesondere zeichnet er ein sehr 
negatives Bild des Vaters von Norwegens zukünftiger 
Königin, den er als ausgesprochen erbärmliche Figur 
präsentiert.

Se og Hørs Jagd auf Mette-Marit Tjessem-Høiby, 
bevor sie zur Kronprinzessin wurde, ist eine Art norwe-
gische Wiederholung der Jagd aggressiver englischer 
Medien auf Prinzessin Diana und andere Angehörige 
des Königshauses, die ich selber einige Jahre lang als 
damaliger Korrespondent meiner Zeitung in London 
miterlebte. Alle Mittel wurden aufgeboten, auch 

diejenigen, die 
die Grenzen 
der Legalität 
überschritten. 
Das kommer-
zielle Prinzip 
gründet darauf, 
dass Klatsch 

aus dem Königshaus die höchsten Verkaufszahlen 
bringt und gleichzeitig das geringste Risiko birgt, weil 
Angehörige der königlichen Familie sich normalerwei-
se nicht den Demütigungen eines Gerichtsverfahrens 
gegen die Presse aussetzen wollen.

»Nation der heimlichen Informanten«
Der Autor erzählt, dass seine Vorgesetzten die frag-
würdigsten Methoden, die sie von der englischen 
Sensationspresse gelernt hatten, kopierten und planten, 
dem Kronprinz und seiner Frau mit elektronischem 
Abhörgerät eine Falle zu stellen. Polizisten erhielten 
vom Magazin großzügige Zahlungen dafür, dass sie 
die Polizeiregister von bedauernswerten ehemaligen 
Bekannten Mette-Marits aus der Drogenszene Oslos 
und der Provinzen untersuchten und weitergaben. 

In gleicher Weise wurden Bankangestellte dafür 
bezahlt, dass sie Kontoauszüge von Mitgliedern 
der Königsfamilie herausgaben – die Zeitschrift 
erhielt auf diese Weise einen tiefen Einblick in 
ihre Kaufgewohnheiten und ihren Lebensstil. 
Vertrauenspersonal der Kreditkartengesellschaften 
erhielt Schmiergeld, für das es über Einkäufe und 
besondere Anschaffungen der Royals informier-
te. Diese Vorfälle offenbaren, dass es außer bei der 
Polizei auch innerhalb der Finanzwirtschaft eindeuti-
ge Beispiele von Korruption gab. 

Ari Behn, der Ehemann von Prinzessin Märtha 
Louise, hat in den Medien erklärt, dass er und 

die Prinzessin während ihrer Auslandsreisen rie-
sige Summen von Bargeld mit sich trugen, um 
ein bisschen Privatsphäre zurückzuerlangen und 
Kreditkartenauszüge zu vermeiden. Vor einigen 
Jahren hat sich das Königshaus bei den Banken und 
Kreditkartengesellschaften über die Indiskretionen 
einiger Mitarbeiter beschwert. 

Wie sich weiter herausstellte, bezahlte Se og 
Hør Angestellte von Reiseagenturen dafür, Details 
über Reisen der königlichen Familie zu verraten. 
Sogar Angehörige des Militärs nahmen Geld an und 
gaben Informationen aus Militärdokumenten heraus. 
Die norwegische Öffentlichkeit war schockiert über 
den Mangel an Vertraulichkeit und Sicherheit bei 
Finanzinstituten, Polizei, Reisebüros und anderen. 
Bankkunden waren bestürzt zu erfahren, dass tausen-
de von Bankangestellten Zugang zu Information über 
private Konten eines jeden beliebigen Kunden hatten. 
Se og Hør hat Norwegen zu einer »Nation der heim-
lichen Informanten werden lassen«, sagt Buchautor 
Melnæs. 

Justizminister will handeln
Der Skandal hat auch die Politik erreicht; Justizminister 
Knut Storberget hat Gesetzesänderungen angekün-
digt, um solche Bestechungen künftig zu verhin-
dern. In der Prominentenszene herrscht derweil 
Verunsicherung, hier stecken allerdings viele in einem 
Dilemma: Während Künstler, Schauspieler oder Sänger 
in ständiger Sorge um ihr Privatleben sind, brauchen 
sie doch die Publicity, in einem Magazin mit so hoher 
Auflage erwähnt zu werden. Viele Prominente koope-
rieren mit der Zeitschrift; oft bezahlt Se og Hør ihre 
Partys und Urlaubsreisen und macht dafür dann aus 
diesen Events illustrierte Geschichten.  

Interessant ist vielleicht noch, wie Buchautor 
Håvard Melnæs die Einstellungen seiner eigenen ehe-
maligen Kollegen beim Magazin beschreibt. Einige, 
sagt er, nehmen ihre Arbeit ungemein ernst. Andere 
überleben mit Selbstironie. Sie sind sich vollkommen 
bewusst, dass sie großzügig bezahlt werden für schä-
bigen Journalismus und puren Unsinn. Einige von 
ihnen bewahren sich den Verstand, indem sie über 
sich selber lachen. Und vielleicht auch über ihre 
leichtgläubigen Leser. 

Melnæs selbst hat inzwischen mit seinem Buch 
ein kleines Vermögen verdient. Es verkauft sich eben 
nicht nur Klatsch gut, sondern auch Klatsch über 
Klatsch.  �Q

Polizisten wurden bestochen, um 
Polizeiregister zu durchsuchen, und 

Angestellte von Banken gaben  
Kontoauszüge gegen Geld heraus.
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Der Mörder grinste von der Titelseite, ein Schnappschuss 
aus glücklicheren, längst vergangenen Tagen. Damals, 
1976, arbeitete er auf dem Kreuzfahrtschiff Queen Eliza-

beth 2 und servierte den Gästen Cocktails. Jetzt wurde er »Suffolk 
Strangler« genannt und des Mordes an fünf Prostituierten in der 
ostenglischen Stadt Ipswich verdächtigt. Doch das Problem an 
diesem Schnappschuss war, dass es gar nicht den Verdächtigen 
Steve Wright zeigte, sondern einen Mann namens Gareth Huw 
Roberts. Die Daily Mail hatte das falsche Foto gedruckt.

Versuchte Kontrolle der Berichterstattung
Als das Bild am 21. Dezember 2006 in dem Boulevardblatt 
erschien, war die Aufregung um die Prostituiertenmorde gerade 
auf ihrem Höhepunkt angelangt. Innerhalb von zehn Tagen 
hatte die Polizei die Körper von fünf ermordeten Prostituierten 
gefunden. Über 500 Polizeibeamte aus allen Teilen des Landes 
waren an den Ermittlungen beteiligt, und über 10.000 Anrufe mit 
Hinweisen  bis dahin eingegangen. Selbst die seriösen Medien ver-
suchten, sich bei der Suche nach einem eingängigen Namen an 
Kreativität zu übertreffen: »The Suffolkater« (The Independent), 
»Ipswich Ripper« (The Independent), »Suffolk Strangler« (East 
Anglian Daily Times), »Suffolk Ripper« (BBC News) und »East 
Anglia Ripper« (The Sunday Times) sind nur die am häufigsten 
gebrauchten Synonyme. Nachdem ein lokales Unternehmen  
50.000 Pfund Belohnung (ca. 75.000 Euro) für Hinweise zur 
Ergreifung des Täters ausgesetzt hatte, stockte das Boulevardblatt 
News of the World die Summe noch auf 300.000 Pfund (ca. 
450.000 Euro) auf.

Im Versuch, die Berichterstattung zu kontrollieren, griff 
die Polizei von Suffolk zu einem drastischen Mittel: Am 18. 
Dezember bat Chief Constable Alastair McWhirter (Polizei-Chef 
der Grafschaft Suffolk) in einem Brief an alle Chefredakteure, 
»kein Material zu veröffentlichen, das, besonders was die Iden ti -
fizierung betrifft, die Ermittlungen beeinträchtigen oder das Recht 
auf einen fairen Prozess gefährden könnte.« Dessen ungeachtet  
druckte einen Tag später nahezu jede überregionale Zeitung ein 
Bild von Thomas Stephens, dem ersten Verdächtigen. Die BBC 
entschloss sich, ein Audio-Interview mit Stephens auszustrah len, 
dass sie geführt hatte, als er noch nicht Verdächtiger, sondern 
nur Zeuge in dem Fall war. Medienrechtler befürchteten, die 
Ausstrahlung könne einen fairen Prozess unmöglich machen 

– was einer Verletzung des Contempt of Court Act (Gesetz gegen 
die Missachtung des Gerichts) und damit einem Rechtsbruch 
gleichkäme.

Den falschen Bildausschnitt gewählt
Auch nach der Verhaftung von Steve Wright bat Chief Con stable 
McWhirter die Medien in einem zweiten Brief, Verdächtige nicht 
zu identifizieren, und drohte, gegebenenfalls rechtliche Schritte 
zu unternehmen. Eine wirkungslose Drohung: Als Gareth Huw 
Roberts, wohnhaft im beschaulichen Städtchen Pwllheli in 
Nordwales, 450 km entfernt von Ipswich, einen Tag später eine 
Zeitung kaufen will, schaut ihm sein eigenes Konterfei von der 
Titelseite der Daily Mail entgegen. »Mir wurde schlecht«, sagte er 
später, »es war schrecklich. Ich war noch nie in meinem Leben 
in Ipswich.« Genau wie Steve Wright arbeitete er aber 1976 als 
Kellner auf der Queen Elizabeth 2. Und wie Steve Wright stellte 
er sich am Neujahrsabend jenes Jahres zum Gruppenfoto auf.

In der Jagd um private Informationen über den zweiten 
Mord ver   dächtigen war der Daily Mail das Gruppenfoto in die 
Hände gefallen, verbreitet von einer »normalerweise verlässlichen 
Nach richtenagentur«, so die Daily Mail später. Doch zum Un -
glück von Gareth Roberts wählten die Redakteure den falschen 
Bild  ausschnitt. Oder doch zum Glück? Zusätzlich zur formalen 
Entschuldigung und Richtigstellung einen Tag später, ganze zwei 
Sätze lang, erhielt der arbeitslose Roberts eine Ent schädigung von 
mindestens 10.000 Pfund (rund 15.000 Euro).

Trotz der Diskussion um das Brechen des Contempt of Court 
Act fand dieser Vorfall in keinem anderen Medium Erwähnung  
– auch nicht in der Branchenzeitung Press Gazette, die bis dahin 
das Medien geschehen im Fall der Ipswich-Morde umfassend 
begleitet hatte. Wirklich öffentlich wurde der Fall erst am 8. 
Februar 2007. An diesem Tag vermeldeten alle überregionalen 
Zeitungen, dass Gareth Huw Roberts, fälschlicherweise als 
Ipswich-Mörder identifiziert, in seiner Wohnung tot aufgefunden 
worden war. Offiziell ist die Todesursache noch ungeklärt. Laut 
Independent vermuten Freunde jedoch, dass Roberts, durch die 
Entschädigung zu unerwartetem Reichtum gelangt, sich während 
einer Zechtour ins Grab trank.

Kerstin Streitenberger ist Diplom-Journalistin 
und lebt in Southampton.

DER FALSCHE »SUFFOLK STRANGLER«
Die Daily Mail verwechselte den Waliser Gareth Huw Roberts mit dem 

Prostituierten-Mörder von Ipswich und brachte sein Foto auf der Titelseite. 
Einige Wochen später wurde Roberts tot aufgefunden.     
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Die Turbulenzen   

Chefredakteur und Ressortleiter sitzen in der Mitte. 
– Die neue Telegraph-Redaktion im Victoria Plaza an der 

Buckingham Palace Road in London. Foto: Telegraph
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   im Telegraph

W
enn man einen Eindruck davon gewin-
nen möchte, welches Denken hinter der 
Revolution beim Telegraph steht, lohnt 
es sich, Shane Richmond zu lesen. Der 

Nachrichtenredakteur von telegraph.co.uk erwiderte 
die Prognose eines Londoner Wirtschaftsanalytikers, 
in 30 Jahren werde bei Zeitungen mehr als die Hälfte 
sämtlicher Einnahmen aus Online-Reklame stammen: 
»Glauben Sie denn, dass wir im Jahre 2036 überhaupt 
noch Zeitungen drucken?« 

In ihrer derzeitigen Lage würden viele alte 
Telegraph-Hasen hierzu wahrscheinlich lediglich 
anmerken, das sei doch bereits 2007 fragwürdig. 
Denn nachdem die Zwillingsbrüder Barclay, Sir David 
und Sir Frederick, im Juni 2004 den Telegraph über-
nommen haben, erwirtschaftet das Unternehmen 
zwar immer noch Geld und bringt nach wie vor eine 
Tageszeitung heraus, die sich trotz sinkender Auflage 
und alternder Leserschaft besser verkauft als mache 
Konkurrenzblätter. Aber die Umwälzungen innerhalb 
des Hauses scheinen sich zu überschlagen.

Kräftige Entlassungswellen
Was ist in der Telegraph-Gruppe in den letzten beiden 
Jahren passiert? Die einst amtierenden Redakteure 
des Daily und Sunday Telegraph sind nicht mehr da. 
Das Gleiche gilt für ihre Nachfolger, von denen einer 
ohnehin lediglich »geschäftsleitender Chefredakteur« 
war. Auch im Management wurden sämtliche 
Führungspositionen neu besetzt. Zudem sind alle 
Mitarbeiter der Marketingabteilung gegangen, und 
mit ihnen die 16 besten Werbespezialisten. Beim 
Daily Telegraph sind außerdem der stellvertretende 
Chefredakteur, ein stellvertretender Ressortleiter, der 

für Kommentare zuständige Redakteur, der Leiter des 
Auslandsressorts, der geschäftsführende Redakteur, 
der London-Redakteur (nebst Stellvertreter), der 
Bildredakteur, der Feature-Redakteur und sogar die 
altgediente Sekretärin des Chefredakteurs ausgeschie-
den – sie haben teils selbst gekündigt, teils wurden sie 
entlassen. Auch das Leitartikler-Team wurde aufgelöst 
sowie der Leiter des Büros in Washington als auch alle 
Korrespondenten in Washington, New York und Paris 
gefeuert. – Insgesamt verloren 149 Journalisten ihren 
Arbeitsplatz, und in zwei Phasen entließ man weitere 
433 Mitarbeiter aus allen möglichen Abteilungen des 
Unternehmens, darunter viele Redakteure. 

Im November stimmte die National Union of 
Journalists – in der über die Hälfte der Journalisten 
beider Zeitungen Mitglieder sind – mit überwäl-
tigender Mehrheit für einen dreitägigen Streik. 
Dieser wurde dann allerdings vertagt, nachdem die 
Firmenleitung von ihrer Forderung abließ, das gesam-
te Produktionspersonal solle Samstagsschichten ein-
legen. Zwar sind Journalisten notorische Meckerer, 
aber für Arbeitskampf und Solidarität untereinander 
erwärmen sie sich nicht leicht. Seitens der Telegraph-
Geschäftsleitung war es also eine reife Leistung, ihre 
Journalisten auf die Barrikaden zu treiben. 

Handschriftliche Buchhaltung
Trotz aller Turbulenzen bestreitet kaum jemand, der 
beim Telegraph arbeitet oder früher dort gearbeitet 
hat, dass Veränderungen im Hause notwendig sind. 
Schließlich ist die Telegraph-Gruppe nicht nur für ihre 
konservative politische Einstellung bekannt, sondern 
auch für ihre konservative Arbeitsweise. Als Max 
Hastings 1986 Chefredakteur des Daily Telegraph 
wurde, stellte er fest, dass das Durchschnittsalter der 
dort tätigen Kunstkritiker bei 72 Jahren lag und dass 

Crossmediale Organisation, rasendes Personalkarussell, mehr Boule-
vard: Mit Gewalt stießen die neuen Besitzer der Telegraph-Gruppe 
ihre konservativen Blätter ins digitale Zeitalter. Ein Glücksspiel. 

VON PETER WILBY*

* Reprinted with permission of the British Journalism Review
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die Buchhaltung immer noch auf Papier geführt wurde, 
und zwar handschriftlich. Beim Telegraph, so erinner-
te sich Hastings später, »gab es kein Designerteam und 
keinerlei Kompetenz bei der optischen Präsentation«, 
und die einzigen Grafiker waren »ein paar Leute in der 

Bildredaktion, 
die gerade Zeit 
hatten und alt-
modische klei-
ne Landkarten 
mit den Un-
ruheherden der 
Welt zeichnen 

konnten, in einem Stil, den die Zeitungsleser im 19. 
Jahr hundert gewohnt waren.« Was Schrifttypen und 
Überschriften anging, so tat jedes Ressort, was es 
wollte. Fotos verwendete man nur widerwillig.

Hastings wählte dann – in gewisser Weise überra-
schend bei einem Mann mit einer so beeindrucken-
den körperlichen Präsenz – einen Ansatz, der auf 
behutsame Entwicklung setzte. Zum einen verlagerte 
er die politische Linie der Zeitung mehr in die Mitte, 
zum anderen änderte er Optik und Arbeitsweise. An 
den damaligen Vorstandschef Andrew Knight schrieb 
er: »Wenn es um die Arbeitsmoral der Mitarbeiter und 
das Vertrauen der Leser geht, dann darf es kurz nach 
der Einführung des neuen Systems keine einschnei-
denden, ruckartigen Veränderungen geben.«

Der radikale Bruch mit der Vergangenheit
2005 entschieden sich die Barclay-Zwillinge für einen 
radikalen Bruch mit der Vergangenheit. Vielleicht 
hatten sie den Eindruck, der Veränderungsprozess sei 
nach dem Weggang von Hastings unter dem neuen 
Chefredakteur des Daily Telegraph, Charles Moore, 
ins Stocken geraten. Manche Arbeitsabläufe in der 
Nachrichtenverarbeitung hatten sich über Jahrzehnte 
nicht geändert. Artikel von Reportern mussten bei-
spielsweise ein halbes Dutzend Zwischenstationen 
durchlaufen, bevor sie endlich in Druck gingen.  Für 
die Barclays fiel aber genauso sehr ins Gewicht, dass 
sie 665 Millionen Pfund für die beiden Telegraph-
Zeitungen und die Zeitschrift Spectator gezahlt hatten 
(ungefähr doppelt so viel, wie die Blätter manchen 
Schätzungen zufolge wert waren) und sich diese 
Neuerwerbungen als chronisch unterfinanziert und 
unterkapitalisiert herausstellten. Die Druckqualität 
war schlecht, das Computersystem teilweise veraltet, 
und die Website (obwohl einst die erste ihrer Art in 

der Fleet Street) konnte sich mit der Konkurrenz nicht 
messen. Es schien, als würde der Telegraph ständig 
vergeblich den Anschluss suchen.

Zeitung, Podcast und Videos
Zu einem Preis, der dem Konzern im vergangenen 
Geschäftsjahr einen Verlust von 12 Millionen Pfund 
beschert hat, zogen die Zeitungsredaktionen in neue 
Büroräume im Victoria Plaza an der Buckingham 
Palace Road. Von der handschriftlichen Buchhaltung 
ist man völlig weg. Die Nachrichtenredaktion des Daily 
Telegraph gruppiert sich jetzt um einen räumlichen 
Mittelpunkt, nämlich den runden Entscheidungstisch, 
an dem Chefredakteur und die Leiter der elf Ressorts 
sitzen. Vom Zentrum weg gehen fächerförmig die lan-
gen Tische der einzelnen Ressorts. Dort werden mitt-
lerweile nicht nur herkömmliche Zeitungsseiten pro-
duziert, sondern auch Webartikel, Podcasts, Videos, 
interaktive »click-and-carry«-Seiten im PDF-Format 
und dergleichen.

Redakteure sind abgeschafft; stattdessen gibt es 
nun »Produktionsjournalisten« auf »Plattformen«. 
Auch der herkömmliche Redaktionsschluss ist passé, 
stattdessen arbeiten Telegraph-Journalisten rund um 
die Uhr auf »Touchpoints« hin, bestimmte Zeiten im 
Laufe des Tages, zu denen – das soll Marktforschung 
erwiesen haben – die Leser jeweils gern auf unter-
schiedliche Medienarten und Inhalte zurückgreifen. 
Der Unterschied zwischen alten und neuen Medien 
verschwindet. Alles verschmilzt. Sollte der Telegraph 
schließlich aufhören, das Printprodukt herzustellen, 
werden es die Mitarbeiter kaum bemerken. 

Über Veränderungen in der redaktionellen 
Arbeitsweise hinaus erstreckt sich die Revolution 
auch auf den Führungsstil. Die alten Chefs gingen, 
neue kamen, fast alle vom Associated-Newspapers-
Konzern, dem die schrille Boulevardgazette  Daily 
Mail und deren Schwesterzeitungen gehören. 
Murdoch MacLennan, der frühere Geschäftsführer von 
Associated Newspapers, wurde Vorstand. Lawrence 
Sear, ehemals geschäftsführender Chefredakteur 
der Daily Mail, wurde Firmenchef der Telegraph-
Gruppe. John Bryant, gleichfalls von der Mail, wurde 
erst Chefredakteur und dann geschäftsleitender 
Chefredakteur des Daily Telegraph.

Das alles war aus zwei Gründen merkwürdig: Zum 
einen waren die Neuen älter als ihre Vorgänger. Bei der 
Daily Mail nannte man sie nach dem Titel einer sehr 
populären britischen Endlos-Fernsehserie für Senioren 

Alte und neue Medien verschmel-
zen. Sollte der Telegraph schließlich 
aufhören, das Printprodukt herzu-
stellen, wird es keiner bemerken. 
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nicht gerade liebevoll die »Last of the Summer 
Wine«. Und zum anderen war auch die Mail noch 
nie Spitzenreiter in Sachen technische Neuerungen. 
Bis vor Kurzem sah man dort aufs Internet mit hoch-
mütiger Gleichgültigkeit herab. Aber immerhin erzie-
len die Tages- und Sonntagszeitungen von Associated 
Newspapers die zweitbesten Verkaufszahlen der 
gesamten Fleet Street, und das Unternehmen hat den 
einst so mächtigen Express zermalmt. Niemand mag 
die Mail-Zeitungen sonderlich, aber dennoch werden 
sie in der Branche bewundert und nachgeahmt.

Der Erfolg der Daily Mail beruht jedoch nicht auf 
den Fähigkeiten des Firmenmanagements an sich, son-
dern auf dem hohen Wert, den man dort Journalisten 
beimisst (zumindest bei der Bezahlung), und auf der 
fast unbegrenzten Entscheidungsbefugnis, die man 
den journalistischen Führungskräften zugesteht. Das 
gilt vor allem für Paul Dacre, den Chefredakteur der 
Daily Mail. Unvorstellbar, dass sich Dacre von irgend 
einem Erbsenzähler vorschreiben liesse, wen er in sei-
nen Mitarbeiterstab aufnehmen soll oder wen nicht.

MacLennan schlug beim Telegraph aber den ent-
gegengesetzten Kurs ein. Nachdem er seinen Posten 
angetreten hatte, wurde schnell klar, dass er und Aidan 
Barclay (Sohn von Sir David und Aufsichtsratschef des 
Konzerns) das Sagen haben würden. Und eines späten 
Nachmittags legte die Firmenleitung dann auch hart-
näckig ihr Veto gegen einen Leitartikel ein, in dem 
David Camerons Führungsanspruch bei den Tories 
unterstützt werden sollte. 

Boulevardjournalisten zum Telegraph
Bemerkenswert viele Neuzugänge unter den 
Journalisten wurden von der Daily Mail übernom-
men, darunter der Kolumnist Simon Heffer. Das 
Management warf eigene Journalisten raus, denen 
zuvor in einigen Fällen die Zusicherung gemacht 
worden war, sie würden nur den Aufgabenbereich 
wechseln, zuletzt die drei Amerika-Korrespondenten. 
Durch all das hat der Telegraph im Laufe des ver-
gangenen Jahres den Anstrich eines so dysfunktiona-
len Trupps bekommen, dass es für Beobachter wie 
Mitarbeiter schon absurd wirkt.

So merkwürdig das alles jedoch scheinen mag, 
gerade dieser Effekt ist möglicherweise beabsichtigt. 
Ein unberechenbarer, launenhafter Führungsstil kann 
funktionieren, wenn nur jede anscheinend seltsame 
Entscheidung im Brustton der Überzeugung vor-
getragen wird, ohne dass man sich für vorangegan-

gene Entscheidungen rechtfertigt oder sie auch nur 
hinterfragt. Dabei ist es vor allem wichtig, nichts 
schriftlich festzuhalten, Bitten um Informationen oder 
Erklärungen zu ignorieren und sicherzustellen, dass 
kein Mitglied der Firmenleitung sich persönlich für 
irgendeine spezifische Vorgehensweise verantworten 
muss. Das stürzt 
Gegenspieler in 
Verwirrung und 
untergräbt ihre 
Moral. Wenn 
MacLennan und 
sein Trupp eine 
Revolution auf 
die Beine stellen wollen, dann macht ihre Taktik all-
mählich Sinn – auch, dass sie weder verhandelt noch 
Rücksprache gehalten und dadurch einen Journalisten-
streik provoziert haben. 

Außerdem ließ sich deutlich ein Hauch von 
Kulturkampf erkennen. Alte Tische und Vertäfelungen 
aus Eichenholz wurden aus dem Sitzungssaal entfernt 
und durch Glas und Chrom ersetzt, die Weinvorräte 
verkauft. Pläne, das 150-jährige Jubiläum des Daily 
Telegraph zu feiern, wurden fallen gelassen. Aus den 
Führungsetagen sickerte zu manchen Journalisten 
durch, sie seien wie Mitglieder eines Country-
Clubs, saft- und kraftlos, überprivilegiert, in der 
Vergangenheit verhaftet. Ist das ein Klassenkampf, bei 

»Und eines späten Nachmittags 
legte die Firmenleitung dann 
auch hartnäckig ihr Veto gegen 
einen Leitartikel ein.« 

Will Lewis (37), der 
neue Daily Telegraph-
Chefredakteur  
Foto: Telegraph 
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dem die Typen von der Mail – Vorstädter aus der unte-
ren Mittelschicht – gegen die feinen Landhaus-Pinkel 
vom Telegraph antreten? 

Die Geschäftsleitung hätte es schwerer gehabt, 
wenn sie es mit einem Max Hastings hätte aufnehmen 
müssen. Aber sie wurde noch nicht einmal mit einem 
Charles Moore fertig. Nachdem er als Nachfolger von 
Hastings acht Jahre lang den Vorsitz beim Telegraph 
geführt hatte, verließ er die Zeitung gegen Ende des 
Black-Regimes, denn er wollte unbedingt seine offizi-
elle Biografie der kränklichen Margaret Thatcher zu 
Ende schreiben, bevor sie in die ewigen Jagdgründe 

eingeht. Er wurde 
durch Mart in 
Newland ersetzt, 
de r  mehrere 
Jahre für Blacks 
Imper ium in 
Kanada gearbeitet 
hatte. In England 

kannte ihn kaum jemand. Newland war noch nicht 
einmal ein Jahr im Amt, als die Barclays 2004 die 
Zeitung übernahmen. Sie ließen ihn »in der Luft 
hängen«, wie es ein Telegraph-Veteran ausdrückte. 
Er hatte weder die Autorität eines alteingesessenen 
Chefredakteurs, noch war er von den neuen Besitzern 
persönlich zum Chefredakteur ernannt worden. 

Ein Mann ohne Freunde und Allianzen
Newland kündigte schließlich, weil er merkte, dass 
die Ernennung von Bryant zum Chefredakteur mit 
unbegrenzten Machtbefugnissen seiner Autorität den 
Todesstoß versetzt hatte. Bryant löste ihn ab und wurde 
»geschäftsleitender Chefredakteur«. Seine Nähe zu 
den Bossen drückte sich sehr passend darin aus, dass 
er zwei Büros hatte – eines auf der Management- und 
eines auf der Redaktionsetage. Er hatte nie zuvor beim 
Telegraph gearbeitet und »kannte bei der Zeitung keine 
Menschenseele«, so ein leitender Redakteur. Genau 
das aber wollte die Firmenleitung: einen Mann mit 
ungezwungenem Charme und Zeitungskompetenz, 
clever auf dem Parkett der Betriebspolitik, ohne 
Freunde und Allianzen, dazu mit über sechzig auch 
frei von Ambitionen. Er würde den Laden schmeißen, 
dabei den Redaktionen die schlimmsten Kürzungen 
aufzwingen und die Journalisten weiter für kommen-
de Revolutionen weichklopfen. Charles Wilson, ein 
ehemaliger Chefredakteur der Times, der dann beim 
Mirror-Konzern Geschäftsführer wurde, spielte Mitte 

der 90er Jahre eine ähnliche Rolle als geschäftsleiten-
der Chefredakteur des Independent. Als er das Grobe 
erledigt hatte, wurde er genauso flott entsorgt wie 
Bryant beim Telegraph. – Nachdem die Kürzungen 
unter Dach und Fach und die Zeitungen bereit für 
den Umzug ins Victoria Plaza waren, deckte die 
Firmenleitung schließlich ihre Karten auf: Der neue 
Chefredakteur des Daily Telegraph hieß Will Lewis, 
37 Jahre alt.

Bis heute weiß niemand im Telegraph genau, was 
davon zu halten ist – ein Anzeichen dafür, wie gründ-
lich das Management die Journalisten ausgetrickst hat. 
Lewis war zuvor bei der Sunday Times und wurde 
vor 14 Monaten als Leiter der Wirtschaftsredaktion 
eingestellt. Nach kürzester Zeit machte man ihn zum 
stellvertretenden Chefredakteur. Diese Funktion 
übte er aber nicht einen Tag lang aus. Seine meiste 
Zeit verbrachte er damit, die neue Redaktionszentrale 
im Victoria Plaza zu planen und seine Begeisterung 
für alles Digitale zu pflegen. Nur zwei Monate vor 
seiner Ernennung machte man ihn zum Redaktions-
Geschäftsführer. Dieser neue Posten wurde unter 
anderem eingerichtet, um die gesamte Telegraph-
Gruppe auf das Multimedia-Zeitalter vorzubereiten. 

Ist Lewis nur eine weitere Marionette der Firmen-
leitung? Wird er überhaupt im journalistischen Sinne 
des Wortes als Chefredakteur des Telegraph fungie-
ren? Schließlich hat man ihm mit Ian MacGregor ei-
nen fähigen, starken Stellvertreter an die Seite gestellt 
(übrigens auch aus dem Stall von Associated 
Newspapers). Die Firmenleitung würde wahrschein-
lich antworten – und hier muss ich spekulieren, da 
wiederholte Bitten um ein Interview mit MacLennan 
auf taube Ohren stießen –, dass in der Multimedia-
Welt das Wort »Chefredakteur« im traditionellen Sinn 
bedeutungslos ist.

Mehr Boulevard für den Sunday Telegraph
Die journalistische Zukunft des Daily Telegraph 
(900.000 Auflage) ist also ungewiss, und das Gleiche 
gilt für den Sunday Telegraph. Dessen Auflage ist um 
mehr als 200.000 Exemplare niedriger als die der 
Tageszeitung, außerdem geht die Hälfte der Auflage 
an Leser, die ohnehin auch den Daily Telegraph 
abonniert haben. Daher ist die Sonntagsausgabe für 
die Eigentümer zwangsläufig auch weniger wichtig. 
Wie die meisten Sonntagszeitungen hat der Telegraph 
relativ wenige Vollzeitredakteure, so dass sie bei den 
Kürzungen recht glimpflich davongekommen ist. 

»Ist Lewis nur eine weitere 
Marionette der Firmenleitung? 

Wird er überhaupt als 
Chefredakteur fungieren?« 
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Aber auch der Sunday Telegraph war Zielscheibe der 
Launen der Geschäftsleitung. Chefredakteur Dominic 
Lawson wurde im Juni 2005 gefeuert und durch 
Sarah Sands ersetzt, die zuvor Chefredakteurin der 
Samstagsausgabe des Telegraph gewesen war. 

Die beiden Journalisten sind so verschieden wie 
Tag und Nacht. Sands fühlte sich dazu berufen, 
ein gesetztes, altes Tory-Blatt mit mehr Glamour, 
Sexappeal und Lifestyle aufzupeppen. Sie preschte 
mit ihrer Zukunftsvision vor, und fortan erschienen 
Beiträge und Leserbriefe, die sich am besten mit dem 
Wort »schlüpfrig« beschreiben lassen. Außerdem rief 
sie ein neues Hochglanzmagazin ins Leben, Stella, in 
dem es vor allem um Mode und Schönheit ging. Sie 
änderte das Impressum von Schwarz in Blau (und 
dann wieder zu Schwarz). Sie ließ die Überschriften 
in magere Schrift und den Nachrichtenteil fast voll-
ständig in Flattersatz setzen. 

Sands machte den klassischen Fehler: eine Zeitung 
so grundlegend zu verändern, dass man die beste-
hende Leserschaft vergrault, ohne hinreichende 
Möglichkeiten, eine neue Leserschaft zu gewinnen. 
Das Image des Telegraph ist zutiefst konservativ. 
Damit potenzielle neue Leser überhaupt erfahren, 
dass sich die Zeitung verändert hat, wäre intensives 
Marketing erforderlich. Diese Art von Schützenhilfe 
stand Sands aber nicht zur Verfügung. Hat sie sich nun 
verkalkuliert oder war es die Geschäftsleitung? Oder 
war es eine weitere bewusste Destabilisierungstechn
ik? Niemand weiß es genau. 

Auf jeden Fall war Sands innerhalb weniger Monate 
wieder weg und wurde durch Patience Wheatcroft 
ersetzt. Wheatcroft trägt zwar auch Pfennigsabsätze, 
ist aber solider und intellektueller als Sands. Zuvor 
war sie Wirtschaftsredakteurin und Kolumnistin bei 
der Times. Welche Richtung die Zeitung einschlagen 
wird, bleibt dennoch ungewiss. 

Mediale Produktionsgrenzen verschwimmen
Wenn die Journalisten bei der Tageszeitung ohnehin 
rund um die Uhr im digitalen Universum des Tele-
graph arbeiten, ohne Unterschied zwischen Print, 
Podcast oder PDF, lässt sich zum Beispiel nur schwer 
einsehen, warum die Sonntags-Printausgabe als 
gesonderte Kategorie gelten sollte. Wheatcroft hat 
zwar nicht allen, aber bislang manchen derartigen 
Vorschlägen widerstanden, bestimmte Arbeitsgänge 
für die Tages- und Sonntagszeitung zusammenzu-
legen. Doch es wird ihr vielleicht eines Tages noch 

leidtun, über haupt einen Fuß in diesen Telegraph-
Sumpf gesetzt zu haben.

Das Zwischenspiel von Sands hätte die Geschäfts-
leitung vor den Nachwehen von schnellen, unkont-
rollierten Veränderungen warnen müssen. Aber es 
gibt keinerlei Anzeichen dafür, dass diese Lektion bei 
ihnen angekom-
men ist. Keine an-
dere Zeitung der 
Fleet Street hat je 
mit solch vehe-
mentem Ehrgeiz 
wie der Telegraph 
versucht, sich mit 
dem digitalen Zeitalter und dem prognostizierten 
Niedergang – oder gar dem Ende – des Zeitungsdrucks 
auseinanderzusetzen, wenngleich der Guardian hierzu 
eine eigene, etwas beständigere Strategie entwickelt 
hat. Das alles ähnelt einem gewaltigen Glücksspiel, 
einem Versuch, die Zukunft unter Kontrolle zu brin-
gen, anstatt nur lediglich den Niedergang zu verwal-
ten. In dieser Hinsicht verdient derTelegraph sogar 
Anerkennung. Andere Zeitungskonzerne könnten 
ganz gewiss schnell dem Beispiel des Telegraph folgen 
– wenn sich dessen Umbau als erfolgreich erweisen.

Vertrauen in die Marke gefährdet
Das Wichtigste für Medienprodukte sind jedoch die 
Marken, die sie repräsentieren, und das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in diese Marken. Der Erfolg der 
Marke »Telegraph« hat über 150 Jahre auf deren 
Print  produkt beruht, inklusive all seiner kuriosen, 
exzentrischen Eigenheiten. »Die Zeitung, der Sie 
vertrauen können« hieß es früher in der Telegraph-
Werbung, und man wusste genau, woran man war. 
Selbst wenn die Zeitung nun zum Nieder gang verur-
teilt ist und bei der Erwirtschaftung von Profiten für 
das Unternehmen nur noch eine Ne ben rolle spielen 
sollte, so ist sie für die Marke doch ungemein wichtig 
und sollte gehegt und gepflegt werden.

Journalisten mögen wie super-sensible Pflänzchen 
wirken und nur widerstrebend greifen sie Veränder-
ungen auf, die sie anderen selbst so oft ans Herz legen. 
Aber eine erfolgreiche Zeitung ist ein lebendes System. 
Bringt man seine Ökologie aus dem Gleichgewicht, 
tut man das auf eigene Gefahr. Und wenn man sie 
gar zerstört, so gibt es nichts, das man ins digitale 
Zeitalter mitnehmen kann. Hierin liegt die Gefahr bei 
der Revolution des Telegraph.   �Q

Sands machte den klassischen
Fehler: Durch die grundlegen-
den Veränderungen der Zeitung 
wurde die Leserschaft vergrault.

Peter Wilby ist 
heute freier Medien-
kommentator. Zuvor 
arbeitete er als 
Redakteur für The 
Independent on 
Sunday und den 
New Statesman.
Übersetzung: 
Dr. Sabine Lang
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Fernseh-    
E

in Revirement der bekannten Fernseh-Gesichter 
steht bevor. Sabine Christiansen, Frank Plasberg, 
Anne Will und Maybrit Illner verrücken ihre 
Fernseh-Stühle. Und schon schaut man sie 

ein wenig anders an. Wird Anne Will in der Lage sein, 
die Diskussion strikter und zielgerichteter zu lenken 
als Christiansen das wollte oder konnte? Oder wird 
das Format über die Person obsiegen? Schließlich ist 
das sonntägliche große Palavern nicht Defizit, sondern 
Konzept. Hier trifft sich ein bestimmtes politisch-medi-
ales Milieu, das seine Politik an ein breites Publikum 
vermitteln will und dazu regelmäßig Katastrophen an 
die Wand malt, um dann den Sachzwang als einzig 
Machbares zu verkünden. 

Vermutlich hat Frank Plasberg sich ARD-intern des-
halb nicht auf diesem Sendeplatz durchsetzen können, 
weil er in seiner Gesprächsrunde Hart aber fair im WDR 
im Normalfall offener diskutiert und härter nachfragt. 
Stattdessen bekommt er am Mittwoch einen neuen Polit-
Talk, allerdings in verkürzter Sendezeit. Man fragt sich, 
ob man das auch wirklich für einen Fortschritt halten soll. 
Themen werden derzeit in so hohem Umschlagstempo 
durch den medialen Fleischwolf gedreht, dass zu 
befürchten ist, eine weitere Runde könnte nicht mehr 
produktive Debatten und neue Erkenntnisse bringen, 
sondern bloß verstärkten Kampf um Gäste und weitere 
Skandalisierung von Themen. 

Z
udem bekommt Plasberg auch Konkurrenz in der 
Methode. Das ZDF  benennt Berlin Mitte nach 
ihrem Bildschirm-Gesicht Maybritt Illner und plant 

eine andere Dramaturgie: keine steife Sitzrunde mehr, 
sondern eine im Studio bewegliche Moderatorin, die 
ihre Gäste auch mit Einspielfilmen traktieren kann. Mehr 
Plasberg also. 

Sabine Christiansen dagegen ist jetzt schon auf 
Standby geschaltet. Was Anne Will wollen wird, weiß 
man noch nicht. Und von Günter Jauch, den die ARD 
fest als Christiansen-Nachfolger eingekauft zu haben 
glaubte, ist derzeit im journalistischen Geschäft kaum 
noch die Rede. Einen Polit-Talk bei RTL wird er nicht 
bekommen, weniger denn je setzen die kommerzi-
ellen Sender auf Information; selbst das periodische 
Gerede von bevorstehenden Informationsoffensiven ist 

Themen werden 

derzeit in so hohem 

Umschlagstempo 

durch den medialen 

Fleischwolf gedreht, 

dass zu befürchten ist, 

ein weiterer Polit-Talk 

könnte nicht mehr 

produktive Debatten 

bringen, sondern bloß 

verstärkten Kampf um 

Gäste und weitere 

Skandalisierung von 

Themen.

FRITZ WOLF IST FREIER JOURNALIST 

IN DÜSSELDORF.
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   Stühlerücken 
seit dem Weggang von Hans Mahr verstummt. 
Auf der anderen Seite hat das journalistische 
Gelächter über den verhandlungspolitischen 
Katastrophenkurs der ARD-Intendanten auch 
nicht lange angehalten. Wer weiß, wozu es gut 
war. Jauch hätte vielleicht nur die ARD auf der 
Schleimspur des Infotainment ein Stück weiter-
geschoben. 

D
och wallte die öffentliche Erregung in 
Sachen Jauch auch nur so kurz auf wie 
bei anderen Themen. Erinnert sich noch 

jemand an das abgehängte Prekariat? Danach 
machte die als Kinderkrippen-Debatte geführ-
te öffentliche Dis kussion über Stand, Zustand 
und Aussicht der bürgerlichen Familie die 
Runde. Hier machte der schrille Ton, mit dem 
Diskutanten sich Gehör verschafften, die Musik. 
Der Augsburger Bischof Walter Mixa zum 
Beispiel hatte mit dem Vorwurf, Mütter würden 
von der Familienpolitik zu »Gebärmaschinen« 
degradiert, genau die richtige Wortwahl getrof-
fen – jedenfalls wenn man den PR-Effekt beur-
teilt. Und schon saß er bei Sabine Christiansen 
und erklärte sanft alles zu einem Missverständnis, 
nicht ohne gleichzeitig einem Millionenpublikum 
auszumalen, wie der Staat den Müttern die 
Kleinkinder schon von der Brust in die kol-
lektive Erziehung wegreißen wolle. Was die 
Soziologin und Publizistin Gabriele Kuby noch 
mit dem Argument zu toppen versuchte, im 
mit Kinderkrippen gut versorgten Schweden sei 
schon jedes dritte Kind seelisch schwer gestört. 

Auf diesem Klavier spielte in diesen Tagen 
auch Eva Hermann ihren fundamentalistisch-
biologistischen Unsinn und kam vom Bildschirm 
gar nicht mehr weg, weil sie als Medienfrau 
natürlich die Technik gut beherrscht, wie man 
Aufmerksamkeit auf ein neues Buch lenkt.  

M
it solch kalkulierter Aufregungspräsenz 
konnte Meryem Kurter nicht mithalten. 
Sollte sie auch nicht. Meryem Kurter 

ist eine aramäische Christin aus der Türkei, 

lebt geduldet hier, kann als Krankenschwester 
auf einer Intensivstation arbeiten und muss 
die Ausweisung fürchten, weil sie sich noch 
nicht lange genug in Deutschland aufhält. 
In einem Heute-Journal-Beitrag hatte sie bloß 
eine sehr kurzfristige Aufgabe als Bei spiel  fall 
für das Bleiberecht, das an diesem Abend 
unter den Ministerpräsidenten zum Bleibe-
verhinderungsrecht umverhandelt wurde. 

Schon im November, bei den ersten 
Verhandlungen über das Ausländerrecht, hatte 
das Fernsehen solche flüchtigen Begegnungen 
organisiert. Damals tauchten wie aus dem Nichts 
auf dem Bildschirm Familien auf, die illegal in 
Deutschland leben, Kinder, die in eine Heimat 
abgeschoben werden sollen, die sie nie gesehen 
haben. Tragische Fälle meist, auch tröstende 
mit Aussicht auf ein Happyend. Wahrscheinlich 
sind einige dieser Nachrichtenbeispielfälle längst 
abgeschoben. 

Ein schwieriges politisches Thema über ein 
anrührendes Einzelschicksal zugänglich zu 
machen, ist ein legitimes Verfahren. Man soll-
te es nur nicht mit Aufklärung verwechseln. 
Das Fernsehen erlaubt seinen Zuschauern bloß 
eine kleine Gefühlsabfuhr, einen Moment des 
Mitleidens, der Empathie. Muss man doch 
haben, wenn ein junger Mensch, der an einem 
so nützlichen Platz wie einer Intensivstation 
arbeitet, wieder gehen muss. Könnten wir nicht 
alle einmal darauf angewiesen sein, gut und lie-
bevoll betreut zu werden? 

Doch nach der Mitleidsgeste trat die Politik 
auf den Plan. Wulff sprach vom Sog auf die sozi-
alen Sicherungssysteme, Beck brummte etwas 
sehr Allgemeines in die Mikrofone und Stoiber 
gab schmallippig kund, die ganze Humanität 
dürfe keinen Cent mehr kosten. Und schon war 
die Krankenschwester Meryem Kurter aus dem 
Blick verschwunden. Es regierte der politische 
Sachzwang, der dann wenige Stunden später 
politischer Kompromiss genannt wurde und den 
die junge Frau nur noch wird ausbaden dürfen, 
ohne dass wir davon erfahren.  �Q
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Das Ausland der   
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  Quotenjäger

H
inter den Kulissen hat die Vorbereitung 
für einen etwaigen Krieg gegen den Iran 
begonnen. Die Krisenzentren sind ange-
heizt, es wird wieder Generalstab gespielt. 

Für die ARD hat Peter Mezger, bis dato Auslands-
Chef des zuständigen Bayrischen Rundfunks, ein 
frisch installiertes Korrespondenten-Büro in Teheran 
bezogen. Die »Brennpunkt«-Konzepte liegen auch 
schon in den Schubladen. Man weiß ja nie. Dabei 
sein ist im Zweifel alles, es ist die Zeit des »Adabei«-
Journalismus. Was jedoch alle wissen: Berichte über 
Krise, Krieg und Katastrophe lohnen sich. Auch 
Auslandsberichte haben sich längst dem quotenbrin-
genden Prinzip des Alarmismus unterworfen. Was 
zählt ist, jetzt zum richtigen, aufgeregten Zeitpunkt  
etwas sagen zu können, nicht dann, wenn man etwas 
wirklich Fundiertes zu sagen hat. Die Grenze der 
Professionalität verläuft dabei nicht entlang der Front 
privat/ öffentlich-rechtlich. Wenn es im wörtlichen 
Sinne kracht, bricht die ganze Karawane los. Wenn 
der Zuschauer Glück hat, wird – wie im Falle des Iran 
– ein bisschen früher geplant. 

Korrespondenten, Reporter und Locals
Fast alle TV-Sender haben einen Grundstock an festen 
Korrespondenten, ergänzt durch eine unbekannte 
Zahl von Sonderkorrespondenten. Je nach Balance 
zwischen handwerklicher und Länderkompetenz 
arbeiten in diesen Positionen mehr oder weni-
ger Fachleute für die Berichtsgebiete. Der private 
Nachrichten-Kanal n-tv etwa unterhält beispielsweise 
ein »weltweites« Korrespondentennetz mit einer 
Handvoll von Reportern. Im Regelfall beschäftigt man 

gar keine eigenen Korrespondenten, sondern bedient 
sich aus billigeren, allgemein zugänglichen Quellen. 
ARD und ZDF haben dagegen zwar eines der dichtes-
ten Korrespondentennetze der Welt, das aber einer 
hohen internen Fluktuation unterliegt – ein Risiko für 
nachhaltige Qualität. Die anderen Großen, vor allem 
die amerikanischen Networks, stehen dem beachtli-
chen Aufmarsch der deutschen Öffentlich-Rechtlichen 
weit nach, sie suchen andere Lösungen. CNN etwa 
setzt einerseits weiter auf prominente Namen wie 
Christine Anampur, die globalen Experten für alles. 
Andererseits macht man in Atlanta zurzeit aus einem 
Problemfall eine Tugend: Die »local correspondents«. 
Man hat eine ganze Werbe-Sendung in eigener Sache 
nach ihnen benannt. Sie werden dem Publikum 
als Insider verkauft, Journalisten unterschiedlichster 
Medien, die den Vorteil haben, vor Ort zu sein, was 
zum Qualitätskriterium per se geworden ist. 

Freie Autoren als Lückenbüßer 
Neben den festen Korrespondentenplätzen mit fest 
angestellten Studioleitern gibt es eine Unzahl von fes-
ten oder freien Autoren, die sich als Auslandsreporter 
versuchen. Oft werden sie als Lückenbüßer genutzt, 
manche konnten sich profilieren. Autoren wie 
Christoph Maria Fröhder oder Stephan Kloss etwa 
wissen die Lücken der Auslandsberichterstattung zu 
nutzen, wenigstens für eine gewisse Zeit. Vielleicht 
ist noch ein Buch, als Kriegstagebuch etwa, von 
Interesse, eine Talk-Show, ein paar Vorträge, mehr 
nicht. Auf Dauer kann kaum jemand der Freien allein 
von der Krise leben. Krieg ist eine heiße Ware, die 
schnell kalt wird. 

In den verschiedenen Berufsbildern des 
Auslandskorrespondenten zeigt sich auch in 
Deutschland längst das angelsächsische Modell: »tradi-

Die Auslandsberichte der Öffentlich-Rechtlichen waren früher ihr
Aushängeschild. Heute fehlt den meisten Kriegs- und Krisenreportern 
das Sach wissen. Gut sind sie in der Sparte Selbstdarstellung.

VON THOMAS MORAWSKI

Mittlerer Osten, Somalia, Kosovo – Reporter und Fernsehteams unter-
wegs in Krisengebieten rund um den Globus. Fotos: ARD, RTL, privat

S.052-057_Morawski.indd   53S.052-057_Morawski.indd   53 26.03.2007   16:54:16 Uhr26.03.2007   16:54:16 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



54

FERNSEHKORRESPONDENTEN | KRIEGSGESCHEHEN

���Q��2 / 2007

tional foreign correspondent«, Reisekorrespondenten 
als »parachhute journalists« und als Hilfskräfte die  
»foreign correspondents«. Eine Berufsausbildung 
zum Korrespondenten gibt es bekanntlich nicht. Was 
Arbeitsmethoden und Fachkenntnisse angeht, kön-
nen Detailkenntnisse durch Fortbildung erworben 
werden, ein wesentlicher Teil ist Learning-by-Doing.  
Das leistet man sich als Individuum oder als Medium, 
oder man lässt es. Qualität – ist Zufall.

ARD-Kampf der Kulturen in Gaza
Das ARD-Büro in Gaza ist immer wieder durch 
Militäroperationen von der Außenwelt abgeschlos-
sen, aber gerade dadurch ebenso häufig Gegenstand 
allerhöchsten Medieninteresses. In Gaza hat die ARD 
seit Jahren eigene Produktionskapazitäten, techni-
sches Personal und eine Anbindung an Satelliten-

Über spiel mög-
lichkeiten. In 
der Westbank 
stehen weitere 
Teams in stän-
diger Einsatz-
bereit schaft. Sie 
liefern perma-

nent oder auf An forderung Bilder. Diese Zuarbeit ist 
eine besondere Vertrauenssache. 

Die Mitarbeiter stehen mitten im Kampf der 
Kulturen, sie sind angreifbar von beiden Seiten, 
von Landsleuten der Kollaboration verdächtigt, 
vom Auftraggeber beargwöhnt als Einfallstor für 
Propaganda-Interessen. Sie sind auch besonders 
gefährdet. Die Mehrzahl der Opfer unter Journalisten 
in Krisengebieten sind lokale Mitarbeiter internatio-
naler Medien. Sie stehen auch an der Schnittstelle 
zwischen den redakt ionellen Standards in 
Deutschland (die sie oft selber nicht kennen) und den 
eigenen kulturellen und medialen Gepflogenheiten. 
Von unterschiedlichen Zeitvorstellungen (Was heißt 
schnell, was heißt sofort, was heißt aktuell?) ganz 
zu schweigen. Wenn Sawah vom ARD-Team in Gaza 
die Kamera auf die Granden der PLO oder der Hamas 
richtet, dauert das. Die kreative Ungeduld Europas 
kennt er nicht. Seine O-Töne haben schnell einmal 
20 Minuten Länge, unterbrochen wird nicht, kriti-
sches Nachfragen ist unbekannt und unerwünscht. 

Im Krisenfall wird zusätzliches Personal enga-
giert, was jedoch alles andere als einfach ist. Wer im 
richtigen Moment die Kamera halbwegs gerade hal-

ten kann, wer gebrochen, aber immerhin Deutsch 
oder Englisch spricht, ist dabei. Die regelmäßigen 
Zuarbeiter vor Ort haben oft keine ausreichenden 
journalistischen Erfahrungen, was schnell drama-
tische Folgen haben kann, wenn man den Bedarf 
schon im Normalfall betrachtet: Die Aktualität hat 
insgesamt Vorrang vor jedem längeren Format. 
Man legt Wert auf ständige Fortschreibung der 
Nachrichten. Schon das ist vor Ort schwer zu vermit-
teln. Während des Kosovo-Krieges etwa bestellte die 
Tagesschau über zehn (unterschiedlich) gestaltete 
Filmberichte am Tag, allein von einem Schauplatz! 
Längere, aufwendigere Hintergrundberichte haben 
unter solchen Umständen keine Chance.

Mainstream und Hofberichterstattung
Die Berichterstattung aus dem Ausland, über 
das Ausland, ist aber bei weitem nicht an eige-
ne Auslandsbüros gebunden. Nachrichtenagenturen 
wie Reuters oder APTV liefern einem permanen-
ten Fluss an Nachrichtenbildern und Rohmaterial 
aus allen Ländern. Dies sind meist Zulieferungen 
von Agentur-Reportern oder lokalen TV-Stationen, 
meist Programm-Mitschnitte besonderer Ereignisse. 
Örtliche Sender sind im Allgemeinen internationalen 
Austausch-Agenturen wie der Eurovision angeschlos-
sen. Auch dadurch entsteht Mainstream. 

Ähnliche Netze gibt es in allen Teilen der Welt. Hier 
wird in der Regel mit Rohmaterial gehandelt, teilweise 
begleitet von schriftlichen Zusatzinformationen, die 
eine Einordnung und auch ein Verarbeiten, Betexten 
des Materials ermöglichen, wenn man nicht vor Ort 
ist. Solches Material beinhaltet vor allem O-Töne 
politischer Repräsentanten. Hauptbestandteile sind 
politische Aktion und ihre offiziellen Akteure, nicht 
Investigatives oder gar Kritik. Ein Überprüfen des 
Inhalts dieser Zulieferungen ist kaum möglich. 

Ein O-Ton von Abbas wird dann mit zwei, drei 
Zwischenschnitten garniert, Zwischenfragen? 
Fehlanzeige. Als Ergänzung vielleicht noch ein O-
Ton von der Hamas, so viel Pluralismus will gelernt 
sein, wieder keine kritischen Zwischenfragen, dafür 
lange Zwischenschnitte auf die Journalistinnen mit 
den Kopftüchern. Fernsehbilder autoritärer Systeme, 
von denen wir in Wahrheit nicht sehr weit entfernt 
sind. Hofberichterstattung allenthalben. »Abbas 
will..., die Hamas fordert..., Merkel sagt zu...« Reden 
wird letztlich für Handeln gehalten – und global 
nachgebetet. Die Qualität dieser Berichterstattung 

Im Kosovo-Krieg bestellte die 
Tagesschau über zehn unter-
schiedliche Berichte am Tag. 

Hintergrund hat so keine Chance.
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steht und fällt mit dem politisch-kulturellen Niveau 
der örtlichen Medien. 

Exklusivität, Glaubwürdigkeit und Frontliner
Die Suche nach dem, was sich exklusiv nennt, wird 
dabei immer wichtiger. Doch je knapper der Markt für 
exklusives Material ist, desto undurchsichtiger ist des-
sen Qualität. In Krise, Krieg und Katastrophe schlägt 
dann die Stunde der »Frontliner«, einer besonderen 
Spezies, Bauchladen-Verkäufer des Todes, Jäger des 
schnellen Geldes. Eine Agentur hatte sich auf dem 
Balkan unter diesem Namen sogar bekannt gemacht: 
»Frontline«. Unvergessen ist mir der Kameramann 
im Kosovo, der sich mit laufender Kamera auf einen 
Mann stürzte, der gerade in eine Sprengfalle gelau-
fen war und schwer verletzt dalag. Ein paar Leute 
versuchten, ihn zu bergen und abzutransportieren. 
Das Objektiv ging derweil so nah wie möglich auf 
das Gesicht des Opfers, das Material sofort gegen 
viel Geld auf den Markt, der Verletzte dürfte kaum 
überlebt haben. Das Bild ging vor.

Wo schon offizielles Material mit Fragen nach 
der Glaubwürdigkeit behaftet ist, stellen sich beim 
Frontline-Material erst recht Fragen: Wieso ist das 
exklusiv? Wieso wird es gerade mir angeboten? Und 
wo allein Schnelligkeit zählt: Wer kann die Seriosität 
des angebotenen Materials bestätigen und das in wel-
chem Zeitrahmen? Was ist echt, was ist gestellt, was 
ist simple Propaganda? Wie geht man mit dem schö-
nen Traum vom Double-check um, wenn ein regel-
rechter Wettbewerb um das Angebotene entbrannt 
ist? Eine Überprüfung der Inhalte oder eine Abnahme 
wie sonst üblich findet oft nicht statt. Es ist weitge-
hend Vertrauenssache. 

Der starke Mann vor Ort
Auch weil es sich bei der beschriebenen Mixtur 
um sehr uneinheitliche journalistische Qualitäten 
handelt, wird jedes Medium versuchen, eigene 
Reporterleistungen vor Ort möglich zu machen. 
Selbst wenn die oft sehr oberflächlich daherkommen 
und schon der »Aufsager«, das Reporter-Statement, 
zur Nachricht an sich wird. Wir sind da, ich bin 
da, heißt deren simple Botschaft, am besten mit 
dem nicht ausgesprochenen Zusatz: und ihr nicht! 
Je exklusiver der Standort, desto wahrscheinlicher 
der Auftrag aus der Zentrale: »Wir brauchen einen 
Aufsager!« Das Wettbewerbs-Prinzip »unser Mann 
in ...« (Betonung auf »unser«) hat oftmals Vorrang 

vor inhaltlichen Kriterien. Häufig genügt es sogar, 
nur in der Nähe zu sein und den Anschein lokaler 
Authentizität  zu erwecken. Unwichtig auch, wel-
chen wirklichen Nachrichtengehalt der Aufsager hat. 
Die Fragen in Live-Schaltungen beschränken sich auf 
die immer gleichen Punkte, die Rückmeldungen der 
Korrespondenten auch: »Wie ist denn jetzt die Lage?« 
(Antwort: »Wie eben gerade in der Meldung gesagt 
...«) »Wie geht es weiter?« (Antwort: »Das wird sich 
zeigen, keiner weiß genau ... und damit zurück nach 
Hamburg!«). Verabschiedung durch den Moderator: 
»Passen Sie gut auf sich auf!«

Was uns nicht betrifft, fällt durch
Krise, Krieg und Katastrophe sind eine kostbare Ware, 
vorausgesetzt, sie betreffen uns. Was uns nicht betrifft, 
fällt durch das Raster. Die Korrespondentenberichte 
aus Ausnahmesituationen lohnen sich sehr: Auflage 
und Quote stei-
gen teils dra-
matisch. Auch 
dem Image 
tun die drei 
Ks gut. Daher  
nimmt die 
Bereitschaft zu, 
quasi als »Schnellschuss« an allen Krisenherden und 
Katastrophen schauplätzen vor Ort zu sein, nicht 
nur aus dem Ausland. Mittlerweile gibt es schon 
Sondersendungen zu Schnee-Chaos oder Tunnel-
Unfällen. 

Was jedoch abnimmt ist die grundsätzliche 
Bereitschaft, außenpolitische Themen zu behan-
deln. Themen aus dem Ausland haben immer noch 
ihr Publikum, Themen über das Ausland sind schon 
schwerer zu vermitteln, man sucht sein Heil auch in 
der Auslandsberichterstattung in der Abteilung »ein 
Kessel Buntes«. So hat das ZDF in seinem Auslands-
Journal gute Quoten-Erfahrungen gemacht mit Tier-
Themen. Der als ebenso seriös geltende Weltspiegel 
der ARD wurde dadurch nachhaltig in Versuchung 
gebracht, sich ähnlich zu profilieren. 

Auslandsthemen sind zwar unverzichtbarer 
Bestandteil einer Nachrichtensendung, schon aus rein 
dramaturgischen und Image-Gründen ist eine ARD-
Tagesschau ohne einen Auslandsbericht schlichtweg 
nicht vorstellbar. Auslandssendeplätze außerhalb der 
Nachrichten werden aber verschoben, verkürzt oder 
ganz abgeschafft. Einen Sendeplatz für Auslands-

So nah wie möglich auf das 
Gesicht des Opfers. Das Material 
geht für viel Geld auf den Markt. 
Der Verletzte ist nicht so wichtig.
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Features hat etwa die ARD schon seit Mitte der 
90er Jahre nicht mehr. Und wenn beispielsweise der 
Fußball regiert, hat Ausland keine Chance. 

Die generelle Klage über zu wenig Hintergrund 
geht aber dennoch fehl. Auf ARTE, Phönix oder 3SAT 
ist zu sehen, was man wissen will, zum Teil auch in 
den Dritten. Gegen Mitternacht. – Die Hintergrund-
berichterstattung wird ins Abseits gedrängt. Sie fin-
det zwar immer noch statt, wird in Randsendezeiten 
vom Zuschauer aber kaum noch wahrgenommen. Es 

ist nur eine Frage der Zeit, wann sich der erhebliche 
Kostenaufwand von Auslandsberichterstattung mit 
mangelnden Quoten auseinanderzusetzen hat. Die 
Frage ist einfach: Will man Ausland oder nicht? Die 
ansonsten vernünftige Regionalisierung der einzelnen 
Fernsehsender birgt die Gefahr, in Provinzialisierung 
umzuschlagen, und in dieser veränderten Wertigkeit 
nimmt auch die Bereitschaft ab, geeignetes Personal 
vorzuhalten, das im oben beschriebenen Falle X die 
Korrespondententätigkeit aufnehmen könnte. 

Problemfall Personalauswahl
Zwei Rollen überschneiden sich: die 
des authentischen Reporters vor Ort 
und die des Experten. Beides in einer 
Person zu sein, beides personal- und 
einsatzplanerisch bereitzuhalten, ist 
eine schwer lösbare Aufgabe. Beides 
ist aber oft gefragt. Beispiel: Der ganz 
normale Terror in Israel, ein Bus geht 
in die Luft, die Bilder stehen umgehend 
zur Verfügung, die Story steht nach 
kaum 15 Minuten, was zu schaffen 
ist. Dann kommt aber die Nachfrage 
live aus Hamburg: »Wie weit ist der 
Friedensplan jetzt in Gefahr?« Das will 
erst einmal schlüssig beantwortet sein.

Es gilt, vertretbare Kompromisse 
einzugehen: Ist wenig los in 
einem Gebiet, kann ein erfahrener 
Dokumentarfilmer hervorragend sein 
für Hintergrundberichte (die dann 
aber vielleicht gerade niemand will, 
weil ja nichts los ist). Oder tut es ein 
Vertreter der schnellen Truppe, der 
wenig Hintergrundwissen hat, aber 
eben Programm füllen kann; der aber 
nach einer gewissen Zeit sehr wohl um 
hintergründige Einschätzungen gebe-
ten wird, die er womöglich nicht parat 
hat? – Hat das eigene Programm über-
haupt den Anspruch, Hintergrund zu 
liefern? Hat ein Kanal – Sat 1 möge die 
Frage verzeihen – überhaupt noch so 
etwas wie Auslandsnachrichten?

Ein Team des ARD-Korrespondentenbüros Nairobi 
in den Trümmern des somalischen Parlaments in der 
Hauptstadt Mogadischu.  Foto: Mükke

S.052-057_Morawski.indd   56S.052-057_Morawski.indd   56 26.03.2007   16:54:17 Uhr26.03.2007   16:54:17 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



57

FERNSEHKORRESPONDENTEN

���Q��2 / 2007

Wie glaubwürdig ist überhaupt »der Mann für 
alle Fälle«, der Experte für alles? Manöverkritik 
und Defizit-Analysen sind nicht sehr populär in 
der Kriegsberichterstattung, Beispiel »embedded 
journalism«: Der journalistische Ertrag ist meist 
bescheiden, von ausgewogenen oder gar kritischen 
Ansätzen ganz zu schweigen. Jay Tuck von den 
Tagesthemen konnte ein Lied davon singen, wie viel 
oder vielmehr wie wenig er aus dem Irakkrieg 2003, 
embedded auf einem US-Flugzeugträger, an Storys 
absetzen konnte. Es waren meist nur Bilder, die kei-
ner brauchte. Von Hintergrundinformationen ver-
suchte man ihn abzukoppeln. Aufwand und Ertrag 
standen in krassem Missverhältnis. Die maximale 
Einsicht heißt Ernüchterung. Zu oft begnügen sich 
Medien damit, dass die Reporterleistung aus dem 
Ausland »irgendwie« ausgereicht hat, jedenfalls in 
der Masse nicht als ungenügend aufgefallen ist. 

Nur die Hälfte mit Erfahrung
Im Kosovo-Einsatz der ARD beispielsweise waren 
1999 an die 25 Reporter im Kosovo und rund um 
das Krisengebiet tätig. Nur die Hälfte von ihnen 
hatte überhaupt Balkan-Erfahrung, davon nur vier 
im Kosovo, von denen aber zwei gar nicht im 
Gebiet eingesetzt waren, sondern überwiegend 
vom Zentralstudio in Wien aus arbeiteten. Zwölf 
aus der Mannschaft hatten Erfahrungen in der 
Berichterstattung aus Krisen- oder Kriegsgebieten. 
Manche waren noch nie auf einer Auslands-Story, von 
den dazugehörigen Teams ganz zu schweigen. Die 
Erwartungen an den angeblichen Informationskanal 
Nummer eins sind womöglich andere.

Qualität hängt jedoch von Personen ab. Die Frage 
der Rekrutierung der Auslandsreporter wird also 
zum entscheidenden Qualitätskriterium. Im Zuge der 
programmpolitischen Faktoren kommen dort natür-
lich auch sachfremde Faktoren zum Tragen. Den 
Einzelkämpfer-Job Korrespondent bekommt auch, 
wer als schwer integrierbar gilt; es ist auch ein Job 
für ehemalige Hierarchen, was die Weiterzahlung 
eines hohen Gehaltes rechtfertigt. Korrespondent 
wird man auch, um dem gesamten System als poli-
tisch gewollter Hoffnungsträger bekannt gemacht 
zu werden (»Prinzip Durchlauferhitzer«). 

Es wäre falsch zu glauben, dass im Hinblick auf den 
Traumjob Auslandskorrespondent die Interessierten 
Schlange stünden. Die Zeiten eines Peter von Zahn 
sind vorbei. Durch Aktualität gewonnene Prominenz 

hat eine  kurze Halbwertszeit bekommen. Es gibt 
nur sehr wenige Karrieren, die darauf gegründet 
sind. Christine Adelhardt von der ARD verdankt 
ihren Aufstieg von der freien Regional-Mitarbeiterin 
beim BR zur NDR-Korrespondentin in Washington 
sicherlich ihrem Einsatz in Mazedonien 2001. 

Ernüchterung in der Szene
Auch das große Geld wird schon lange nicht 
mehr im Ausland verdient, die Mär vom steuer-
freien Einkommen hat sich längst erledigt. Mit 
Krise und Krieg wird man nicht reich. Richtige 
Kriegs gewinnler sind sehr selten. ARD-Frontmann 
Friedhelm Brebeck hat sich längst zurückgezogen. 
Ernüchterung kennzeichnet die Szene.

Wenn etwas 
passiert, zeigt 
sich das gesam-
te Risiko des 
Berufsstandes, 
so bei den zwei 
freien Jour-
nalisten, die für 
die Deutsche Welle in Afghanistan arbeiteten und 
dort Ende letzten Jahres erschossen wurden. Ob sie 
auf Versicherung sschutz vertrauen konnten, ist nicht 
bekannt. Peter Miroschnikoff, selber Reporter mit er-
heblicher Kriegserfahrung, kämpfte jahrelang in einer 
ARD-Arbeitsgruppe für eine Absicherung von 
Kriegsberichterstattern. Seine Skepsis fasst er in einer 
schlichten Formel zusammen: »Sie zahlen nicht mal 
einen Kranz«. Lebensver sicherungen zahlen nur im 
Prinzip. Sündteure Zusatzver sicherungen von Auftrag-
gebern ändern daran wenig. In ihnen gibt es zahllose 
Ausnahmeklauseln. Die meisten Versicherungen ver-
weisen auf die Kriterien der Berufsgenossenschaft, die 
aber als besonders penibel gilt. 

Als beispielsweise der freie Kameramann Armin 
Wünsche bei Unruhen in Südserbien am Auge ver-
letzt wurde, stellten die Versicherungen erst einmal 
fest, sie seien nicht zuständig: Es seien ja Unruhen 
gewesen und kein Krieg. Außerdem habe er nur 
als freier Mitarbeiter gearbeitet. Schließlich zahl-
te der BR kulanterweise eine gewisse Summe für 
Wünsches monatelangen Ausfall. Außerdem verdirbt 
der hohe Grad an eigenverantwortlicher Arbeit, das 
hierarchiefreie Arbeiten im Ausland die Sitten. Der 
Weg zurück in die Apparate ist schwierig, für beide 
Seiten, Reporter wie Sender.  �Q

Die Interessierten stehen nach 
dem Traumjob Auslands korres-
pondent nicht Schlange. Peter 
von Zahns Zeiten sind vorbei.

Thomas Morawski 
berichtet seit fast 
25 Jahren für die 
ARD aus dem 
Ausland. Er  war 
zuständig für die 
Betreuung diverser 
Krisen und Kriege 
auf dem Balkan und 
im Nahen Osten.
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»Der Fall der       
Eines Morgens stand Thea Schädlich in der Redaktion. Was sie 
schilderte, klang unglaublich. Die Geschichte der entmündigten Frau 
sorgte für bundesweite Aufmerksamkeit. Das Rechercheprotokoll.  

VON MARION GIRKE UND CHRISTIAN DENSO

K
ummerfeld – bereits der Name der 2.000-
Seelen-Gemeinde im Nordwesten Hamburgs 
ist geeignet, zwiespältige Assoziationen her-
vorzurufen. Als »liebevollen Sorgenacker« 

bezeichnen die Kummerfelder ihren Ort auf der 
offiziellen Homepage. 

In dem ehemaligen Bauerndorf stehen die Zeichen 
auf Erneuerung. Moderne Einfamilienhäuser für ver-
mögende Stadt-Flüchtlinge sprießen wie Pilze aus dem 
Boden, alte Bauernhäuser müssen dafür weichen. 
Unmittelbar an der Hauptstraße jedoch gibt es in bes-
ter Ortslage eine große Freifläche. Kahl geräumt und 
gerodet und besiedelt nur mit einer baufälligen Kate. 
Wie geschaffen für die nächste Neubausiedlung.

Gegen eigenen Willen unter Betreuung gestellt
Die Kate aber steht noch heute. Ihre Geschichte ist 
die Geschichte von Thea Schädlich und dem Kampf 
der 69-Jährigen um dieses kleine Haus, das 7.500-
Quadratmeter-Areal und damit letztlich auch um 
ihre Würde. Ein Krimi um eine Rentnerin, die auf 
Betreiben von Behörden unter Betreuung gestellt 
wurde. Deren damalige Betreuer es sich aber lieber 
einfach machten, statt den Willen der Betreuten so 
weit es geht zu respektieren. Und es ist die Geschichte 
von bis heute etwa 50 Berichten, Reportagen und 
Interviews, zunächst in der Pinneberger Zeitung, einer 
Regionalausgabe des Hamburger Abendblatts, dann 
im Abendblatt selbst. Eines Themas, das zunächst 
klein begann, aber schnell immer größer wurde. So 
groß, dass andere Medien wie Der Spiegel nicht nur 
über Thea Schädlich zu berichten begannen, sondern 
auch über das Abendblatt und seine Recherchen,  wie 
die Süddeutsche Zeitung auf ihrer Medienseite.

»Der Fall der alten Dame« – so, wie im Frühjahr 
2006, als wir von Gerichten auf Betreiben der Betreuer 

zeitweise gezwungen waren, nur anonymisiert zu 
berichten, so nennen wir das Thema noch heute, da 
längst klar geworden ist, dass die 69-Jährige nur eine 
von dutzenden, vielleicht hunderten von Beispielen 
ist, die zeigen, dass trotz aller Verbesserungsversuche 
einiges schiefläuft bei der rechtlichen Betreuung von 
zumeist alten Menschen in Deutschland. Vor allem 
dann, wenn Berufsbetreuer zum Einsatz kommen, die 
bis dahin keine Beziehung zu den Betreuten hatten.

Am 8. Februar 2006, einem kalten Wintertag, stand 
Thea Schädlich plötzlich vor dem Schreibtisch von 

Auf den folgenden 
Seiten dokumen-

tiert Message die 
Recherchen der Wäch-
ter preisträger 2007. 
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   alten Dame«
Redakteurin Marion Girke in der Pinneberger Zeitung. 
Sie trug einen nicht mehr ganz neuen blauen Anorak 
und zog einen »Hackenporsche« voller Habseligkeiten 
hinter sich her, dessen Räder auf dem Fußboden nasse 
Spuren vom Schnee hinterließen. »Thea Schädlich 
erzählte eine schier unglaubliche Geschichte«, erin-
nert sich die Reporterin: »Dass man sie für verrückt 
erklärt habe, dass sie ihr Grundstück nicht mehr 
betreten dürfe, weil der Bürgermeister sie immer 
wegjage und dass die Gemeinde ihr das Grundstück 
weggenommen habe mit Hilfe von Betreuern, die sie 
selbst nur ein paar Mal gesehen habe.«

Die Gemeinde, so stellte sich heraus, wollte ihr 
das Filetstück im Herzen von Kummerfeld schon 
vor Jahren abkaufen, um die Lücke zwischen zwei 
Wohnsiedlungen schließen zu können. Bürgermeister 
Hanns-Jürgen Bohland (CDU) gelang es nicht, Thea 
Schädlich zum Verkauf zu bewegen. Die Rentnerin 
hing an dem Grundstück, das sie von einem früheren 

Verehrer kurz vor dessen Tod geschenkt bekommen 
hatte. Sorgfältig hütete sie dort nach einer ihr eige-
nen Ordnung – andere mögen es Unordnung nennen 
– ihre Schätze und versorgte ihre Katzen.

Betreuer verkaufen Grundstück
Auf Anregung der für Kummerfeld zuständigen 
Verwaltung wurde Thea Schädlich im Juli 2004 
wegen eines vermeintlichen Vermüllungs-Syndroms 
unter Betreuung gestellt. Die Art und Weise, wie die 
Rentnerin Baumaterialien und den im Laufe ihres 
Lebens immens angewachsenen Hausstand unter 
Planen auf dem Areal verwahrte, war ein Dorn im 
Auge der zuständigen Behörden. Nachbarn hingegen 
störten die Sachen weniger, zumal etliche von ihnen 
die etwas schrullige Dame mit ihren Katzen moch-
ten. Im November 2005 verkauften ihre ehemaligen 
Betreuer das Grundstück an die Gemeinde gegen den 
Willen der Rentnerin und 30.000 Euro unter dem auf 
rund 370.000 Euro geschätzten Verkehrswert.

Es dauerte Stunden, bis Thea Schädlich an jenem 
Nachmittag ihre Geschichte in der Redaktion der 
Pinneberger Zeitung erzählt hatte. Aus ihrem fahr-
baren Rucksack förderte sie wertvolle Kacheln 
und Porzellan hervor, um zu zeigen, dass sie keine 
Sammlerin von wertlosem Müll war. »Ich schwankte 
zwischen Ungläubigkeit und Entsetzen«, sagt Marion 
Girke. Konnte in unserem Rechtsstaat etwas so derar-
tig schieflaufen? Oder fühlte sich mal wieder jemand 
unnötigerweise von Gott und der Welt verfolgt? Girke: 
»Schon beim ersten Treffen mit ihrem Anwalt wurde 
klar: Die Fakten stimmten, die Akten belegten Thea 
Schädlichs Geschichte.«

»Bereichert sich ein Dorf auf ihre Kosten?«: Mit 
dieser Schlagzeile berichtete die Pinneberger Zeitung 
am 16. Februar vergangenen Jahres erstmals über den 
Fall. Die Gemeinde Kummerfeld reagierte überrascht, 
dass jemand nachhakte. »Darf die sich überhaupt 
einen Anwalt nehmen, die hat doch Betreuer?«, fragte 
der um eine Stellungnahme gebetene Bürgermeister 
zurück. Das Leserecho war gewaltig. »Lassen Sie sich 

Thea Schädlich vor ihrem Haus in der 2.000-Seelen-Gemeinde 
Kummerfeld. Foto: Hamburger Abendblatt
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nicht entmutigen, machen Sie weiter so!«, lautete die 
Aufforderung an die Redaktion.

Schon bald holten Thea Schädlichs Betreuer zum 
juristischen Schlag aus. Sie wollten jegliche weite-
re Berichterstattung verhindern, »zum Schutz der 
Betroffenen«. Einer der Betreuer, ein Anwalt, setz-
te mit einer einstweiligen Verfügung des Berliner 
Landgerichts durch, dass der Verlag nicht mehr iden-
tifizierend über den Fall berichten durfte. Es durften 
weder der Name Thea Schädlichs noch diejenigen 
der Betreuer genannt werden, nicht einmal der Ort 
des Geschehens durfte als Kummerfeld näher ein-
gegrenzt werden. Absurde Folgen: Die Ortsangabe 
vor einem Bericht über eine Gemeinderatssitzung in 
Kummerfeld lautete: »Irgendwo«. In einem Interview 
mit dem Bürgermeister durften ebenfalls weder sein 
Name noch der Ort genannt werden.

Rückendeckung aus der Chefredaktion
In dieser Zeit fiel wohl die für die Reporter wichtigste 
Entscheidung: Sie bekamen jene Rückendeckung von 
Verlag und Chefredaktion, die für derartige investiga-
tive Geschichten unverzichtbar ist. Herausgefordert 
durch diesen »Maulkorb«, entschied Chefredakteur 
Menso Heyl, nicht klein beizugeben. Sondern, im 
Gegenteil, selbst in die Offensive zu gehen, auch, 
wenn das eventuell für den Verlag nicht billig wer-
den würde. »Wenn wir uns an dieser Stelle nicht 
gewehrt hätten, dann könnte künftig von denen, die 
clevere Anwälte bezahlen können, letztlich bestimmt 

werden, was in der Zeitung stehen darf  und was 
nicht«, begründet Heyl die damalige Entscheidung. 
Die Chance anderer, ohne Einsatz von Anwälten in 
der Zeitung einen Vertreter ihrer Interessen zu finden, 
würde dagegen gegen null sinken.

Mit Rolf Schultz-Süchting wurde ein bekann-
ter Hamburger Anwalt zur Unterstützung unserer 
Justiziarin Andrea Deters hinzugezogen. Marion 
Girke bekam mit dem Polizeireporter Christian Denso 
einen Kollegen an die Seite gestellt, der fortan in der 
Zentralredaktion des Abenblatts die Fäden zusammen 
hielt und etwa die Texte vor Abdruck mit den Juristen 
abstimmte.

Geschwärzte und gepixelte Reportageseite
Heute, im Nachhinein, ist der erste Bericht im 
Hauptblatt, die Seite Drei vom 24. März 2006, 
geradezu ein Sinnbild: Wir schreckten nicht davor 
zurück, unsere Reportageseite durch einige Dutzend 
Schwärzungen im Text zu verunstalten, zudem ein 
Foto von Thea Schädlich zu drucken, das komplett 
gepixelt und damit unkenntlich gemacht war: Der 
für jeden somit sichtbar gemachte »Maulkorb«!  Ein 
Wagnis, das uns die Leser dankten, indem sie wieder 
zum Weitermachen aufforderten: unzählige Briefe 
und Anrufe, teilweise mit ähnlichen Schicksalen.

Wir hatten, das wurde spätestens jetzt klar, bislang 
nur die berühmte Spitze des Eisbergs gesehen. Immer 
mehr Menschen werden angesichts der Überalterung 
unserer Gesellschaft in den nächsten Jahren wohl 

Für »engagierten Journalismus und erstklassige 
Recherche« stehen die Preisträger des Wächterpreises 
der Tagespresse 2007. Die Arbeit der insgesamt fünf 

ausgezeichnenten Journalisten wird von Message auf diesen 
Seiten dokumentiert.

Marion Girke und Christian Denso vom Hamburger 
Abendblatt/Pinneberger Zeitung recherchierten den Fall 
einer alten Dame aus Schleswig-Holstein, die »entmündigt« 
und gegen ihren Willen um ihr Eigentum gebracht wurde. 
Die Rechercheure enthüllten diese Geschichte nicht nur 
gegen »alle rechtlichen und tatsächlichen Widerstände«, 
wie die Jury ihre Entscheidung begründet. Sondern sie 
erhellten hinter diesem Einzelfall auch gesellschaftliche 

Strukturen und schoben eine breite Debatte über diese 
Zustände an (Seite 58).

Den zweiten Preis erhielten Hans Leyendecker und 
Nicolas Richter für ihre Berichte und Analysen über den 
Fall des von der CIA entführten Khaled el-Masri. »Die 
Berichterstattung trug dazu bei, dass im Bundestag der 
Untersuchungsausschuss zur Arbeit der Geheimdienste 
einegsetzt wurde«, urteilt die Jury (siehe Seite 66).

Ekkehard Rüger von der Westdeutschen Zeitung griff 
einen Graubereich der Korruption auf – die Vorteilsnahme 
im Amt. Er recherchierte und berichtete über den Besuch 
der Gesellschafterversammlung der Burscheider Stadtwerke 
auf einer norwegischen Förderplattform (siehe Seite 62).

DREI ERSTKLASSIGE RECHERCHELEISTUNGEN
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Wächterpreisträger 
Marion Girke 
und Christian 
Denso arbeiten als 
Redakteurin und 
Polizei-Reporter 
beim Hamburger 
Abendblatt.

auch unter Betreuung gestellt. Eine Entwicklung, mit 
der die Justiz, die diese Betreuer kontrollieren soll, 
schlicht nicht mithalten kann. Trotz der Verbesserung 
des Betreuungsrechts erst vor einigen Jahren. 
Christian Denso: »Die Kernfrage des Falles war für 
mich: Wie viel Würde, wie viel freien Willen wollen 
wir Menschen wie Thea Schädlich zugestehen, die 
vielleicht nicht in jedes DIN-Format passen, aber ganz 
bestimmt noch genau wissen, was sie möchten?«

Aus Thea Schädlich wurde damals übrigens wegen 
der vom Gericht geforderten Anonymisierung notge-
drungen »die alte Dame«. Eine Wendung, die wir als 
Ehrentitel gedacht hatten, gegen die aber nicht nur 
die 69-Jährige empört protestierte (»Ich bin doch nicht 
alt!«), sondern auch mancher Leser.

»Betreut bis zum bitteren Ende«
Ungeachtet der juristischen Gegenwehr stellten wir 
den Fall auf eine noch breitere Basis: Abendblatt-
Chefredakteur Menso Heyl kommentierte mehrfach 
(»Betreut bis zum bitteren Ende«), Christian Denso, 
Marion Girke und weitere Kollegen recherchierten 
ähnliche Fälle. Zudem analysierten wir im Gespräch 
mit Experten Missstände im Betreuungsrecht in 
Hamburg: »Bis zu 1.000 Fälle pro Richter – ist 
das noch Fürsorge?«, lautete die Schlagzeile. Bei 
einer Telefonaktion, bei der Experten Leserfragen 
beantworteten, erreichten uns sogar Anfragen aus 
Süddeutschland, wenn die Anrufer denn eine freie 
Leitung erwischten. Die Bürgerschaft in Hamburg und 
der Landtag in Kiel befassten sich mit dem Thema.

Die Geschichte der »alten Dame« zog sich wei-
ter als roter Faden für eklatante Missstände im 
Betreuungsrecht durch unsere Berichterstattung. Vom 
Abtransport des vermeintlichen Mülls und der Rodung 
des Areals in Kummerfeld etwa profitierte eine kom-
munale Entsorgungsfirma. Veranschlagt wurden dafür 
Kosten, die etwa einem Einfamilienhaus in Hamburg 
entsprechen. Für die Reporter des Abendblattes war 
die Situation teilweise absurd. »Vor uns stand Thea 
Schädlich und bestand darauf, dass jedes Detail ihrer 
weiterhin stets bereitwillig erzählten Geschichte ver-
öffentlicht werden sollte«, sagt Marion Girke: »Und 
gleichzeitig versuchten die eigentlich ihrem Wohl und 
Willen verpflichteten Betreuer, genau dies zu verhin-
dern – und das auch noch in ihrem Namen.« Thea 
Schädlich gegen die Axel Springer AG – so lautete 
der Anschlag vor dem Gerichtssaal bei den jeweiligen 
Prozessterminen – verkehrte Welt.

 Von Anfang an war Thea Schädlich damit ein-
verstanden gewesen, ihren Fall mit Fotos von sich 
und ihrem vollen Namen rückhaltlos öffentlich zu 
machen. Dieser persönlichen Einsatzbereitschaft ver-
dankt die Geschichte ihren außerordentlich hohen 
Grad an Authentizität – für die Leser buchstäblich ein 
Fall zum »Anfassen«. Thea Schädlich war in ihrem 
Umkreis mittlerweile bekannt wie ein bunter Hund.

Am Gründonnerstag, 13. April 2006, hob die für 
Presserecht zuständige Kammer des Landgerichts 
Berlin schließlich die einstweilige Verfügung so wieder 
auf, dass wir 
fortan wieder 
(fast) ganz frei 
berichten durf-
ten. Bis heute 
aber sind diver-
se Details mit 
Unterlassungs-
erklärungen belegt. Zwei Mal mussten wir Gegen-
darstellungen  zu Nebensächlich keiten abdrucken.

Marion Girke: »Als Reporterin hat mich die Re-
cherche auch persönlich in irritierender Weise an 
Grenzen der Zulässigkeit staatlichen Handelns geführt. 
Als die alte Dame und ich vor gut einem Jahr erstmals 
gemeinsam ihr ehemaliges Grundstück besichtigten, 
wurden wir von einem Polizisten verfolgt, obwohl wir 
das Gelände nicht einmal betreten hatten. Die 
Gemeinde als neue Eigentümerin ließ das Areal unter 
polizei licher Aufsicht räumen und roden, und der 
Beamte fuhr uns noch hinterher, als wir mit dem Wa-
gen schon wieder ein ganzes Stück entfernt waren.«

 
Das Blatt zum Guten gewendet
Inzwischen hat sich der Fall Thea Schädlich zum 
Guten gewendet – wohl nur, weil er öffentlich 
gemacht und derart mit Nachdruck verfolgt wurde. 
Der Kaufvertrag mit der Gemeinde ist für ungültig 
erklärt worden, die 69-Jährige kann das Grundstück 
zurückverlangen. Ihre ehemaligen Betreuer sind gegen 
Menschen ausgetauscht worden, die den Willen der 
Rentnerin respektieren.

Die Verantwortlichen in der Gemeinde, ob 
Bürgermeister, ob innerörtliche Opposition, ob 
Gemeinderat, sind sich wie die ehemaligen Betreuer 
bis heute keiner moralischen Schuld bewusst. 
Mittlerweile begnügt sich der Bürgermeister mit dem 
stereotyp wiederholten Satz: »Die Gemeinde wird 
sich an Recht und Gesetz halten.«  �Q

Der Kaufvertrag mit der 
Gemeinde ist für ungültig 
erklärt und die Betreuer 
sind ausgetauscht worden.  
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In der Grauzone   
Im bergischen Burscheid nahm die Eon Ruhrgas-Affäre ihren Anfang. 
Aufdeckende Berichte über eine »Informationsreise« setzten staats-
anwaltschaftliche Ermittlungen in Gang. Das Rechercheprotokoll.

VON EKKEHARD RÜGER

B
urscheid ist klein. Gut 19.000 Einwohner 
leben in der bergischen Stadt mit Blick auf 
Leverkusen. Klein ist seit jeher auch die 
Lokalredaktion der Westdeutschen Zeitung, 

die hier noch Bergischer Volksbote heißt. Denkbar 
klein: Es gibt einen Redakteur, einen Volontär, keine 
Sekretärin. Zeit für intensive Recherche, überall ein 
kostbares Gut, ist hier eine Rarität. 

Das ist die Klarstellung, die an den Anfang 
gehört. Die Geschichte der Ruhrgas-Affäre, die in 
diesem Ort begann, ist kein Bravourstück raffinierter 
Recherchekunst, kein Lehrbeispiel, wie man hart-
näckig und kontinuierlich am Ball bleibt. Es ist die 
Geschichte eines journalistischen Steinbruchs, in dem 
ich zwischen Seitenproduktion, Pressekonferenzen 
und der Suche nach dem täglichen Aufmacher mit 
bescheidenen Mitteln mal den einen Brocken behau-
en habe, mal den anderen. Manche sind unbear-
beitet liegen geblieben. Darüber mögen andere die 
Nase rümpfen. Für mich ist das seit Jahren meine 
Berufswirklichkeit – und trotzdem eine, in der 
Zufriedenheit kein Fremdwort ist. 

Einladung an den Aufsichtsrat
Es begann mit einem Mittagessen im Frühjahr 2005. 
Im Verlauf des Gesprächs erzählte mein Gegenüber 
von einer Einladung an den Aufsichtsrat und die 
Gesellschafterversammlung der örtlichen Stadtwerke. 
Auf eine Förderplattform vor der norwegischen Küste 
sollte es gehen – finanziert vom Energieriesen Eon 
Ruhrgas, der seit 1948 alleiniger Vertragspartner der 
Burscheider Stadtwerke ist, und Norwegens größ-
tem Öl- und Gaskonzern Statoil. Die Frage, ob eine 
solch aufwendige und teure Reise mit Charterflug 
und Hubschraubereinsatz für Entscheidungen in 
Burscheid wirklich notwendig sei, wurde schon wäh-

rend dieses Essens diskutiert – und war Anlass für 
weitere Nachforschungen.

Die anschließenden Gespräche führten zunächst 
alle in dieselbe Richtung: Diese Reisen seien seit 
Jahren in der Branche gang und gäbe und allgemein 
bekannt. Ich erfuhr von Journalisten, die ebenfalls 
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   der Korruption
schon teilgenommen und anschließend Reportagen 
veröffentlicht hatten. Und in mir wuchsen zuneh-
mend Zweifel, ob ich in meiner ersten kritischen 
Bewertung dieser Reise nicht womöglich völlig falsch 
liegen könnte. Daran änderte auch ein anonymer 
Brief wenig, der mich noch einmal auf den geplanten 
Wochenendtrip stieß.

Moral und Korruption
Klingt es wie ein abgegriffenes Klischee, wenn ich 
mein Gefühl anführe als Grund dafür, die Reise 
dann doch zum Thema gemacht zu haben? Aber 
letztlich war es so: Für mich stand am Anfang die 
eher  moralische Frage nach der Wirkung solcher 

Einladungen auf kommunale Entscheidungsträger 
im Vordergrund, nicht die juristische, die sich später 
mit den Grauzonen der Korruption befasste. Und 
selbst wenn diese Form der Reisen andernorts längst 
bekannt war, hatten, so fand ich, dann wenigstens 
auch die Burscheider einen Anspruch darauf, davon 
zu erfahren. 

Die Bestätigung für die Reisepläne zu bekommen, 
war nicht sonderlich schwierig – auch wenn man den 
Gesprächspartnern aus den Stadtwerken und dem 
Aufsichtsrat anmerkte, dass ihnen die bevorstehen-
de Veröffentlichung nicht angenehm war. Es gab eine 
vergebliche Einladung an mich, doch noch kurzfris-
tig mitzureisen. Es gab die Bekräftigung, es handele 
sich um eine 100-prozentige Informationsfahrt. Doch 
ganz frei von schlechtem Gewissen schienen  die 
Teilnehmer  nicht zu sein. Denn im Jahr zuvor, kurz 
vor der Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen, war 
eine entsprechende Einladung noch ausgeschlagen 
worden.

Lokale Nähe sorgt für schlaflose Nächte 
Die Nähe der Lokaljournalisten zu den Menschen, 
über die sie berichten, wird ihnen oft zum Vorwurf 
gemacht. Sie fördere Hofberichterstattung und 
Kumpaneijournalismus. In der Tat ist es auch mir 
nicht leichtgefallen, die Geschichte zu schreiben: 
Zu der letztlich 17-köpfigen Reisegruppe gehörten 
der Bürgermeister, der CDU-Stadtverbandsvorsitzen-
de, der CDU-Fraktionsvorsitzende, seines Zeichens 
Amtsrichter, seine Amtskollegen von SPD und 
UWG, Vertreter auch aller übrigen Ratsfraktionen 
– und mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
zudem der Ehemann der Anzeigenberaterin unse-
rer Lokalausgabe. Da schützt selbst ein geschärftes 
Berufsethos nicht vor schlaflosen Nächten. 

Am 22. April 2005, knapp zwei Monate vor 
dem geplanten Reisetermin, erschien schließlich 
der erste Artikel, begleitet von einem Kommentar, 
der die Frage aufwarf, ob solchermaßen umworbe-
ne Kommunalpolitiker nachher noch unabhängig 

Burscheider Entscheidungsträger auf Einladung von Eon Ruhrgas zu 
Besuch auf der Statoil-Ölplattform. Foto: Stadtwerke Burscheid
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entscheiden können. Nach der Veröffentlichung 
passierte in meiner Wahrnehmung das, was ich 
oft bei vermeintlich brisanten Themen feststelle:  
nichts. Es gab ein, zwei unterstützende Anrufe von 
Kommunalpolitikern, die meine kritische Bewertung 
begrüßten. Ansonsten kein Protest, keine Widerrede, 
gar  nichts. Vielleicht, weil die Fakten nicht  in Zweifel 
zu ziehen waren. Vielleicht, weil man dem Artikel 
durch eine Debatte nicht noch mehr Aufmerksamkeit 
verschaffen wollte. Vielleicht auch, weil man ihm ein-
fach keine Bedeutung beimaß. 

Bericht löst Ermittlungen aus 
Was ich zu dem Zeitpunkt nicht wusste: Der Artikel 
wurde in Verbindung mit einer Strafanzeige ano-
nym an die Staats anwaltschaft Köln geschickt. Dort 

nahm sich die 
Schwer  punkt-
abteilung zur 
B e k ä m p f u n g 
der Korruption 
des Vorgangs an 
– und entschied 
sich nach ersten 

Ermittlungen, am Tag vor dem Reisebeginn sowohl 
die Räume der Burscheider Stadtwerke als auch der 
Eon Ruhrgas-Zentrale in Essen zu durchsuchen. Der 
Anfangsverdacht lautete: Vorteilsannahme.

Dass mein Bericht Auslöser für die Ermittlungen 
gewesen war, erfuhr ich dann erst am Tag nach 
dem Reisewochenende vom Sprecher der Staatsan-
waltschaft. Denn die Gruppe war ungeachtet der 
Durchsuchung nach Norwegen aufgebrochen. 
»Wenn wir nicht gefahren wären, hätte das wie ein 
Schuldeingeständnis ausgesehen«, begründete der 
Aufsichtsratsvorsitzende die Entscheidung. Man 
wolle sich nun an einer raschen Klärung beteili-
gen.  Eon Ruhrgas sprach in einer Stellungnahme 
von einer »gasfachlichen Informationsveranstal tung« 
und erinnerte mich nebenbei noch einmal daran, 
dass doch auch Journalisten bereits an vergleichba-
ren Reisen teilgenommen hätten. Das Unternehmen  
werde auch künftig an diesen Informationsfahrten 
festhalten. 

Danach tat sich über Monate scheinbar nicht viel. 
Aus dem Aufsichtsrat war zu hören, man rechne 
mit einer Einstellung des Verfahrens und sei ohne-
hin nur Opfer einer übereifrigen Behörde geworden. 
Seitens der Staatsanwaltschaft hieß es, man befinde 

sich noch in den Ermittlungen. Und ich verlor das 
Thema langsam aus den Augen. 

Das änderte sich schlagartig im Januar 2006. 
Kollegen anderer Zeitungen hatten von Ermittlungen 
gegen ihre örtlichen Stadtwerke erfahren und bei 
der Staatsanwaltschaft nachgefragt. Dadurch wurde 
bekannt, dass die Kölner Ermittler das Verfahren auf-
grund der bei der Durchsuchung beschlagnahmten 
Unterlagen auf 159 Kommunalpolitiker und Manager 
von 28 Stadtwerken ausgeweitet hatten. Auch 
immer mehr Details anderer Reisen sickerten durch: 
von teuren Vergnügungstouren mit Ehepartnern 
nach Barcelona bis zu »Gas-Fachvorträgen« beim 
Sternekoch Dieter Müller auf Schloss Lerbach in 
Bergisch Gladbach. 

In dieser Phase rückte die Burscheider Reise 
als Ursprung der Ermittlungen bundesweit in den 
Blickpunkt. Die Teilnehmer fühlten ihre Fahrt zu 
Unrecht mit offensichtlichen Lustreisen in einen 
Topf geschmissen. Auch könne der Vorwurf der 
Vorteilsannahme nicht gelten, weil die nächsten 
Lieferverträge erst nach den Kommunalwahlen 2009 
und folglich mit einem neu zusammengesetzten 
Aufsichtsrat getroffen würden. Der Amtsrichter ver-
wies zudem darauf, die Fahrt vor Antritt bei seinem 
Gerichtspräsidenten angezeigt zu haben, ohne dass es 
von dort Bedenken gegeben hätte.

In diese juristischen Bewertungen musste ich 
mich erst einarbeiten. Mit Fragen der Korruption 
hatte ich bis dahin nichts zu tun gehabt. Dass ein 
Verteidigungsargument der Teilnehmer bereits 
lange überholt war, gehörte noch zu den schnells-
ten Erkenntnissen: Seit 1997 reicht es, wenn schon 
für die allgemeine Dienstausübung ein Vorteil 
gewährt wird. Damit kann jetzt auch die allgemeine 
Klimapflege ohne konkrete Gegenleistung verfolgt 
werden. Und auch die feine Unterscheidung zwi-
schen Lust- und Informationsreise stellte der ermit-
telnde Kölner Staatsanwalt Gunnar Greier  in einem 
Gespräch infrage, das ich für ein Porträt über ihn 
führte: »Wo steht denn, dass Informationsfahrten 
nicht strafbar sind?«

Juristisches Tauziehen um Vorteilsannahme
Schon Ende Januar 2006 preschten einige 
Kommunalpolitiker, wenn auch nicht aus Burscheid, 
vor und boten die Zahlung einer Geldauflage an, 
um die Einstellung des Verfahrens zu erzielen. Auch  
Eon Ruhrgas stoppte nun doch bis auf Weiteres alle 

Der ermittelnde Staatsanwalt 
Gunnar Greier: »Wo steht 

denn, dass Infor mations-
fahrten nicht strafbar sind?«
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Wächterpreisträger 
Ekkehard Rüger 
arbeitet als 
Redakteur der 
Westdeutschen 
Zeitung in 
Burscheid.

Kundenveranstaltungen und kündigte einen neuen 
Kodex an. Doch dann drängte sich eine neue juristi-
sche Frage in die Diskussion: Sind denn Ratsmitglieder 
ähnlich wie Beamte überhaupt  Amtsträger? An diesem 
Begriff ist der Straftatbestand der Vorteilsannahme und 
Bestechlichkeit gebunden. Diese Ansicht hatte die 7. 
große Strafkammer des Landgerichts Köln erstmals im 
Jahr 2003 vertreten. Die 3. große Strafkammer dessel-
ben Gerichts kam zwei Jahre später zu einer anderen 
Einschätzung. Die Augen richteten sich jetzt auf noch 
ausstehende Entscheidungen des Bundesgerichtshofs 
(BGH) in dieser Frage.

Mit einem Spruch des 5. Strafsenats des BGH 
in Leipzig im Mai 2006 schien die Affäre dann 
mit einem Schlag beendet. Der Senat hob im 
Zusammenhang mit einer anderen Korruptionsaffäre 
in Wuppertal ein Urteil des dortigen Landgerichts 
gegen einen Ratsherrn auf. Kommunalpolitiker seien 
keine Amtsträger und damit auch nicht bestechlich 
– jedenfalls dann nicht, »wenn sie nicht zusätzlich 
zu ihrer Abgeordnetentätigkeit mit der Erledigung 
konkreter Verwaltungsaufgaben betraut sind«. Auch 
in Burscheid machte man sich erste vorsichtige 
Hoffnungen auf eine Einstellung des Verfahrens.

Zu früh, wie sich einen Monat später herausstell-
te. Zwar stieß die schriftliche Urteilsbegründung 
des BGH kaum noch auf mediales Interesse, aber 
sie enthielt einen für die Ruhrgas-Affäre ent-
scheidenden Satz. Darin werden die »konkreten 
Verwaltungsaufgaben« als Voraussetzung für die 
Amtsträgerschaft näher definiert: »Dies kann etwa der 
Fall sein bei Entsendung oder Wahl (...) in ein ande-
res Gremium, das – wie etwa der Aufsichtsrat eines 
kommunalen Versorgungsunternehmens – selbst 
keine Volksvertretung ist.« Damit stand ein Jahr nach 
der Reise der Burscheider Aufsichtsratsmitglieder fest, 
dass sie wie alle anderen landesweit Beschuldigten 
nicht aus dem Schneider waren.

Trotz Kritik reißen Kontakte nicht ab
Den ersten Hinweis darauf, dass das schriftliche 
BGH-Urteil jetzt vorliege, hatte ich übrigens aus 
dem Kreis des Aufsichtsrates selbst erhalten. Ein 
kleines Zeichen dafür, dass der Kontakt trotz der 
Auswirkungen meiner Berichterstattung nie abge-
rissen ist. Geballte Fäuste in der Tasche mag es 
viele gegeben haben, offene Anfeindungen oder  
erkennbare Informationsblockaden dagegen nicht.  
Womöglich ein Ergebnis meines Versuchs, trotz 

aller Kritik fair zu berichten, also die entlas-
tenden Argumente und die keineswegs eindeu-
tige juristische Bewertung nicht zu unterschla-
gen. Bisweilen hatte ich im Laufe der Affäre den 
Eindruck, dass diese Selbstverständlichkeit infolge 
der Neigung unserer Branche zur Zuspitzung und 
Skandalisierung  gerade mit wachsender Distanz 
zum Ort des Geschehens  auf der Strecke bleibt. 
Darin liegt ja bei aller Gefahr der Nähe auch 
eine Chance des Lokaljournalismus: dass man den 
Menschen, über die man berichtet, am nächsten Tag  
noch in die Augen gucken muss.

Nun machte ihrerseits die Staatsanwaltschaft 
das Angebot, die Verfahren gegen Zahlung einer 
angemessenen 
G e l d au f l a g e 
(Wert der jewei-
ligen Reise plus 
Aufschlag) ein-
zustellen. Bis 
zum Herbst 
20 06  w i l -
ligten alle beteiligten Burscheider Mandatsträger 
in das Angebot ein – auch wenn sich einige laut 
Staatsan waltschaft zunächst »bockig« gezeigt hat-
ten. Unrechts bewusstsein wollte sich aber auch 
nach Zahlung der vierstelligen Beträge  nur bei den 
wenigsten einstellen. 

Eon Ruhrgas verspricht mehr Transparenz
Eon Ruhrgas hatte bereits im Juni 2006 auf dem 
Weltgaskongress neue Rahmenbedingungen für 
Unternehmensveranstaltungen bekannt gegeben. 
Dort wurde eine künftig klare Ausrichtung auf den 
Zweck angekündigt und Transparenz gegenüber den 
Eingeladenen. Überflüssiger Luxus sollte vermieden 
und der Einladungskreis unter Verzicht auf private 
Begleitpersonen begrenzt werden. 

Die meisten dieser Eckpunkte waren allerdings 
gerade von den Burscheider Teilnehmern schon 
während der gesamten Ermittlungen als Argumente 
für die Unbedenklichkeit ihrer Reise angeführt wor-
den. Trotzdem rückte die Staatsanwaltschaft vom 
Vorwurf der Vorteilsannahme bis zur Zahlung der 
Geldauflage nicht ab. 

Ob Eon Ruhrgas daher seinen neuen Kodex noch 
einmal überdacht hat? Das ist zum Beispiel eine der 
Fragen, denen ich im Steinbruch der Alleinredaktion 
noch nicht nachgegangen bin.  �Q��

Unrechts bewusstsein wollte 
sich aber auch nach Zahlung 
der vierstelligen Beträge nur 
bei den wenigsten einstellen.  
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NICOLAS RICHTER
ist Redakteur der Süddeutschen Zeitung. Der 
33-Jährige berichtet im Ressort Außen politik 
über Völker recht und internationales Strafrecht.

»Viele Versionen   
Die Süddeutsche Zeitung deckte auf, dass die rot-grüne Regierung 
die Rückkehr des Guantánamo Häftlings Murat Kurnaz hintertrieb. 
SZ-Reporter Nicolas Richter über geheime Dokumente, vielsagende 
Aktenvermerke und einen stummen Außenminister. 

Herr Richter, für Ihre Berichterstattung im Fall Khaled 
el Masri haben Sie gemeinsam mit Hans Leyendecker 
den Wächterpreis der Tagespresse erhalten. Der Fall 
des von der CIA entführten El Masri und der des 
ehemaligen Guantánamo-Häftlings Murat Kurnaz 
haben vieles gemeinsam. In beiden Fällen wurden in 
Deutschland lebende Ausländer verschleppt und gefol-
tert. In beiden wurde ein Untersuchungsausschuss 
eingesetzt, um die Rolle der Regierung zu untersu-
chen. Was hatten die Recherchen gemeinsam?  
Nicolas Richter: Das große Problem bei der Aufar-
beitung beider Fälle war, dass die Bundes regierung 
alles versucht hat, um ihre Rolle geheim zu halten 

und keinerlei Informationen 
nach außen zu lassen. Sie hat 
zwar Unterlagen an den Unter-
suchungs ausschuss gegeben, 
dort mussten sie aber vertrau-
lich behandelt werden. Im Fall 
Murat Kurnaz konnten sich 
aber gleich mehrere Medien 
Zugang verschaffen und 
Informationen veröffentlichten, 
die die Regierung zurückhal-
ten wollte. Sie hat sicher nicht 
damit gerechnet, dass so viele 
Details bekannt werden.     

Seit wann wissen Sie, dass die 
damals SPD-geführte Bundes-
regie rung Murat Kurnaz die 
Einreise verweigern wollte?
Nicolas Richter: Das ist 
bereits seit Anfang des vergan-
genen Jahres bekannt. In einem 
Bericht der Bundesregierung an 

das Parlamentarische Kontroll gremium stand in einer 
Notiz, dass das Kanzleramt eine Einreisesperre ver-
hängt habe. Mit welcher Akribie und welchem büro-
kratischen Eifer seine Rückkehr aber hintertrieben 
wurde, das wissen wir erst seit Anfang dieses Jahres. 

Den Vorwurf, die Rückkehr von Kurnaz von 2002 
bis 2005 aktiv verhindert zu haben, veröffentlichte 
die Süddeutsche Ende Januar. Sie zitieren aus einer 
Reihe von – meist geheimen – Dokumenten. Waren 
die Unter lagen aus dem Untersuchungsausschuss 
die entscheidende Quelle?
Nicolas Richter: Über unsere Quellen im Einzelnen 
kann ich nicht viel sagen. Wir haben uns von Personen 
aus Regierungskreisen Hintergründe erläutern las-
sen. Die Hauptquelle waren aber die Unterlagen des 
Ausschusses. Darin wird das Vorgehen im Fall Murat 
Kurnaz detailliert geschildert. Ein Beispiel: In einem 
mehrseitigen Vermerk des Bundesinnenministeriums 
aus dem Jahre 2002 stehen genaue Anweisungen für 
die Bremer Ausländerbehörde. Um Kurnaz Einreise 
zu verhindern, sollte sie feststellen, dass seine Aufent-
haltsgenehmigung erloschen sei. Die Begründung: Er 
sei länger als sechs Monate im Ausland gewesen. Kein 
Wunder, er saß ja in Guantánamo.   

Läuft ein Ermittlungsverfahren gegen die Süddeutsche 
Zeitung wegen Beihilfe zum Geheimnisverrat? 
Nicolas Richter: Das ist mir nicht bekannt. Der 
Ausschuss hat der Staatsanwaltschaft empfohlen zu 
ermitteln. Man muss das als Journalist aber in Kauf 
neh men, wenn man über vertrauliche Vorgänge 
berichtet. 

Der Fall hat sich im Februar und März hochgeschau-
kelt. Täglich tauchten neue geheime Dokumente 
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  der Wahrheit«
auf. Jetzt wirft Frank-Walter Steinmeier den Medien 
vor, sie hätten die Chance, Kurnaz frei verhandeln 
zu können, aus Vermerken zusammengedichtet. Was 
sagen Sie dazu?    
Nicolas Richter: Es gab keinen Raum für Dichtung. 
Wir haben Ver merke zur Kenntnis genommen. Wenn 
die Regierungs bürokratie sauber gearbeitet hat, muss 
ich davon ausgehen, dass das, was sie geplant und 
besprochen und dann so akkurat zusammengetragen 
hat, auch stimmt. Diese Informationen – darunter 
Zusammenfassungen von Gesprächen auf höchs-
ter Ebene – haben wir wiedergegeben. Aber auch  
die Aussagen von Zeugen vor dem Untersuchungs-
ausschuß spielten bei der Recherche eine große Rolle. 
Unsere Quellen waren nicht allein die Unterlagen von 
damals, sondern auch die Einschätzung Beteiligter 
heute. Beispielsweise die Aussagen der Beamten 
des Bundesnachrichtendienstes, die Kurnaz 2002 
in Guantànamo verhört haben. Sie kamen zu dem 
Schluss, dass er harmlos ist und in keine terroristi-
schen Netzwerke verstrickt sei. 

Die Aussagen der BND-Beamten im Ausschuss fan-
den hinter verschlossenen Türen statt.
Nicolas Richter: Ja. Aber auch da müssen Jour-
nalisten eben versuchen, an die Protokolle der Zeugen-
aussagen zu kommen. 

Dreh- und Angelpunkt ist die Frage, ob von Murat 
Kurnaz eine Terrorgefahr ausging. Stimmt es, dass 
in diesem Zusammenhang Medien Dossiers und 
Dokumente zugespielt wurden, die Kurnaz belasten? 
Nicolas Richter: Ich kann nicht für andere Kollegen 
sprechen, aber das Gerücht gibt es. Einigen Zeitungen 
hat man angeblich nur Teile der Protokolle zugespielt. 
Seiten, die Kurnaz belasten. Wer nur einen Ausschnitt 
der Wahrheit kennt, gibt ein verzerrtes Bild wieder. 
Ich habe mich über manche Schlagzeile gewundert, 
die veröffentlicht wurde.

Zum Beispiel? 
Nicolas Richter: Selbst die seriöse Frankfurter 
Rundschau titelte »Schwere Vorwürfe gegen 
Kurnaz«. Quelle war offenbar die Vernehmung der 

BND-Beamten im Ausschuss. SPD-Obmann Thomas 
Oppermann hatte sie auf ein Telefo nat von Kurnaz 
angesprochen. Kurnaz soll von Pakistan aus einen 
Bremer Hassprediger angerufen und ihm gesagt haben, 
sein Einsatz bei der Taliban stehe unmittelbar bevor. 
Oppermann fragte die Beamten, ob sie schon einmal 
von dem Telefonat gehört hätten. Sie verneinten dies. 
Doch der SPD-Obmann stützte sich auf einen Bericht 
des Bremer Verfassungsschutzes, der wiederum auf 
einer dubiosen Quelle beruhte: Jemand hatte gesagt, 
er habe in einer Moschee gehört, Kurnaz habe bei 
dem Hassprediger angerufen.

Aber deswegen kann der Vorwurf ja stimmen. 
Nicolas Richter: Selbst in den Unterlagen des 
Bremer Ver fassungs schutzes steht, dass dieses Tele-
fonat nicht beweisbar ist, in den Vermerken der Staats-
anwaltschaft taucht es erst gar nicht auf. Von SPD-
Seite werden immer wieder alte Verdachtsmomente, 
die zum Teil widerlegt und zum Teil so vage sind, 
dass die Staatsanwaltschaft ihnen nicht nachgegangen 
ist, hervorgekramt und in die Medien gebracht. In der 
Öffentlichkeit soll der Eindruck entstehen, dass irgend-
etwas faul sein muss an Murat Kurnaz. Das Muster ist 
immer dasselbe: Kurnaz wird als Terrorverdächtiger 

Berichterstattung der 
Süddeutschen Zeitung vom
 20./21. Januar 2007.
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hingestellt und Zeugen, die vor dem Ausschuss oder 
in den Medien für ihn aussagen, diskreditiert.
 
Spielen Sie auf den früheren US-Beauftragten für 
Guantánamo an, der Steinmeier belastete?  
Nicolas Richter: Ja. Pierre-Richard Prosper sagte 
in einem Monitor-Beitrag, dass die USA jederzeit zu 

Verhandlungen 
über eine Frei-
lassung von 
Kurnaz bereit 
gewesen wären. 
Die rot-grüne 
Regierung hät-
te aber keiner-

lei Interesse gezeigt. Un mittel bar nach der Sendung 
hieß es: Prosper sei nicht verantwortlich gewesen 
und mache sich wichtig. Er sei ein Zyniker, weil er 
Guantánamo verteidigt habe.

John Goetz, Autor des Monitor-Beitrags, schreibt 
auch für die Süd  deut  sche über Murat Kurnaz. Und 
auch der Tenor der Bericht er stattung in anderen 
Leit medien, wie dem Spiegel, der Zeit und der Süd-
deut  schen, ist einhellig und Steinmeier-kritisch. 
Arbei ten Sie mit anderen Medien zusammen oder 
werden Dokumente untereinander ausgetauscht?  
Nicolas Richter:  Nein. Da ist das Konkurrenz-
denken doch zu groß. Aber es könnte sinnvoll sein, 
bei schwierigen Recherchen die Kräfte zu bündeln. 

Haben Sie auch Außenminister Steinmeier mit den 
Anschuldigungen konfrontiert?
Nicolas Richter: Lange bevor der Fall Kurnaz 
zum Skandal wurde, haben wir ihn gebeten, uns in 
einem Hintergrund gespräch seine Motive zu erläu-
tern, aber er schlug unsere Bitte aus. Immer mit 
der Begründung, er würde den Sach verhalt vor dem 
Ausschuss klären. Später dann, als der Druck zu groß 
wurde, hat er verschiedenen Zeitungen Interviews 
gewährt. Die SZ gehörte nicht dazu, aber wir waren 
stets in Kontakt mit seinem Umfeld. 

Mit der Bild -Zeitung hat Steinmeier gesprochen. 
Nicolas Richter: Gerade in Zeiten der Terrorgefahr 
schüren manche Boulevardzeitungen den Argwohn 
gegen Ausländer. Das beeinflusst auch das Handeln 
der Regierung. Im Fall Kurnaz belegen die Unterlagen, 
dass die Verantwortlichen auch aus diesem Grund 

davor zurückschreckten, Kurnaz die Rückkehr aus 
Guantánamo zu ermöglichen. Sie fürchteten Schlag-
zeilen wie: »Deutschland holt Terroristen zurück!« 

Die Vertreter der Parteien im Ausschuss sind sicher 
gesprächiger?
Nicolas Richter: Die Obleute, ob Thomas 
Oppermann, Max Stadler von der FDP oder Wolfgang  
Neskovic von der Links-Fraktion führen regelmäßig 
Hintergrund gespräche mit Journalisten und schil-
dern uns ihre Sicht der Dinge. Das ist bei jedem 
Untersuchungsausschuss dasselbe: Die Fakten liegen 
auf dem Tisch, jetzt wird um die Deutungs hoheit 
gekämpft. Der gleiche Sachverhalt, also derselbe 
Vermerk, wird je nach Partei unterschiedlich gedeu-
tet. Es gibt viele Versionen der Wahrheit.
     
Wie können Sie sich da sicher sein, die richtige 
Version zu kennen? 
Nicolas Richter: Natürlich erklärt sich einiges aus 
der Stimmung nach dem 11. September. Die Hambur-
ger Zelle war für die Anschläge verantwortlich, die 
Regierung wollte sich kein weiteres Problem ins Haus 
holen. Aber: Nach unseren intensiven Recherchen 
steht für uns fest: Kurnaz war weder in terroristische 
Netz  werke eingebunden, noch gibt es Beweise, dass er 
für die Taliban kämpfen wollte oder Anschläge ge plant 
hätte. Trotzdem musste er fünf Jahre in Guantánamo 
verbringen. Die SPD sagt, wir haben das richtig ge-
macht, er stellte eine Gefahr dar. Ich sage: Es ist ein 
Unding, dass man Kurnaz wegen weniger Anhalts-
punkte fünf Jahre in einer Zelle schmoren ließ. 

War es Steinmeiers eigentlicher Fehler, keine Reue 
zu zeigen, sondern beweisen zu wollen, richtig 
gehandelt zu haben?
Nicolas Richter: Das trifft den Kern. Hätte er sich 
bei Kurnaz entschuldigt und erklärt, warum er sich 
damals so entschieden hat, gäbe es keinen Skandal. 
Der Fall bekam erst seine Dynamik, weil Mitglieder 
der damaligen rot-grünen Regierung ihr Handeln 
unter allen Umständen rechtfertigen wollten und 
die Sache im Untersuchungs  ausschuss aufgearbei-
tet werden musste. Viele Details, die dort bekannt 
wurden, gelangten durch die Berichterstattung an die 
Öffentlichkeit. Die Regierung reagierte mit Angriffen 
auf Kurnaz, dem ohnehin schon jahrelang Unrecht 
widerfahren war. So schaukelte sich das Ganze zu 
einer politischen Krise hoch.  �Q

»Es ist ein Unding, dass man
 Kurnaz wegen weniger 

Anhaltspunkte fünf Jahre lang in 
Guantánamo schmoren ließ.« 

Die Fragen stellte 
Kathrin Wiebersiek, 

Mitglied der 
Message-Redaktion.
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Wolfgang Zehrt
Die Pressemitteilung
2007, 194 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-89669-494-2
€  (D) 24,90 / SFr 42,70
PR Praxis 5

Die Pressemitteilung ist eines der wichtigsten Instrumente der PR-Ar-
beit - und die Journalisten die wichtigsten »Kunden«. Doch wie bringt
man Journalisten dazu, die Pressemitteilung aufzugreifen und sie an
die Öffentlichkeit zu kommunizieren? Wie gelingt es, dass die Infor-
mationen aus einer Pressemitteilung in den Medien berücksichtigt
werden?

Wolfgang Zehrt zeigt, dass es bei einer guten Pressemitteilung auf
zwei wesentliche Dinge ankommt:. Auf den Inhalt: Thema, Aufbau, Sprache und Stil. Auf den Journalisten: Arbeitsweise der Redaktion, 

Ansprache der Journalisten

Mit zahlreichen Positiv- und Negativbeispielen zeigt der Autor, wie
man effizient kommuniziert, die Aufmerksamkeit der Presse gewinnen
kann und wie die Botschaft einer Pressemitteilung zur Nachricht wird.

Werner Bogula
Leitfaden Online-PR
2007, 212 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-89669-593-2
€ (D) 24,90 / SFr 42,70
PR Praxis 10

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit passt sich der medialen Ent-
wicklung des Internets an und kommuniziert zunehmend über dieses
Medium. Doch was ist neu an der sogenannten Online-PR? 

Zwei wichtige Punkte gilt es dabei zu beachten: . optimale Nutzung der Instrumente (PR-Websites, 
Online-Pressemitteilungen, Newsletter). zielgruppengerechte Botschaften (Suchmaschinen-Marketing)

Dieser Leitfaden zeigt praxisnah, welche Instrumente und Methoden
für eine erfolgreiche Online-PR gebraucht werden. Der Autor geht auch
auf aktuelle Entwicklungen wie RSS, Spam, Blogging und Web 2.0 ein
und untersucht ihre Auswirkungen auf die Online-PR. 
Checklisten, Beispiele und Kurz-Interviews mit erfahrenen PR-Exper-
ten bieten Anleitung und Orientierung für die erfolgreiche PR-Arbeit
im Internet. 

Jens-Uwe Meyer
Radio-Strategie
2007, ca. 220 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-86764-001-5
ca. € (D) 24,90 / SFr 42,70
Praktischer Journalismus 75

Claims, Promotion und Musik - das Rezept für ein erfolgreiches Ra-
dioprogramm? Nein, Radio-Strategien von der Stange funktionieren
nicht und es gibt auch kein Patentrezept, das ein Programm zum Er-
folg führt. Vielmehr geht es darum, sämtliche Programmbereiche wie
z.B. Musik und Moderation, Slogans, Trailer und Promotions oder Pro-
grammmarken und Wortprogramm sinnvoll aufeinander abzustimmen.

Das Buch wirft einen kritischen Blick auf die Media-Analyse und zeigt
ein strategisches Modell zur Steuerung und Planung von Radiopro-
grammen. Durch die systematische und verständliche Darstellung
wird es zu einem nützlichen Ratgeber für die Programmsteuerung und
-planung.

Wolfram Schrag
Medienlandschaft Deutschland
2007, 382 Seiten, broschiert
75 farbige, 24 s/w-Abb.
ISBN 978-3-89669-597-0
€ (D) 19,90 / SFr 34,70 

Ob »Weblog« oder »Podcasting« – nicht nur neue Begriffe finden sich
im Medienbereich, die Medienlandschaft an sich hat sich verändert.
Konsumenten nutzen die Medien in Deutschland anders als bisher.
So wirkt das Internet auf den Leser von Tageszeitungen genauso wie
die begleitenden Angebote von Radio und Fernsehen im Internet an
Bedeutung gewinnen.
Wolfram Schrag zeigt mit seinem Buch die Veränderungen im Me-
dienbereich, indem er die technischen Neuerungen der Medienland-
schaft Deutschland mit den historischen und rechtlichen Entwick-
lungen seit dem Zweiten Weltkrieg in Zusammenhang stellt. Dabei
geht er auch auf die Akteure im Medienbereich ein, deren Arbeit zu-
nehmend von verschiedenen Seiten beeinflusst wird.
Mit zahlreichen Farb- und s/w-Fotos, einem Linkverzeichnis sowie ei-
nem Register.

WWIIRR SSIINNDD VVOOMM FFAACCHH www.uvk.de 
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Attacken auf die   

V
or dem Gebäude der griechischen Zeitung 
Nemesis standen Polizisten. Trotzdem ge-
lang es einem Dieb, durch ein Toiletten-
fenster in die Redaktionsräume einzudrin-

gen. Sein Interesse war sehr zielgerichtet – er ent-
wendete nur Datenträger und baute Festplatten aus 
Computern sowie Laptops aus. Wer da einbrach und 
warum, ermittelt die griechische Polizei seit letztem 
Jahr. Vermutet wird, dass der Diebstahl mit den per-
sönlichen E-Mails der Gattin des Ministerpräsidenten 
zu tun hat, aus denen die Zeitung kurz voher zitiert 
hatte.

Auf dem Weg zur Totalüberwachung
Dergleichen wird in Deutschland kaum passieren. 
Durch ein Fenster muss man eventuell bald nicht mehr 
steigen. Schon gar nicht, wenn der Gesetzgeber mögli-
cherweise 2007 die »Vorratsdatenspeicherung« (traffic 
data retention) in Kraft treten lässt. Hinter dem farblo-
sen Terminus verbirgt sich die Totalüberwachung der 
elektronischen Kommunikation aller Bewohner dieses 
Landes. Ausnahmen für Berufsgeheimnisträger (Ärzte, 
Seelsorger, Anwälte, Journalisten etc.) wird es nach 
dem Willen des Gesetzgebers nicht mehr geben.

Wenn man sich erinnert, welcher Aufschrei 
nach dem Caroline-Urteil durch die deutschen 
Medien ging, mutet das derzeitige Flüstern zur 
Vorratsdatenspeicherung befremdlich an. Ist diese 
Gesetzesvorlage in Zeiten der elektronischen 
Kommunkation durch Telefon und Mobilfon, Fax, 
E-Mail und World Wide Web doch eine ernsthafte 
Bedrohung für die offene, demokratische Gesellschaft, 
die damit doch eigentlich geschützt werden soll. 
Insbesondere die Medien sollten sich fürchten. 

Zwar regen sich langsam Initiativen, die gegen 
dieses Vorhaben eine Sammel-Verfassungsklage vor-

bereiten. 10.000 Bürger unterstützen diese. Aber 
selbst wenn die Erfolg hat, reicht es für Medien nicht 
mehr aus, Überwachungsmaßnahmen nur politisch 
zu begegnen. Denn Journalisten und Redaktionen 
müssen gerade im Sinne des Informantenschutzes 
davon ausgehen, dass jede Form von Überwachung, 
die technisch machbar und finanzierbar ist, auch 
angewendet wird. 

Der Angriff auf die Pressefreiheit
Journalisten sind mit der paradoxen Situation kon-
frontiert, dass das Internet immer unverzichtba-
rer für Recherchen ist. Die Menge der aktuellen 
und teilweise exklusiven Daten im Netz wächst 
permanent. So unverzichtbar das Internet ist, so 
unsicher ist es. Journalisten müssen es nutzen, 
sich dabei aber gleichzeitig schützen, um nicht 
selbst Ziel fremder »Recherchen« zu werden. 
Denn die Informationen und Kontakte, über die 
Journalisten (exklusiv) verfügen, sind immateriel-
le »Geschäftsgeheimnisse«, ihre Vertraulichkeit ist 
eine existenzielle Frage. Überwachungsmaßnahmen 
wie die Vorratsdatenspeicherung sind deshalb keine 
Vorbereitung auf einen Angriff auf die Pressefreiheit, 
sondern bereits der Angriff selbst. Aber die 
Bedrohungslagen lassen sich klar benennen, ebenso 
pragmatische Gegenmaßnahmen. 

Die Inhalte journalistischer Kommunikation, 
seien das Gespräche, Briefe oder E-Mails, genießen 
besonderen Rechtsschutz. Ihre Überwachung steht 
unter Richtervorbehalt. Allerdings zeigen Fälle wie 
das Ablauschen der Mobiltelefonate des El-Masri-
Anwaltes, dass Richter damit schlicht überfordert 
sind. Zudem: Entgegen landläufiger Meinung zielt die 
Überwachung nicht nur auf Kommunikationsinhalte. 
Ebenso sensibel wie Kommunikationsinhalte sind 

Staatlicher Zugriff, Hacker, Gegenrechercheure – elektronische 
Kommunikation via Netzwerk, Internet und Telefon ist nicht sicher. 
Das Problembewusstsein vieler Journalisten geht gegen null.

VON ALBRECHT UDE
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   Datenflut
die Verbindungsdaten. Wer spricht, korrespondiert, 
mailt mit wem? In vielen Fällen ist die Frage nach 
den Inhalten zweitrangig – dann nämlich, wenn etwa 
bei der Suche nach einem »Leck« aufgedeckt werden 
soll, wer mit einem bestimmten Journalisten oder 
einer Redaktion Kontakt hatte. 

Die Durchsuchung der Cicero-Redaktion und der 
Arbeitsräume sowie des Archivs von Bruno Schirra fällt 
in diese Kategorie. Das dazu gerade ergangene und 
gefeierte Ver fassungsge richts urteil wirkt so geradezu 
bedeutungslos, da es lediglich die Durchsuchung von 
Redaktions räumen verbietet, nicht aber die gespei-
cherter Kommunikationsdaten. Und bei elektroni-
scher Kommunikation fallen viele Verbindungsdaten 
bei den Providern an, auf die Ermittlungsbehörden 
ohne Richtervorbehalt zugreifen können.

Längst »verfassungswidrige Auswüchse«
Bereits 2003 auf der Fachkonferenz »Sicherheits-
interesse contra Privatsphäre« wies Bernd 
Köberle, Vertreter der Telekom, darauf hin, 
Polizei und Geheimdienste würden immer mehr 
Verbindungsdaten anfordern. Alle drei Monate müss-
ten wegen der zahlreichen Anfragen zu Handy-
Verbindungsdaten ins Ausland beispielsweise alle 50 
Millionen Mobilfunkanschlüsse »komplett gerastert« 
werden. Köbele mahnte schon damals, dies habe 
»verfassungswidrige Auswüchse erreicht«. 

Erfasst werden allein bei den Telefongesellschaften 
künftig jeweils Beginn und Ende der Verbindung 
(Datum, Uhrzeit, Zeitzone), genutzte Dienste, beim 
Telefon die Rufnummern (inklusive Weiterleitungen). 
Bei Internet-Telefonie (VoIP) zusätzlich die IP-Adresse 
der Anschlüsse. Bei E-Mails die Mail-Adressen und 
die IP-Adresse des Absenders. Beim Mobilfunk 
zusätzlich Kennungen der Mobilfunkkarte und der 
beteiligten Geräte sowie die Funkzellen (Standort der 
Gesprächsteilnehmer). Gerade in Ballungsräumen sind 
Funkzellen oft so klein, dass sie gut zur Lokalisierung 
der Telefonierer taugen. 

Im Falle des flüchtigen Immobilien-Pleitiers Jürgen 
Schneider ist dies dokumentiert. Die Zielfahnder konn-
ten ihn 1995 nur verhaften, weil sie Zugriff auf die 
Verbindungsdaten des recherchierenden Frontal-Teams 

hatten. Auch für weitergehende Über wachung gibt es 
starke Indizien. Das Frontal-Team wurde dadurch un-
wissentlich und unwillentlich zu Vollstreckungshelfern 
der Polizei. Bezeichnend an diesem Fall ist auch, wie 
der überwachte Journalist Einzelheiten erfuhr: Da 
das Bundeskriminalamt einen Auslieferungsantrag an 
die USA stellte, konnte er diese Akten – englische 
Übersetzungen und deutsche Vorlagen – gemäß dem 
amerikanischen Freedom of Information Act als Kopie 
bekommen. Die deutschen Behörden selbst hätten die 
Informationen nie herausgegeben.

Schließlich kann die Masse der gespeicherten 
Verbindungs daten zur Analyse sozialer Netzwerke 
(Social Network Analysis, SNA) genutzt werden. 
Dadurch werden 
Beziehungs netze 
offenbar. Der Ana ly-
sierende hat dadurch 
mehr Informationen 
über die Be trof fenen 
als diese selbst. 
Durch Methoden 
des sogenannten »Data Mining« erfahren Überwacher 
nicht nur, wer mit wem direkten Kontakt hat, son-
dern auch um welche Ecken. 

Es ist bekannt, dass amerikanische Geheimdienste 
diese Methoden beispielsweise zur Analyse der 
Kontaktstrukturen der Blogosphäre nutzen. Das 
(gesetzwidrige) »Phone Record Collection Program« 
der NSA, über das USA Today am 10. Mai 2006 erst-
mals berichtete, wird selbstverständlich auch dazu 
genutzt, um Kontaktnetze nachzuvollziehen. Dadurch 
können Personen, die lediglich mit einem Verdächtigen 
Kontakt haben, leicht selbst in Verdacht geraten.

Vom Staat bewacht, privat ausgeforscht?
Staatliche Überwachung durch Polizei oder 
Nachrichtendienste ist zwar an Rechtsnormen 
gebunden – wie strikt diese gehandhabt werden, ist 
allerdings kaum nachzuvollziehen. Daneben gibt es 
aber auch Angriffe privater Akteure. Im günstigsten 
Fall sind dies Einbruchsversuche sogenannter »Script 
Kiddies«, die ohne wirkliches Überwachungsinteresse 
einen Hack versuchen. 

Die massenhaft gespeicherten 
Verbindungsdaten können zur 
Analyse sozialer Beziehungs-
netzwerke genutzt werden.  
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Diese Angriffe sind mittlerweile eine Art 
Grundrauschen im Internet. Sie zielen nicht auf Daten 
oder Metadaten des Angegriffenen, sondern auf seine 
Rechner- und Leitungskapazität. Versucht wird bei-
spielsweise, den Rechner als Teil eines sogenannten 
Bot-Netzes zum Versand von Spam zu missbrauchen. 
Da der so manipulierte Rechner aus Nutzersicht 

funktionsfähig 
bleibt (vielleicht 
etwas langsa-
mer als nor-
mal), bleiben 
diese Angriffe 
oft lange unbe-
merkt. Vint 

Cerf, einer der Internet-Väter (Mitentwickler der bei-
den Internet basisprotokolle TCP/IP), bezeichnete die 
Ausbreitung dieser Bot-Netze als »pandemisch«. Ein 
BBC-Bericht zitiert ihn mit der Aussage, von derzeit 
600 Millionen Computern im Internet seien bereits 
etwa 100 bis 150 Millionen Teil von Bot-Netzen. Wie 
viele davon Journalisten gehören, weiß niemand.

Denkbar sind auch Über  wachungs  angriffe inte-
ressierter Dritter, etwa von Orga nisationen, Firmen 
oder Per        so nen, die wissen oder vermuten, dass sie 
ihrerseits Recher cheziel von Medien sind. Gegen-
recherche sozusagen. Solche Angriffe sind illegal. 
Ihre Erfolgschancen mindert das jedoch nicht. 
Corporate-Security-Abteilungen großer Firmen 
beschäftigen gern Personal, das auf nachrichten-
dienstliche Berufserfahrung zurückgreifen kann. 
Überwachungsgeräte, die vor fünf Jahren State of the 
Art der Nachrichtendienste waren, sind heute leicht 
im Internet zu erwerben: Richtmikrofone, Minisender, 
Funk-Kameras etc. werden angeboten.

Besonders heikles Problem
Ein besonders heikles Problem sind An- und Zugriffe 
des »Man in the Middle«, von Personen also, die 
innerhalb der eigenen Organisation oder für diese 
arbeiten, das ihnen deswegen entgegengebrachte 
Vertrauen aber missbrauchen. Hierzu müssen auch 
die bereits behandelten Internet-Provider gezählt 
werden, die in staatlichem Auftrag die eigenen 
Verbindungsdaten speichern müssen.

Datensammlungen, die durch Totalüberwachung 
von Telefon-, Mobilfunk- oder E-Mailverkehr entste-
hen, dienen der Ausforschung der Vergangenheit. 
Die Totalüberwachung der Gegenwart aller ist wegen 

des hohen Aufwandes allerdings noch nicht mög-
lich. Dazu sind die Rechenkapazitäten der heutigen 
Computer noch zu gering, der Personalaufwand zu 
hoch. Bei einzelnen Personen ist die Überwachung 
in Echtzeit aber durchaus möglich, wie der Fall des 
erwähnten Frontal-Teams zeigt. 

Weniger aufwendig ist die Vorbereitung der 
Erfassung zukünftiger Kommunikation. Durch das 
Anzapfen von Netzwerken oder die Installation von 
Keystroke-Loggern können manipulierte Geräte per-
manent vertrauliche Daten an die Überwacher. 

»Bundestrojaner« war eine Medienente
Die verbreitetsten Arbeitsgeräte, die Computer, kön-
nen ebenso überwacht werden. Die Rede ist hier nicht 
vom »Bundestrojaner«, bei dem es sich, wie Burkhard 
Schröder auf Telepolis nachwies, um eine vielkol-
portierte Medienente handelte. Glaubt man diesen 
Presseberichten, hätte das Bundeskriminalamt (BKA) 
auf die Computer Verdächtiger ein Programm ein-
geschleust, das den gesamten Inhalt der Festplatten 
via Netz ans BKA übermittelt und sich dann selbst 
deinstalliert. Wie das technisch funktionieren sollte, 
blieb offen.

Die Äußerungen des BKA-Präsidenten Jörg Zierke 
im Spiegel-Interview (9/2007) lassen eher darauf 
schließen, dass Keystroke-Logger als Lausch programme 
eingesetzt werden. Mit diesen ist es möglich, alle 
Tastatureingaben und Bewegungen der Maus zu spei-
chern und digitale Bildschirmfotos zu machen. Die 
Daten können dann online verschickt werden. Solche 
Keystroke-Logger gibt es als eigenständige Hardware, 
fest eingebaut in Tastaturen, und als Software. Sie kön-
nen zur Überwachung eigener Mitarbeiter, aber auch 
zur Spionage eingesetzt werden. Einmal installiert, 
schlagen sie auch alle Verschlüsselungsverfah ren, da 
Texte vor der Verschlüsselung erst einmal eingege-
ben werden müssen, ebenso vertrauliche PINs und 
Passwörter. Ein effektiver Schutz dagegen ist nur ein 
hundertprozentig sicherer Computer und ein kompe-
tenter, misstrauischer Benutzer.

Der derzeit garstigste Schnüffel-Stick ist der 
Snoopstick der Firma »Cybersitter«. Auf einen Rechner 
aufgesteckt, installiert er binnen 60 Sekunden unsicht-
bare Lauschprogramme, die die Fernüberwachung 
und -steuerung des angegriffenen Rechners erlauben.  

Die typische Redaktion ist – anders als ‚normale‘ 
Unternehmen – ein recht offenes Haus. Auch ohne 
Medienkrisen ist die Personalfluktuation hoch,  freie 

Mit Hilfe von Keystroke-Loggern 
in Rechnern können manipulierte 

Geräte permanent vertrauliche 
Daten an die Überwacher liefern.
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Mitarbeiter und Gäste haben faktisch ungehinder-
ten Zugang. Aber für viele Überwachungsmethoden 
bedarf es des Zuganges zu Gebäuden gar nicht. 
Redaktionsnetze, insbesondere drahtlose (W-LANs) 
können häufig leicht angezapft werden. 

Selbst Geräte wie moderne Kopierer und 
Laserdrucker, die mit Festplatten ausgestattet sind 
und über Netzwerkanschlüsse verfügen, können 
manipuliert werden. Die Manipulationen sind aller-
dings schwer zu erken nen. Viele dieser Geräte mar-
kieren mittlerweile ihre Ausdrucke auch mit einem 
fast unsichtbaren Raster gelber Punkte. Aufgedeckt 
wurde diese Überwachungsmaßnahme, die angeblich 
der Bekämpfung von Falschgeld dienen soll, durch 
die in San Francisco ansässige Bürgerrechtsinitiative 
Electronic Frontier Foundation (EFF). Jeder so mar-
kierte Ausdruck enthält die Seriennummer des 
Gerätes, das Datum und die Uhrzeit. Die EFF hat dies 
ausführlich dokumentiert, inklusive einer Liste infi-
zierter Geräte (http://www.eff.org/deeplinks/archi-
ves/003835.php).

Was tun?
Was bedeutet das alles für Redaktionen und 
Medienunternehmen?  Angesichts der Homogenität 
der Bedrohung ist es verwunderlich, dass es noch keine 
Empfehlungen für Mindeststandards von Sicherheit 
und Vertraulichkeit elektronischer Kommunikation 
in Redaktionen gibt. Informantenschutz ist nicht 
delegierbar. Medienhäuser sollten ihren Journalisten 
dafür jede mögliche technische Infrastruktur und 
Know-how zur Verfügung stellen. Datensicherung, 
Anonymisieren und Verschlüsseln müssen zu 
Selbstverständlichkeiten werden. Besonders sensible 
Daten sollten zusätzlich verschlüsselt werden, eben-
so E-Mails. 

Effektive Datensicherung sollte gerade bei heiklen 
Recherchen täglich geschehen. Das Verschlüsseln 
von Festplatten sollte ebenso zum Standard wer-
den wie das der leicht abhanden kommenden USB-
Sticks. Daten müssen auch im Fall des Verlustes 
durch Diebstahl oder Beschlagnahme geschützt sein. 
Externe Festplatten eignen sich besonders gut dazu. 

Das eigene Surfverhalten kann mittlerweile jeder 
durch das internationale TOR-Netzwerk oder den 
Java-Anon-Proxy-Dienst der TU Dresden anonymi-
sieren. Einen TOR-Client kann man beim Bielefelder 
Medienverein FoeBuD e.V. als USB-Stick erwerben. 
Auf dem Stick ist der Mozilla-Webbrowser, der auto-

matisch die TOR-Software startet. Dadurch kann 
man ohne jede Installationsarbeiten anonym surfen. 
Letztes Jahr sind in Deutschland auf staatsanwaltliche 
Weisung zwar zig Festplatten des TOR-Netzwerkes 
beschlagnahmt worden. Dessen Integrität beeinräch-
tigte das allerdings 
nicht. Oft verzich-
ten Ermittler auf 
Beschlag nahmen, 
wenn sie erfahren, 
dass es sich um 
eine TOR-Platte 
handelt, denn die 
Erfolglosigkeit wäre evident. 

Doch neben der rein technischen Seite gilt 
es, auch das Sicher        heitsbewusstsein bei festen 
und freien Mitarbeitern zu wecken und zu schu-
len. Sicher heitsstatute sollten in Redaktionen eine 
Selbstverständlichkeit werden. �Q

Link-Empfehlungen

Grundlegendes zur Sicherheit vernezter Computer
http://www.ude.de/internet/qualifizierter-selbstschutz-10-
schritte-zur-rechnersicherheit.html
Ausgewählte Werkzeuge, um Sicherheit zu testen und zu 
erhöhen: http://www.heise.de/security/tools/
Detailliert informiert das »Grundschutzhandbuch« des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnologie 
(mit etwa vier Aktenordnern leider schwer zu handhaben) 
http://www.bsi.bund.de/gshb/index.htm
Burkhard Schröder: Online-Durchsuchung privater Compu-
ter, Hacken in staatlichem Auftrag und behördliches PC-
Screening – droht uns das wirklich? Telepolis, 06.02.2007, 
http://www.heise.de/tp/r4/artikel/24/24587/1.html

Verschlüsselung sensibler Dateien oder E-Mails
Truecrypt verschlüsselt kostenlos ganze Fest  platten oder 
einzelne Partitionen: http://www.truecrypt.org
Pretty Good Privacy: http://www.pgpi.com
GnuPG Homepage: http://www.gnupg.org

Anonymes Surfen
Einfachste Methode, anonym im WWW zu surfen, bie-
tet derzeit das »PrivacyDongle« des FoeBuD e.V.: 
https://www.foebud.org/datenschutz-buergerrechte/vor-
ratsdatenspeicherung/privacydongle
Eine weitere Möglichkeit des anonymen Surfens: 
http://anon.inf.tu-dresden.de/
http://www.vorratsdatenspeicherung.de/index.php
Sammelklage gegen Vorratsdatenspeicherung
ht tp: / /www.vorratsdatenspeicherung.de/ index.
php?option=com_content&task=view&id=51&Itemid=70
Electronic Frontier Foundation 
http://www.eff.org/deeplinks/archives/003835.php

Albrecht Ude ist 
freier Journalist für 
Online und Print in 
Berlin und Fries-
land. Seine Themen 
sind Sicherheit, 
Daten   schutz, 
Überwachung und 
Bürgerrechte im 
digitalen Zeitalter.

Selbst moderne Kopierer 
und Laserdrucker, die über 
Netzwerkanschlüsse verfügen,
können manipuliert werden.
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Puzzeln     
V

olle Kanne heizen«, titelt die Märkische 
Allgemeine, (Lokalteil Potsdam 24.2.2007). »Es 
zieht wie Hechtsuppe«, heißt es in der Schweriner 
Volkszeitung (Parchim 27.2.2007), und ein paar 

Zeilen weiter: »Sibirische Kälte hat sich breitgemacht.« 
Die Stadt Celle möchte wirtschaftlichen Möglichkeiten 
in China »auf Augenhöhe begegnen« (Cellesche Zeitung, 
29.10.2004). Laut Märkischer Allgemeiner soll ein 
Unternehmensnachfolger »den Hut aufhaben« (1.7.2006), 
während Thurgauer Frauen »die Hosen anhaben« 
(Thurgauer Zeitung, 18.4.2001). Von »heißer Luft, aber 
keiner Luftnummer« ist in der Peiner Allgemeinen am 
9.11.2006 die Rede und davon, dass es für Sieger »kein 
Halten mehr gibt«. Wer die Ursachen für Straßenkämpfe 
sucht, »hat schlechte Karten« (Hannoversche Allgemeine, 
2.3.2007), Brandenburger Taxifahrer haben »saubere 
Westen« (Märkische Allgemeine, 6.3.), und die Leipziger 
Volkszeitung meldet: »Fast kaputtgelacht haben sich die 
500 Leute« (24.2.2007). Das Lachen ist dem sprach-
sensiblen Leser spätestens hier vergangen. Und selbst der 
geneigteste Leser stockt, wenn er in der Westdeutschen 
Allgemeinen Zeitung liest: »Alle vier freuen sich sehr auf 
das Geschwisterchen, das noch in der Höhle mit dem 
vielen Wasser in Mamas Bauch wohnt« (Lokalteil Kamen, 
23.2.2007). Welcher Journalist schreibt so? 

S
agen wir, der Kopflose. Der Kopflose ist eine 
häufig vorkommende Gattung des Journalisten, 
die sich bevorzugt in Lokalredaktionen nieder-
lässt, um dort verschiedene und vornehmlich 

fremde Sprechweisen auszuprobieren. Dabei rührt es 
den Kopflosen nicht im Geringsten, dass Sprechen 
nicht 1:1 verschriftlicht werden kann. Er weist dabei 
eine nahe Verwandtschaft zur Gattung des Sprachlosen 
auf, welche sich durch Stillosigkeit auszeichnet. Der 
Kopflose aber wagt gelegentlich eine Stilblüte und greift 
auf bereits vorhandene Textbausteine und dominante 
Sprechweisen zurück. So kreuzt er den Jugendslang mit 
Schlagzeilendeutsch, Nachrichten- mit Alltagssprache, 
verwendet sowohl den Kinderton als auch den des 
Märchenonkels, und selbst das brüskierte Plaudern 
scheut er nicht: »Dieser jungen Dame glaubte einer 
der Jugendlichen hinterherpfeifen zu müssen.« (WAZ, 
Kamen, 23.2.2007). 

Im Kampf um das 

passende Wort greift 

der Kopflose schließlich 

zum Naheliegendsten: 

zur guten alten Floskel. 

»Da scheiden sich die 

Geister«, »der Kampf 

David gegen Goliath«,  

»der Sparzwang sitzt 

im Nacken«. Derartige 

Redewendungen 

werden so oft bemüht, 

dass sie schon nicht 

mehr wahrgenommen 

werden – zulasten 

des Inhalts.

von Anke Wenzel

Eine Kolumne des
Deutschen 

Literaturinstituts 
Leipzig
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  ohne Köpfchen
L

okaljournalisten haben keine Zeit für intensive 
Textarbeit, räumt manch wohlwollender Leser 
ein. Doch ist er peinlich berührt, wenn das 
Ringen um den guten Ausdruck derart augen-

fällig wird, dass es sich vor den Inhalt schiebt. »Pro Tag 
„produziert“ eine Kuh im Schnitt 55 Liter Gülle« (WAZ, 
Buer, 23.2.2007) – da war die Suche nach dem richtigen 
Wort offensichtlich noch nicht beendet. Ratlosigkeit ist im 
Harz Kurier spürbar: »Im Detail wurde über die gepfleg-
ten Grünflächen, die Laubentfernung, den Baumschnitt 
und dergleichen berichtet« (Bad Grund, 24.2.2007). 
Auch Nachträge à la »Mir fällt gerade noch was ein« 
funktionieren in der mündlichen Kommunikation, allen-
falls in der Literatur. »Eine Rasenfläche ist ebenso 
noch geplant wie Sandkisten und vielleicht noch ein 
Abhang, auf dem die Kinder herumtollen können« 
(Schweriner Volkszeitung, Ludwigslust, 24.2.2007). 
Aber im Journalismus?

I
m Kampf um das passende Wort greift der Kopflose 
schließlich zum Naheliegendsten: zur guten alten 
Floskel. Da »scheiden sich die Geister« (Landsberger 
Tageblatt, Landsberg, 24.2.), der Rentner führt 

gegen den örtlichen Energieanbieter »einen Kampf 
David gegen Goliath« (WAZ, Castrop-Rauxel, 23.2.), die 
Leipziger Volkszeitung deklariert ihre Informationen als 
frisch, als geradezu »taufrisch« (Leipzig, 24.2.). »Der 
Sparzwang sitzt den Stralsunder Kassenverwaltern im 
Nacken«, und »der Papierwälzer mit den Eckdaten für 
2007 weist Licht- und Schattenseiten auf« (Ostsee-
Zeitung, Rostock, 24.2.). Indes sind dem Leipziger 
Umweltamt »die Hände gebunden« (LVZ, 6.2.2006), 
die Kanalsanierung in Bad Grund »bewegt die Gemüter« 
(Harz Kurier, 16.3.2007), laut Oberhessischer Zeitung 
sollen »Nägel mit Köpfen gemacht werden« (6.3.), 
die Hildesheimer Innenstadt wird »wortwörtlich im 
Dunkeln stehen gelassen« (Hannoversche Allgemeine 
Zeitung, 3.11.2006), und die Stuttgarter Zeitung titelt 
am 1.2.2007 »Ein Tropfen auf den heißen Stein«.

Nichts, was der Leser nicht schon tausendfach 
gehört hätte. Mehr noch: Derartige Redewendungen 
werden so oft bemüht, dass sie nicht mehr wahrge-
nommen werden – zulasten des Inhalts. Dabei ist die 
Montage von Sprechweisen ein äußerst modernes 

literarisches Verfahren, könnte man anmerken. Aber 
mal ehrlich: Wie funktional ist dieses Patchwork im 
Journalismus? 

Ähnlich funktional wie Fastfood: Der schnelle 
Hunger wird gestillt. Die Frage nach der geschmackli-
chen Zusammensetzung stellt sich nicht: Es ist etwas 
zu essen. Es steht etwas geschrieben. Ein neues 
Gemüse? Eine Neuigkeit? Angesichts der schablonen-
artigen Verpackungen merkt und erwartet das nie-
mand. »Bundeskanzlerin genießt in Meseberg das Bad 
in der Menge«, plaudert zum Beispiel die Märkische 
Allgemeine. Eine junge Mesebergerin, heißt es wei-
ter, wohne ganz in der Nähe des Bundesgästehauses, 
und zwar »nur einen Steinwurf entfernt«. Der 
Bürgermeister Alois Demuth »weiß gar nicht, wie 
ihm geschieht«. Und ein junger Mann harrt aus, mit-
ten »in der Menschentraube«.

Phrasen stoßen naturgemäß auf – taube Ohren. 
Ein Ausrutscher ließe sich tolerieren, wenn er der 
schnellen Verständigung dient, könnte man meinen. 
Aber ein ganzer Text?  

U
nd wie findet der Kopflose schließlich zu einem 
eleganten Abschluss? Nun, die Stuttgarter 
Zeitung endet am 11.1.2007 so: »Bleibt abzu-
warten, wie der Gemeinderat die vorgeleg-

ten Leitziele aufnimmt.« Der Wiesbadener Kurier am 
13.3.2007: »Wer sich langfristig auf die Suche macht, 
bleibt abzuwarten.« Die Berliner Zeitung: »So bleibt 
abzuwarten, wer sich beim Schaulaufen am meisten ver-
biegt« (18.9.2006). Die Dachauer Zeitung: »Bleibt abzu-
warten, ob nach einer Machtübernahme durch Mike 
Thiel das Rathaus abgerissen wird« (26.2.2006). Die 
Cellesche Zeitung: »Welche Veränderungen der Ort am 
Ende hinnehmen muss, bleibt abzuwarten« (29.9.2003). 
Und der Gießener Anzeiger schließt mit »Abzuwarten 
bleibt der Nachtrag zum Waldwirtschaftsplan 2007.« 

Zu langes Warten ermüdet, genauso wie das Lesen 
zusammengepuzzelter Texte. Selbst der geneigteste 
Leser ist matt von derartiger Lektüre und schlägt ohne 
abzuwarten die Lokalzeitungen vorerst zu.

Anke Wenzel studiert 
am Deutschen Literaturinstitut Leipzig.
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Heißes Thema      

N
ur selten schafft es ein wissenschaftli-
cher Report auf die Titelseite der Bild-
Zeitung. »Unser Planet stirbt!« lautete 
aber die Schlagzeile Anfang Februar, am 

Tag nach der Veröffentlichung des jüngsten Berichts 
des Intergovernmental Panel on Climate Change. 
Verkauft wird die Botschaft des IPCC-Reports von der 
Bild-Zeitung aber nicht als Überraschung, sondern als 
endgültige Bestätigung dessen, was bereits bekannt 
war: »Jetzt amtlich«, heißt es in der Unterzeile quasi 
zur Erklärung, warum das Bekannte dennoch eine 
Schlagzeile wert ist.

In der Tat spitzt der Bild-Titel lediglich zu, was 
in deutschen Medien seit Jahren als Realität gilt: Die 
Erde als Patient, der von einem lebensgefährlichen 
Fieber – verursacht vom Menschen – befallen ist.

In einer wissenschaftlichen Studie sind mein 
Kollege Harald Heinrichs, jetzt Juniorprofessor am 
Institut für Umweltkommunikation der Universität 

Lüneburg, und 
ich nun der 
Frage nachge-
gangen, wie das 
von den Medien 
g e z e i c h n e -
te öffentliche 
Risikokonstrukt 

des Klimawandels aussieht und wie es zustande 
gekommen ist. Vor allem waren wir an der Rolle 
der Wissenschaft sowie an den Interaktionen zwi-
schen Wissenschaftlern und Journalisten bei der 
Berichterstattung über den globalen Klimawandel 
interessiert.

Grundlage unserer Studie ist die Medienbericht-
erstattung von September 2001 bis Februar 2003. Die 
zentralen Linien der heutigen Berichterstattung über 

den Klimawandel waren zu diesem Zeitpunkt bereits 
entwickelt und dürften sich seitdem zwar zugespitzt, 
aber nicht grundsätzlich geändert haben.

Wissenschaftler sind häufigste Quellen
Ein charakteristisches Merkmal des Klimawandels 
ist die hohe Repräsentanz der Wissenschaft in der 
Berichterstattung. Von etwa 2.600 identifizierten Pri-
märquellen in den rund 940 Medienberichten über 
den globalen Klimawandel lassen sich 44 Prozent 
dem Bereich der Wissenschaft zurechnen – also 
Wissenschaftler, wissenschaftliche Organisationen, 
wissenschaftliche Publikationen oder Wissenschaft 
allgemein.

Die Politik/Administration ist mit einem Anteil von 
36 Prozent an den Primärquellen der zweite große 
Bereich. Überraschend gering sind Umweltverbände 
(8 Prozent) und die Wirtschaft (5 Prozent) vertreten. 
Wissenschaft und Politik/Administration sind also 
die wesentlichen Quellen, aus deren Informationen 
Medien das öffentliche Risikokonstrukt des 
Klimawandels erstellen.

Entspricht der hohen Repräsentanz der 
Wissenschaft in der Berichterstattung auch eine hohe 
Definitionsmacht? Es sieht danach aus. Jedenfalls folgt 
das in den Medien gezeichnete Bild von den Risiken 
des Klimawandels im Großen und Ganzen dem, 
was sich aus den IPCC-Reports ergibt – natürlich 
stark vereinfacht. Sechs Risiko-Dimensionen haben 
wir aufgrund theoretischer Vorüberlegungen bei der 
Inhaltsanalyse unterschieden.

(1) Art und Ausmaß von Risiken: Sowohl die 
Tendenzen in Überschriften und Texten als auch die 
entsprechenden expliziten Aussagen unterstreichen 
die Existenz des Klimawandels sowie dessen nega-

Eine Untersuchung der deutschen Berichterstattung zum 
Klimawandel zeigt: Forscher stellen sich auf die mediale Logik ein 
und liefern neben Informationen auch politische Forderungen.

VON HANS PETER PETERS

In deutschen Medien gilt seit 
Jahren als Realität: Die Erde ist 

ein Patient mit einem vom 
Menschen verursachten Fieber.

Zum Thema Klimawan-
del und Journalismus 

siehe auch die dieser 
Ausgabe beiliegende 
T h e m e n - B r o s c h ü r e  
»Kostenfaktor Umwelt« 
für Finanzjournalisten.
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  Erderwärmung
tive Auswirkungen. In 62 Prozent der etwa 1.100 
untersuchten einschlägigen Aussagen wird das Risiko 
betont, nur in knapp 3 Prozent wird es bestritten. Die 
Medien thematisieren die ganze Palette der mit dem 
Klimawandel verbundenen Risiken: das Abschmelzen 
des Festlandeises und den Meeresspiegel-Anstieg, 
Hochwasserrisiken an der Küste und an Flüssen, 
extreme Wetterereignisse sowie ökologische Risiken 
und Probleme für die Agrarproduktion.

(2) Ursache-Wirkung-Zusammenhänge: Soweit 
die Berichte Ursachen des Klimawandels expli-
zit benennen und die anthropogene Verursachung 
nicht einfach unterstellen, unterstützen sie meist die 
wissenschaftliche Mainstream-Hypothese des vom 
Menschen verursachten Klimawandels.

Es gibt etwa sieben Mal so viele Aussagen, die eine 
anthropogene Verursachung postulieren, wie Aussagen, 
die diese Hypothese relativieren oder konkurrieren-
de Hypothesen darstellen. Allerdings sind explizite 
Aussagen über die Kausalität des Klimawandels nicht 
allzu häufig – es gibt sie nur in etwa jedem zehnten 
Artikel. Häufiger unterstellt die Berichterstattung 
die anthropogene Verursachung implizit: Wenn die 
Medien etwa über Maßnahmen zur Reduktion der 
Treibhausgas-Emission berichten, unterstreichen sie 
damit indirekt die Annahme, dass diese Emissionen 
für den Treibhauseffekt verantwortlich sind.

(3) Risikoakzeptanz und (4) Risikoverantwortung: 
Diese beiden Dimensionen greifen die Medien nur 
selten explizit auf. Dies liegt vermutlich daran, dass 
die Verantwortung für den globalen Klimawandel 
nicht wie bei vielen anderen Risiken externalisiert, 
also Dritten zugeschrieben wird – wie etwa der 
Industrie, anderen Ländern oder dem Staat, der sei-
ner Pflicht zum Schutz der Bevölkerung nicht nach-
kommt. In den relativ wenigen und oft auch vagen 
Aussagen dazu werden vielmehr die Industrieländer 
und die Bevölkerung mit ihrem Lebensstil für die 
Treibhausgas-Emissionen verantwortlich gemacht.

Das von den Klimawandel-Risiken betroffene 
Medienpublikum hat also gleichzeitig die Existenz 
dieser Risiken mitzuverantworten. Damit entfällt das 
»Empörung« auslösende emotionale Moment, das sich 
bei anderen Risikothemen aus dem Auseinanderklaffen 

Höhepunkt der Aufmerksamkeit für den Klimawandel: Bild-Titel vom 
3. Februar, dem Tag nach der Veröffentlichung des letzten IPCC-Reports.
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von Betroffenheit und Verantwortlichkeit ergibt. Auch 
stellt sich bei selbst verursachten Risiken nicht die 
Frage der Risikoakzeptanz, die bei von Dritten zuge-
muteten Risiken eine zentrale Darstellungsperspektive 
für den Journalismus ist.

(5) Bewältigung der Risiken: Die Berichterstattung 
über Maßnahmen zur Bewältigung von Risiken, die 
vom Klimawandel ausgehen, ist nach der Darstellung 

der Risiken der 
zweitwichtigste 
Punkt. Im fach-
lichen Diskurs 
wird zwischen 
Verhinderung 
bzw. Milde-
rung des Klima -

wandels (Mitigation) sowie der Vermeidung oder 
Minimierung von Folgeschäden z.B. bei Hochwasser 
oder Orkanen durch Anpassungs maßnahmen 
(Adaptation) unterschieden.

Im Vordergrund der Berichterstattung steht ein-
deutig die Mitigation. Über zwei Drittel der diskutier-
ten Maßnahmen sind dem sogenannten Klimaschutz 
zuzurechnen, wobei politische Maßnahmen, z.B. die 

internationalen Übereinkommen, gegenüber tech-
nischen Maßnahmen dominieren. Lässt man die 
regionale Berichterstattung unberücksichtigt, dann 
beziehen sich etwa 80 Prozent der Aussagen über 
Bewältigungsmaßnahmen auf Mitigation und nur 7 
Prozent auf Adaptation. Die übrigen Aussagen thema-
tisieren die Risikobewältigung allgemein.

Die Medien charakterisieren die Bewältigungs-
maßnahmen überwiegend positiv; einen gewissen 
Anteil kritischer Stimmen gibt es jedoch zu den inter-
nationalen Konventionen, deren Wirksamkeit unter 
Hinweis auf die fehlende Beteiligung der USA und 
anderer Staaten teilweise in Frage gestellt wird.

(6) Vertrauen in Diskursakteure und Entscheider: 
Bei der Medienanalyse haben wir zwei Typen von 
Akteuren in der Berichterstattung unterschieden: 
Zum einen Diskursakteure, die als Urheber von 
Informationen, Meinungen und Forderungen auf-
treten, und zum anderen Entscheider, über deren 
Handeln berichtet wird. 

Die Akteure sowie ihre Aussagen werden in 
der Berichterstattung teilweise positiv oder nega-
tiv charakterisiert. Aus diesen Bewertungen lassen 
sich Medienimages ableiten, die wir im Sinne einer 

Die Politik wird ambivalent 
dargestellt. Dabei kommen 
deutsche Akteure deutlich 

besser weg als ausländische.

WISSENSCHAFTLICHE METHODE

Das vorgestellte Projekt ist Teil des interdisziplinären Forschungsverbundes »Klimawandel und präventives Risiko- und Küstenschutzmanagement 
an der deutschen Nordseeküste« (KRIM), das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen des Deutschen 
Klimaforschungsprogramms gefördert wurde.

Grundlage der Studie ist eine komplexe, systematisch erstellte Stichprobe von rund 1.200 Medienbeiträgen zum Themenfeld Klimawandel und 
Küstenschutz aus dem Zeitraum September 2001 bis Februar 2003. Die Beiträge stammen aus einem breiten Medienspektrum von norddeutschen 
regionalen Zeitungen (z.B. Weser-Kurier, Hamburger Morgenpost, Nordsee-Zeitung) und überregionalen Zeitungen (etwa FAZ, Süddeutsche Zeitung,  
Frankfurter Rundschau, Welt, taz, Zeit), Zeitschriften (Spiegel, Focus, Stern), Hörfunk- und Fernsehprogrammen (etwa ARD, ZDF, RTL, Sat1, N3). 
Das Sample sollte die journalistisch gestaltete »symbolische Umwelt« zum Thema Klimawandel repräsentieren, nicht jedoch Medienvergleiche 
ermöglichen.

Mittels standardisierter Inhaltsanalyse haben wir in der Berichterstattung Aussagen über die Risiken des Klimawandels kategorisiert. Zusätzlich 
haben wir die in den Beiträgen namentlich erwähnten Experten sowie die Beitragsautoren mit aufeinander abgestimmten Fragebögen schriftlich 
befragt. Insgesamt liegen 169 auswertbare Fragebögen von Experten (darunter 122 Wissenschaftler im engeren Sinne) sowie 85 Fragebögen von 
Journalisten vor. Die Rücklaufquote betrug 58 Prozent (Experten) bzw. 35 Prozent (Journalisten).

Ein weiterer Projektteil befasst sich mit der Rezeption der Berichte durch das Medienpublikum. Dazu haben wir eine experimentelle Studie mit 
183 Testrezipienten durchgeführt, auf die in diesem Beitrag aber nicht eingegangen wird. Die Publikation zur Studie mit dem Titel »Öffentliche 
Kommunikation über Klimawandel und Sturmflutrisiken. Bedeutungskonstruktion durch Experten, Journalisten und Bürger« kann kostenlos im 
Internet heruntergeladen werden: http://hdl.handle.net/2128/460

Hans Peter Peters
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positiven oder negativen Charakterisierung von 
Vertrauenswürdigkeit interpretieren.

Wir finden eine deutlich positive Charakterisierung 
der wissenschaftlichen Akteure sowie der allerdings 
wesentlich seltener vorkommenden NGO-Akteure. 
Die warnende Botschaft der Wissenschaft und der 
NGOs charakterisiert die Berichterstattung also ten-
denziell als glaubwürdig.

Die Vertrauenswürdigkeit der Politik und 
Administration wird dagegen eher ambivalent 
charakterisiert. Außerdem gibt es eine deutliche 
Differenzierung: Deutsche Akteure aus dem politisch-
administrativen Bereich werden positiver dargestellt 
als ausländische Akteure (z.B. aus den USA); außer-
dem fällt im Mittel die Bewertung umso positiver aus, 
je näher die Akteure an der lokalen Ebene und je sach-
bezogener sie sind. Kurz gesagt: die zugeschriebene 
Vertrauenswürdigkeit steigt bei den politisch-adminis-
trativen Akteuren tendenziell mit ihrem Abstand von 
der »großen Politik«.

Gutes Verhältnis
Auf die ungewöhnlich große Bedeutung wissenschaft-
licher Informationsquellen in der Berichterstattung 
ist bereits hingewiesen worden. Nun ist das 
Verhältnis von Wissenschaft und Journalismus seit 
Jahrzehnten vielfach beklagt und ausgiebig disku-
tiert worden: Auf Unwilligkeit und kommunikati-
ve Inkompetenz der Wissenschaftler verweisen die 
einen; fachliche Inkompetenz und eine Tendenz zur 
Sensationalisierung bei den Journalisten diagnosti-
zieren die anderen.

Um die Art und Weise der Integration wissenschaft-
licher Aussagen in die mediale Darstellung zu untersu-
chen, haben wir die in der Berichterstattung vorkom-
menden Experten sowie die jeweiligen Beitragsautoren 
schriftlich befragt. Aus den Antworten beider Seiten 
versuchten wir, die Schnittstelle von Wissenschaft 
und Journalismus bei der Berichterstattung über den 
globalen Klimawandel zu rekonstruieren.

Etwa ein Drittel der 85 Journalisten, die unseren 
Fragebogen zurücksandten, sind reine Wissenschafts-
journalisten, d.h. arbeiten überwiegend für das Wis-
senschaftsressort. Ein weiteres Drittel arbeitet haupt-
sächlich für andere Ressorts und das restliche Drittel 
arbeitet sowohl für das Wissenschaftsressort als auch 
für andere Ressorts.

Von den befragten Journalisten haben die meisten 
einen Hochschulabschluss, allerdings nur 22 Prozent 

in einem naturwissenschaftlichen Fach. Diese Absol-
venten naturwissenschaftlicher Fächer sind fast alle-
samt Wissenschaftsjournalisten. Etwa 45 Prozent der 
Journalisten sind freiberuflich tätig; unter den Wis-
senschaftsjournalisten ist dieser Anteil noch deutlich 
höher. 

Wenn es primär um die wissenschaftlichen 
Aspekte geht, basiert die Berichterstattung über den 
Klimawandel also stark auf der Arbeit von freien 
Journalisten, die 
nur selten auf 
Klima bericht-
erstattung spe-
zialisiert sind, 
aber überwie-
gend einen 
naturwissen-
schaftlichen Hintergrund haben. Kontakt zu Wissen-
schaftlern haben aber auch zahlreiche Journalisten, 
die nicht oder nicht ausschließlich für das Wissen-
schaftsressort arbeiten und die naturwissenschaftliche 
Laien sind.

Jene Wissenschaftler und Journalisten, die bei 
der Berichterstattung zusammentreffen, stimmen in 
Bezug auf zahlreiche interaktionsrelevante Annahmen 
und Erwartungen  überein. Sie teilen beispielsweise 
die Auffassung über das mit dem Klimawandel ver-
bundene Risiko.

Etwa 90 Prozent der in den Medien erwähnten 
Wissenschaftler und der berichtenden Journalisten 
gehen davon aus, dass die prognostizierte Klimaverän-
derung eintreten wird, etwa 40 Prozent beider 
Gruppen nehmen an, dass sich mit geeigneten 
Maßnahmen der Klimawandel noch verhindern lässt 
und etwas mehr als die Hälfte in beiden Gruppen 
glaubt, dass sich die Folgen des Klimawandels in 
Deutschland bewältigen lassen.

Journalisten vorsichtiger
In Bezug auf die Effektivität von Mitigation und 
Adaptation gibt es also eine Varianz von Auf-
fassungen innerhalb der beiden Gruppen. Nur gerin-
ge Unterschiede zeigten sich jedoch in der Verteilung 
auf optimistische bzw. pessimistische Standpunkte. 
Ein Unterschied ist allerdings auffällig: Journalisten 
tendieren stärker als Wissenschaftler zu mittleren, 
vorsichtigeren Antwortalternativen. Sie zeigen also 
eine gewisse professionelle Distanz und Offenheit 
für die Möglichkeit, dass sich die Einschätzungen 

Die befragten Wissenschaftler 
und Journalisten stimmen 
überein, dass vom Klimawandel 
große Risiken ausgehen.
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der Wissenschaftler doch noch als falsch heraus-
stellen könnten.

Wissenschaftler wollen kontrollieren
Den Journalisten und Experten haben wir im 
Fragebogen eine Reihe von Aussagen zu Erwartungen 
an die Wissenschaft, zur Rolle von Experten, zur 
Aufgabe von Medien und zu den »Rechten und 
Pflichten« von Experten und Journalisten vorge-
legt. Die Befragten sollten ihre Zustimmung bzw. 
Ablehnung zu diesen Aussagen angeben.

Auch in diesen Antworten zeigte sich alles in 
allem eine erstaunlich hohe Übereinstimmung 
in vielen Auffassungen. Insbesondere ließen die 
Experten eine weitgehende Akzeptanz journalisti-
scher Vorgehensweisen, Darstellungsformen und 
Erwartungen erkennen. Selbst einen ihre eigene 
Arbeit kritisch hinterfragenden Journalismus akzep-
tierten die Experten – zumindest im Fragebogen. 
Moderate Diskrepanzen gab es hinsichtlich der 
Geltung wissenschaftlicher Kommunikationsnormen 
für die öffentliche Kommunikation. Experten beton-
ten z.B. etwas stärker als Journalisten, dass sie sich 
auf ihr Fachgebiet beschränken und um Neutralität 
und Objektivität bemühen sollten.

In einer Hinsicht gab es jedoch völlig gegensätzli-
che Positionen: in welchem Umfang Wissenschaftler 
die Inhalte der Berichterstattung kontrollieren soll-
ten (siehe Grafik). Die Aussage »Experten haben ein 
Mitspracherecht bei der journalistischen Gestaltung 
der Beiträge, für die sie interviewt worden sind« 
wurde von den Wissenschaftlern überwiegend bejaht, 
von den Journalisten dagegen als inkompatibel mit 
ihrem professionellen Selbstverständnis einhellig 
zurückgewiesen.

Mit Zusammenarbeit zufrieden
Angesichts dieses latenten Konflikts über die Kontrolle 
der Berichterstattung ist es erstaunlich, dass beide 
Seiten ihre Kontakte weit überwiegend positiv bewer-
teten. 78 Prozent der Wissenschaftler und sogar 92 
Prozent der Journalisten beurteilten ihre allgemei-
nen Erfahrungen mit der jeweils anderen Gruppe als 
»überwiegend gut«, die übrigen sagten, dass sich gute 
und schlechte Erfahrungen die Waage hielten. Nur ein 
einziger der befragten 122 Wissenschaftler und kei-
ner der 85 Journalisten bewertete seine Erfahrung als 
»überwiegend schlecht«. Obwohl die Experten teilwei-
se inhaltliche Fehler und Sinnverschiebungen in der 
Berichterstattung feststellten, zeigten sich 86 Prozent 

 

Journalisten und Wissenschaftler 
stimmen in vielen Punkten überein. 

Ausnahme ist die Frage, wer die 
Kontrolle über das journalistische 

Endprodukt haben sollte.
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der Wissenschaftler sehr oder eher zufrieden mit der 
journalistischen Wiedergabe ihrer Informationen.

Wichtiger allerdings als die Zufriedenheit von 
Wissenschaftlern und Journalisten ist die Frage, wie 
wissenschaftliches Wissen über den Klimawandel 
und seine Folgen beim Eintritt ins Mediensystem 
transformiert wird. Dabei handelt es sich nicht um 
einen simplen »Informationstransfer« oder eine 
»Übersetzung«, sondern um eine Rekonstruktion 
mittels der medialen Logik. Ein ausführliches, unse-
re Interviewpartner vermutlich ziemlich nervendes 
Modul im Fragebogen zielte auf die Erfassung der 
medialen Bedeutungskonstruktion. Damit haben 
wir das Informationsangebot der Experten mit der 
Informationsnachfrage der Journalisten verglichen 
sowie Irritationen in den Interaktionen analysiert.

Das Ergebnis war, dass sich die Erwartungs-
differenzen und Irritationen in Grenzen hielten. 
Wir schließen daraus, dass viele wissenschaftli-
che Informationsquellen bereits in hohem Ausmaß 
journalistische Erwartungen antizipieren und ihre 
Informationsangebote auf mediale Bedürfnisse 
zuschneiden. Ein großer Teil der »Transformation« 
wissenschaftlichen Wissens beim Eintritt in die 
Medien erfolgt also bereits durch die wissenschaft-
lichen Informationsquellen selbst. Dies gilt beson-
ders für das Klimathema, weil die Klimaforschung 
– zumal der öffentlichkeitswirksame Teil dieses 
Forschungsbereiches – schon frühzeitig und bewusst 
eine politische Rolle als Warner übernommen hat.

Forderungen aus Forschermund
In unserer Studie zeigte sich diese politische Rolle u.a. 
darin, dass wissenschaftliche Informationsquellen in 
der Berichterstattung nicht nur mit Fakteninfor-
mationen, sondern in erheblichem Umfang auch 
mit Bewertungen und Forderungen zitiert werden. 
Sie gehen damit über das hinaus, was nach dem 
dezisionistischen Entscheidungsmodell ihre legitime 
Funktion im Verhältnis zur Politik ist.

Aus den dennoch aufgefundenen Erwartungs-
diskrepanzen und Irritationen lassen sich einige 
Prinzipien der medialen Konstruktion von wissen-
schaftlichem Wissen erschließen. Diese äußern sich 
in Interviews und Recherchegesprächen aus Sicht 
der Wissenschaftler als inhaltliche journalistische 
Erwartungen oder gar Zumutungen.

In der Tendenz wird wissenschaftliches Wissen 
nach folgenden Gesichtspunkten rekontextualisiert: 

Wissen wird journalistisch als relevant dargestellt, 
weil es hilft, Probleme besser zu verstehen und zu 
bewältigen, und nicht – wie in der Wissenschaft – 
weil es einen Erkenntnisfortschritt darstellt. 
Referenzen auf Wissenschaft werden durch 
Referenzen auf Politik und Alltagserfahrung ersetzt. 
Die Beschreibung und Kausalanalyse wird vom 
E r k e n n t n i s -
gewinn als Ziel 
an sich zur 
B eg r ü ndu n g 
f ü r  Be wer-
tungen und 
Forderun-gen 
umgedeutet.

Zudem werden Forscher veranlasst, Aussagen über 
konkrete Sachverhalte und Entscheidungen zu tref-
fen, anstatt mit all ge meinen Theorien oder Statis tiken 
zu argu men tieren. Schließlich werden vorsichtige und 
ein schrän kende Aussagen zugespitzt und Unsicher-
heits vor be halte weg gelassen oder herunter gespielt.

Grundsatz- vs. Gelegenheitsvernunft
Zusammengefasst interpretieren wir die dargestellten 
Prinzipien medialer Rekonstruktion von wissenschaft-
lichem Wissen als Transformation von allgemeinen 
Forschungsergebnissen in konkrete, problembezogene 
und zur Orientierung taugliche Expertise. Demnach 
besitzen die Medien nicht nur eine Funktion  als 
Vermittler, sondern sind de facto Koproduzenten von 
politisch relevanter, öffentlicher Expertise.

Das am Beispiel der Berichterstattung über den 
globalen Klimawandel empirisch festgestellte Muster 
entspricht in einigen Aspekten dem normativen Mo-
dell, das der Philosoph Helmut F. Spinner für das 
Zusammenwirken von Wissenschaft und Journalismus 
bei der Lösung gesellschaftlicher Probleme entwi-
ckelt hat.

Spinner geht davon aus, dass es zwei Rationalitäts-
formen gibt: die an allgemeinen Prinzipien orien-
tierte Grundsatz vernunft und die an spezifischen 
Situationen orientierte Gelegenheits vernunft. Nach 
seinem Modell ist es Aufgabe des Journalismus, die von 
der Wissenschaft repräsentierte Grundsatzvernunft 
durch Gelegenheitsvernunft zu ergänzen. In den 
Interaktionen von Wissenschaftlern und Journalisten 
erweisen sich die beiden Gruppen tatsächlich häufig 
als Repräsentanten der ihnen von Spinner zugedach-
ten Rationalitätskonzepte. �Q

Hans Peter Peters 
ist Professor am 
Forschungszentrum 
Jülich und dort 
tätig in der 
Programmgruppe 
Mensch, Umwelt, 
Technik (MUT).

Viele Klimaforscher kennen und 
bedienen die Logik der Medien. 
Sie sind an ihre politische Rolle als 
Warner gewöhnt.
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Pressefreiheit       
Die Cicero-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts stärkt die 
Pressefreiheit. Dennoch können sich Journalisten auch weiterhin 
wegen der Veröffentlichung geheimer Dokumente strafbar machen.

VON THOMAS SCHNEDLER

D
ie Razzia beginnt um 9 Uhr morgens. Zwei 
Staatsanwälte und acht Kriminalbeamte 
durchsuchen am 12. September 2005 
die Redaktionsräume des Politmagazins 

Cicero in Potsdam. Zwei Stunden lang sammeln sie 
Akten, CD-ROMs und Kalender-Ausdrucke ein. 

Zeitgleich durchkämmen Beamte das Haus 
des Cicero-Autors Bruno Schirra auf der Berliner 
Havel-Insel Valentinswerder. 15 Kisten mit den 
Ergebnissen jahrelanger Recherchen tragen die 
Beamten dort davon. 

Der Cicero-Chefredakteur Wolfram Weimer gibt 
sich empört: »Nur um interne Arbeitsabläufe im Innen-

m i n i s t e r i u m 
und beim BKA 
nachzuvollzie-
hen, wurde un-
sere Redaktion 
lahmgelegt und 
durchsucht, es 
wurden ganze 

Daten sätze kopiert, in unserer Adresskartei gestöbert, 
als sei man auf einem Floh markt der Raritäten-Ent-
deckungen. Wir empfinden das nicht bloß als eklatan-
te Behinderung unserer Arbeit, sondern als gezielte 
Obstruktion.«

Geheime Akte aus dem BKA
Die Beamten suchten nach einem Leck im eige-
nen Haus, nach einer undichten Stelle. Denn in 
der April-Ausgabe des Magazins hatte der Nahost-
Experte Schirra unter der Überschrift »Der gefähr-
lichste Mann der Welt« den Islamisten Zarqawi 
porträtiert – den meistgesuchten Terroristen im 
Irak. Schirras wichtigste Quelle: eine geheime Akte 
aus dem Bundeskriminalamt. »Auf 125 Seiten 

beschreibt und analysiert ein Auswertungsbericht 
des BKA vom 6. September 2004 die Karriere des 
Abu Mousab al Zarqawi und die Verästelungen sei-
nes globalen Beziehungsgeflechtes. ›VS – nur für den 
Dienstgebrauch. Nicht gerichtsverwertbar – nur für 
die Handakte‹ prangt auf jeder Seite«, hatte Schirra 
geschrieben.

Detailgenau hatte er aus 392 Fußnoten zitiert, 
Ziele der Dienstreisen deutscher Ermittler notiert und 
Telefonnummern des Top-Terroristen aus der inter-
nen Verschlusssache genannt. Die düpierten Fahnder 
warfen dem Blatt und seinem Autor Beihilfe zum 
Geheimnisverrat vor, die Staatsanwaltschaft Potsdam 
leitete Ermittlungsverfahren ein und startete die 
Razzia.

Ziel war Enttarnung des Verräters
Zu Unrecht, wie am 27. Februar 2007 das Bundes-
ver fassungs gericht entschied. Die Verfassungs-
beschwerden des Cicero-Chefredakteurs seien 
begründet, urteilten die Richter des Ersten Senats. 
Durchsuchungen und Beschlagnahmen in einem 
Ermittlungsverfahren gegen Journalisten seien ver-
fassungswidrig, wenn sie ausschließlich oder vorwie-
gend dem Zweck dienten, die Person des Informanten 
zu ermitteln. 

Dass es den Beamten im Fall Cicero hauptsäch-
lich um die Enttarnung des Verräters in den eige-
nen Reihen ging, hatte das Amtsgericht Potsdam im 
Durchsuchungsbeschluss selbst deutlich gemacht. 
Es hieß, die Suche richte sich insbesondere auf 
»Notizen und schriftliche Aufzeichnungen über die 
Kontakte des Beschuldigten S. zu Mitarbeitern des 
Bundeskriminalamtes, aus denen sich ergibt, aus wel-
cher Quelle er den Auswertungsbericht bzw. die ent-
sprechende Datei erhalten hat«.

Die Staatsanwälte und Kriminal-
beamten durchstöberten die Re-

daktion wie »auf einem Flohmarkt 
der Raritäten-Entdeckungen«.
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   am Rockzipfel
Das Netzwerk Recherche begrüßt diese 

Entscheidung des höchsten deutschen Gerichts als 
wichtiges Urteil zur Sicherung der Pressefreiheit. Es 
stehe laut Thomas Leif, Vorsitzender des Netzwerks 
Recherche, in der Tradition des wegweisenden 
Spiegel-Urteils aus dem Jahre 1966, in dem das 
Bundesverfassungsgericht der Staatsgewalt bereits 
Grenzen aufgezeigt hatte. Die Richter hätten  klar 
gemacht: Redaktionsdurchsuchungen wie im Fall 
Cicero sind geeignet, potenzielle Informanten abzu-
schrecken, um Anonymität bemühte Kontaktpersonen 
gezielt zu verunsichern und so die Kontrollfunktion 
der Medien zu untergraben.

Das Bundesverfassungsgericht betonte, dass die 
bloße Veröffentlichung eines Dienstgeheimnisses 
durch einen Journalisten nicht ausreiche, um 
Durchsuchungen und Beschlagnahmen zu begrün-
den. Die Ermittlungsbehörden müssten gründlicher 
recherchieren. »Zu fordern sind vielmehr spezifische 
tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
vom Geheimnisträger bezweckten Veröffentlichung 
des Geheimnisses«, schrieben die Richter in der 
Urteilsbegründung.

Mit anderen Worten: Wenn die Ermittler belegen 
können, dass der Informant das ausdrückliche Ziel 
einer Veröffentlichung der offenbarten Geheimnisse 
verfolgte, können Journalisten sich auch zukünftig 
wegen Beihilfe zum Verrat von Dienstgeheimnissen 
strafbar machen. Wenn die Ermittler diesen Tatplan 
nicht belegen können, scheidet eine Strafbarkeit der 
Journalisten aus.

Höhere Hürden für Ermittler
Die Karlsruher Richter ermahnten Staatsanwälte und 
Fahnder: Allein aus der Tatsache, dass ein Journalist 
über Interna berichte, könne man nicht darauf schlie-
ßen, dass es dem Informanten um die Veröffentlichung 
in den Medien gegangen sei. Möglicherweise sei die 
geheime Information nur versehentlich oder über 
einen nicht zur Geheimhaltung verpflichteten Dritten 
nach außen gelangt. Oder aber der Informant habe 
eine nicht zu publizierende Hintergrundinformation 
liefern wollen, die der Journalist dann abredewidrig 
doch veröffentlicht habe.

Mit dieser Argumentation errichtete das 
Bundesverfassungsgericht höhere Hürden für die 
Ermittler, die in der Praxis Schwierigkeiten haben 
dürften, entsprechende Belege zu sammeln. Zu dieser 
Einschätzung gelangt zumindest Hans Leyendecker, 
zweiter Vorsitzender des Netzwerks Recherche: »Für 
recherchierende Journalisten hat sich durch das Urteil 
eine Menge geändert. Da die Motive und der Tatplan 
des Haupttäters einer Staatsanwaltschaft häufig nicht 
klar sein werden, wird es in diesem Zusammenhang 
nur noch in Ausnahmefällen Durchsuchungen bei 
Journalisten geben.«

Konkrete Anhaltspunkte als Voraussetzung
Der Medienrechtler Udo Branahl, Professor an der 
Universität Dortmund, teilt diese Sicht: »Ich glaube, dass 
mit dieser Entscheidung die Möglichkeiten der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit und der Staatsanwaltschaft, 
Beschlüsse zur Durchsuchung und Beschlagnahme 
zu erzielen, deutlich eingeschränkt worden sind. Um 
einen Durchsuchungsbeschluss zu bekommen, muss 
der Richter 
jetzt prüfen, 
ob es konkrete 
Anhaltspunkte 
dafür gibt, dass 
der Informant 
die Information 
so, wie sie pub-
liziert worden ist, auch veröffentlicht haben wollte.« 
Das verstärkt in den Augen des Wissenschaftlers die 
Position des Journalisten deutlich.

Die Richter des Ersten Senats klammerten jedoch 
eine wesentliche Frage aus. Sie entschieden nicht 
grundsätzlich über die Auslegung der Vorschriften 
des Strafgesetzbuches, die Journalisten mithilfe der 
umstrittenen juristischen Konstruktion einer Beihilfe 
zum Dienstgeheimnisverrat kriminalisiert.

Die Folge: Auch weiterhin droht investigativen 
Reportern Ärger mit Staatsanwälten, Richtern und 
Ermittlern. Journalisten können sich nach wie vor 
in bestimmten Fällen durch die Veröffentlichung 
vertraulicher Papiere strafbar machen. Der Sprecher 
des Deutschen Presserats Fried von Bismarck bedau-

Auch weiterhin droht den
investigativen Reportern Ärger 
mit Staatsanwälten, Richtern 
und Ermittlern. 
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erte nach dem Cicero-Urteil diese Lücke im Schutz 
der Journalisten und sprach nur von einem »kleinen 
Sieg«. Und Kuno Haberbusch, einer der führenden 
Köpfe im Netzwerk Recherche und Leiter des NDR-
Medienmagazins Zapp, befürchtet, dass Staatsanwälte 
auch in Zukunft »Drohkulissen« errichten und 
Ermittlungsverfahren einleiten.

Die gewagte Rechtsfigur der Beihilfe zum 
Dienstgeheimnisverrat führt in die Abgründe 
der juristischen Dogmatik und demonstriert den 
Einfallsreichtum bei der Rechtsauslegung. Die ein-
schlägige Vorschrift – § 353 b des Straf gesetzbuches 
– richtet sich nach dem Willen des Gesetzgebers 
nur an Amtspersonen, die sich wegen Verrats von 

Nach den Gerichten beschäftigt der Schutz von recherchieren-
den Journalisten jetzt auch den Deutschen Bundestag. Die 
Fraktion von Bündnis90/Die Grünen und die FDP-Fraktion 

haben im Frühjahr 2006 jeweils einen entsprechenden Gesetzentwurf 
eingebracht. Im März 2007 zog die Fraktion Die Linke nach. Die 
Initiativen der Opposition enthalten wichtige Vorschläge zur Stärkung 
der Pressefreiheit.

�Q��Alle drei Gesetzentwürfe greifen die Problematik der Beihilfe 
zum Dienstgeheimnisverrat durch Journalisten auf, zu der sich 
das Bundesverfassungsgericht im Cicero-Urteil nicht abschließend 
geäußert hat. Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke 
wollen im Rahmen des § 353 b StGB sowohl Anstiftung als auch 
Beihilfe durch Journalisten erlauben, die FDP hingegen will nur die 
Strafbarkeit der Beihilfe eliminieren. »Eine solche Differenzierung 
ist in Wahrheit sehr schwierig“, kritisiert Hans Leyendecker. Das 
Netzwerk Recherche fordert daher in einem Positionspapier: „Sofern 
nicht schutzwürdige Interessen Dritter einer Veröffentlichung entge-
genstehen, sollten sich Journalisten nur noch bei der Veröffentlichung 
eines echten Staatsgeheimnisses strafbar machen können.«

�Q��Alle drei Gesetzentwürfe sehen vor, das Strafrecht zu entrümpeln 
und die Regelung des § 353 d Nr. 3 StGB ersatzlos zu streichen. Das 
Netzwerk Recherche unterstützt diese Forderung. Nach der Norm 
wird bestraft, wer insbesondere die Anklageschrift oder amtliche 
Schriftstücke eines Strafverfahrens »ganz oder in wesentlichen Teilen 
im Wortlaut öffentlich mitteilt, bevor sie in öffentlicher Verhandlung 
erörtert worden sind oder das Verfahren abgeschlossen ist«. Die 
inhaltliche Wiedergabe in indirekter Rede ist zwar erlaubt, aber die 
Öffentlichkeit hat nach Ansicht des Netzwerks Recherche insbeson-
dere in Fällen von gesellschaftlicher Bedeutung einen Anspruch auf 
genaue und vollständige Berichterstattung.

�Q��Alle drei Gesetzentwürfe wollen die Wohnungen von Journalisten 
besser schützen. Die Regelwerke verlangen, dass zukünftig auch für 
die Beschlagnahme in den Privaträumen eines Journalisten eine vorhe-
rige Prüfung und Anordnung durch einen Richter erforderlich ist. Das 
Netzwerk Recherche begrüßt diese Vorschläge. »Prinzipiell darf der 
zu Hause arbeitende Journalist nicht schlechter gestellt werden als der 
in den Redaktionsräumen arbeitende Journalist. Durch die bisherige 
Regelung sind insbesondere freie Journalisten benachteiligt worden«, 
heißt es in einem Positionspapier der Journalistenvereinigung.

�Q��Alle drei Gesetzentwürfe sehen vor, die Telefonverbindungsdaten 
von Journalisten besser zu schützen. Nach den Regelungen der 
Strafprozessordnung konnten Telekommunikationsanbieter den 
Behörden bislang in bestimmten Fällen Auskunft über Verbindungsdaten 
von Journalisten erteilen. Das Netzwerk Recherche fordert, dass der 
Gesetzgeber die Bestimmungen über die Telekommunikationsüber-
wachung mit dem Recht der Zeugnisverweigerung für Journalisten 
harmonisiert.

Die Bundesregierung reagiert bislang zurückhaltend auf die 
Initiativen der Opposition. »Wir brauchen keine materiell-rechtlichen 
Änderungen, das hat das Bundesverfassungsgericht in der Cicero-
Entscheidung auch nicht gefordert«, sagt Lutz Diwell, Staatssekretär 
im Bundesjustizministerium. Insbesondere an der strafrecht-
lichen Konstruktion der Beihilfe zum Geheimnisverrat durch 
Journalisten solle sich also nichts ändern. Allenfalls im Rahmen 
einer Reform des Strafprozessrechts wolle die Bundesregierung den 
Ermittlungsbehörden auferlegen, dem Schutz der Journalisten stärker 
Rechnung zu tragen. Bis zum Sommer 2007 solle ein konkreter 
Regierungsentwurf vorgelegt werden, kündigte Diwell an.

 
Thomas Schnedler

OPPOSITION DRÄNGT – REGIERUNG BREMST
Grüne, FDP und Linkspartei wollen Journalisten stärker vor dem
Zugriff der Ermittlungsbehörden schützen. Die Bundesregierung 

sieht jedoch kaum juristischen Veränderungsbedarf.
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Markus C. Hurek von Cicero: 
»Jedem von uns ist nach diesem 
Vorfall noch klarer als zuvor: Der 
Staatsanwalt liest mit.«

Dienstgeheimnissen strafbar machen können. 
Gemeint sind also nicht etwa investigative Reporter, 
sondern die zu besonderer Staatstreue verpflichteten 
Amtsträger. Deren Tat ist mit der Offenbarung des 
Geheimnisses an den Journalisten vollendet.

Zu einer Strafbarkeit des Journalisten kommen 
Staatsanwälte und Strafgerichte durch einen Kunstgriff. 
Sie argumentieren: Wenn es dem Informanten gerade 
um die Veröffent lichung der geheimen Papiere gehe, 
dann sei seine Tat mit der Offen barung an den Journa-
listen zwar vollendet, aber erst mit der plan gemäßen 
Publikation beendet. Der Journalist leiste dann durch 
die Veröffentlichung eine sogenannte sukzessive 
Beihilfe – und mache sich selbst strafbar.

Kann es also eine Beihilfe zu einem bereits vollende-
ten Dienstgeheimnisverrat durch Journalisten geben? 
Strafrichter und Staatsanwälte bejahen diese Frage, 
die überwiegende Mehrheit der Rechtsprofessoren 
lehnt die pressefeindliche Konstruktion ab.

»Das halte ich für verfassungswidrig«
Der Medienrechtsexperte Branahl sagt beispielsweise: 
»Ich persönlich bin der Überzeugung, dass diese juris-
tische Konstruktion auf Journalisten nicht angewen-
det werden darf, weil sie Artikel 5 des Grundgesetzes 
verletzt.« Denn wenn man diese Theorie der 
Beihilfe nach Vollendung, aber vor Beendigung auf 
Journalisten anwende, dann führe das dazu, dass eine 
kritische Berichterstattung über Behörden, die auf 
internen Informationen beruhe, generell als Straftat 
verfolgt werden kann. »Das würde eine sachgerechte 
Berichterstattung erheblich erschweren, wenn nicht 
gar unmöglich machen. Das halte ich für verfassungs-
widrig«, bilanziert Branahl.

Das höchste deutsche Gericht äußerte sich zu 
dieser prinzipiellen Frage in seinem Urteil nicht 
abschließend, da es im Fall Cicero nach Ansicht der 
Richter noch nicht einmal ausreichende tatsächliche 
Anhaltspunkte für einen auf die Veröffentlichung 
gerichteten Tatplan des BKA-Informanten gab. Mit 
anderen Worten: Wo bereits die Belege für eine 
gerade auf Veröffentlichung abzielende Haupttat des 
Geheimnisträgers zu dürftig sind, muss man sich auch 
nicht mit der logisch nachgelagerten Frage der Beihilfe 
durch einen Journalisten auseinandersetzen.

Das Cicero-Urteil ist folglich kein Freibrief für 
Journalisten. Sie müssen auch in Zukunft mit eifri-
gen Ermittlern rechnen. Markus C. Hurek, stellver-
tretender Chefredakteur des Politmagazins Cicero, 

sagt: »Jedem von uns ist nach diesem Vorfall noch 
klarer als zuvor: Der Staatsanwalt liest mit.« Kuno 
Haberbusch empfiehlt seinen Kollegen daher einen 
unaufgeregten und seriösen Umgang mit geheimen 
Dokumenten. »Bei der Berichterstattung muss man 
nicht immer ›geheim, geheim!‹ rufen. Die Betonung 
des Stichworts ›geheim‹ ist manchmal eher eine 
Verkaufsmasche als ein Garant für guten Inhalt und 
relevante Informationen.«

Hans Leyendecker unterstreicht diese Einschätzung: 
»Das exzessive Beteuern, dass die Information aus 
einer Handakte 
sei, und das 
Insistieren dar-
auf, dass es ein 
vertraul icher 
Vorgang sei, 
sind natürlich 
auch ein biss-
chen Wichtigtuerei.« Als Journalist könne man den-
selben Sachverhalt erklären, auch ohne dass man 
deutlich mache, dass man gerade dieses eine spezielle 
Papier hat. »Oft sagt ja auch ein Informant: Du kannst 
diese Vorlage bekommen, darfst aber nicht zu erken-
nen geben, dass du sie hast«, erzählt der bekannte 
Investigativ-Journalist.

Der Medienrechtler Branahl leitet aus dem Urteil 
einen Ratschlag für die redaktionelle Praxis ab: »Wenn 
ich als Journalist verhindern will, dass ein entspre-
chendes Verfahren gegen mich eingeleitet wird, dann 
muss ich dafür sorgen, dass sich aus meinem Verhalten 
und aus meiner Veröffentlichung keine Anhaltspunkte 
dafür ergeben, dass mein Informant gewollt hat, dass 
ich diese Information veröffentliche.«

Ein Stück Berufsrisiko
Auf der anderen Seite sei es auch ein Stück Berufs-
risiko, das man weiterhin eingehen solle, betont 
Branahl: »Die Erfüllung der öffentlichen Funktion der 
Massenmedien verlangt, dass man in solchen Fällen, 
in denen es etwas Ernsthaftes zu berichten gibt, auch 
unter Verstoß gegen diese Vorschrift berichtet und sei-
nen Informanten schützt.«

Der Rechtsstreit um den Artikel über den 
»gefährlichsten Mann der Welt« hat diesen übri-
gens überlebt. Abu Mousab al Zarqawi starb im Juni 
2006. US-Soldaten warfen bei einem Luftangriff 
zwei 250-Kilogramm-Bomben auf das Versteck des 
Terroristenführers. �Q

Thomas Schnedler 
ist Mitarbeiter 
am Institut für 
Journalistik und 
Kommunikations-
wissenschaft 
der Universität 
Hamburg. Er 
ist Mitglied 
im Netzwerk 
Recherche.
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Kleingedruckte     
Der Springer-Verlag versuchte, seinen freien Mitarbeitern neue 
Honorarbedingungen zu diktieren und wichtige Urheberrechte zu 
annullieren. Die Gegenwehr war gut organisiert und effektiv.

VON ENDRESS WANCKEL

D
ie Honorarabrechnung im Briefkasten ist 
meist ein Grund zur Freude. Seit Anfang 
des Jahres jedoch nicht für die freien 
Journalisten des Axel Springer Verlags. 

Denn zusammen mit der Gutschrift verschickt der 
Verlag seine neuen Honorarbedingungen. Damit sol-
len die bisherigen Konditionen geändert werden. 
Wer das übersehen hat, wird bei den nächsten 
Abrechnungen ein böses Erwachen erleben. 

Die neuen Bedingungen führen zu gravierenden 
Nachteilen für die Autoren und Fotografen. Die 

Entscheidung 
über Art und 
Umfang der 
Nutzung ist 
fast völlig in 
die Hände des 
Verlags gelegt. 
Letztlich sollen 

die Freien nicht nur auf Geld, sondern auch auf wich-
tige Rechte aus dem Urhebergesetz verzichten.

Unmittelbar nachdem die ersten Versendungen 
bekannt wurden, warnte der DJV seine Mitglieder 
davor, diese Bedingungen zu akzeptieren. Das 
Gefährliche am Vorgang war: Die Adressaten soll-
ten überhaupt nichts unterschreiben. Viele gingen 
daher davon aus, dass man die Sache mit einem 
Kopfschütteln und einem gekonnten Wurf in den 
Papierkorb abhandeln konnte.

Ein folgenschwerer Irrtum, denn juristisch betrach-
tet handelt es sich bei den Honorarbedingungen 
um allgemeine Geschäftsbedingungen, die von den 
Gerichten in vielen Fällen schon dann als verbind-
liche Vereinbarung angesehen werden, wenn nach 
ihrer Bekanntgabe weitere Aufträge entgegen genom-
men werden. Wer sich die Mühe machte, die klein-

gedruckten Honorarregelungen aufmerksam zu stu-
dieren, musste schnell feststellen, dass er nicht nur 
das Eigentum an seinen Manuskripten oder Fotos ver-
liert, sondern auch zeitlich, räumlich und inhaltlich 
unbeschränkte Nutzungsrechte an den Verlag vergibt, 
bei Beträgen für Zeitschriften sogar für das erste Jahr 
»ausschließlich«, das heißt exklusiv. Erst ein Jahr 
nach Erscheinen darf der Freie seine Beiträge ander-
weitig nutzen. Vorher muss der Verlag zustimmen, 
darf diese Zustimmung aber verweigern, wenn »wich-
tige Verlagsinteressen« entgegenstehen. Eine unklare 
Regelung, bei der Streit nahezu programmiert ist.

Wichtige Rechte betroffen
Die an den Verlag übertragenen Rechte umfassen 
ausdrücklich auch Mehrfachnutzungen sowie die 
wirtschaftlich immer wichtigere Nutzung im Internet 
(z.B. als E-Paper und E-Archiv) und andere elektro-
nische Medien, einschließlich der Vermarktung in 
Pressespiegeln, zum Beispiel über die Presse-Monitor 
GmbH (PMG), an der Springer zusammen mit ande-
ren großen Verlagshäusern und den Verlegerverbänden 
BDZV und VDZ beteiligt ist.

Ebenfalls erlauben die Honorarbedingungen dem 
Verlag die beliebige Archivierung, Vervielfältigung 
und Verbreitung der Texte und Fotos und auch die 
Vergabe von Unterlizenzen an Dritte. Sogar die 
Verwendung in der Werbung ist ausdrücklich vorgese-
hen. Diese Bedingung kann insbesondere Fotografen 
in große Bedrängnis bringen, denn bei Personenfotos 
ist aufgrund des Rechts am eigenen Bild (§ 22 KUG) 
eine werbliche Verwendung nur mit eindeutiger 
Zustimmung der Abgebildeten zulässig. Um sich 
abzusichern, müsste sich der Fotograf somit zukünf-
tig von jedem, der auf einem Foto zu sehen ist, eine 
umfassende Einwilligungserklärung unterschreiben 

Springer gibt sich sogar das Recht, 
die Beiträge in der Werbung 
zu verwenden – das hat für 

Fotografen weitreichende Folgen.
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  Überraschungen
lassen. Denn gegenüber dem Verlag soll der Fotograf 
grundsätzlich dafür einstehen, dass seine Fotos in 
allen vereinbarten Arten genutzt werden dürfen.

Ein Beispiel: Der Fotograf wird beauftragt, Fotos 
für einen Bericht über eine Automesse zu liefern. Er 
fotografiert ein flottes Cabrio und wertet sein Motiv 
damit auf, einen Moment einzufangen, wo zwei 
hübsche Messebesucherinnen begehrliche Blicke 
auf das Auto werfen. Natürlich ohne sie zu fragen. 
Der Hersteller sieht das Foto in der Zeitung, findet 
es toll, holt bei Springer die Rechte ein und gibt es 
an alle seine Händler. Das Foto erscheint daraufhin 
in unzähligen Anzeigen und Prospekten als Beleg für 
die erfolgreiche Markteinführung des Cabrios auf der 
Messe. Die beiden Models wider Willen setzen ihre 
Ansprüche bei Springer durch. Der Verlag könnte 
sich dann alle seine Aufwendungen beim Fotografen 
zurückholen, denn der hat garantiert, dass das Bild 
auch in der Werbung genutzt werden darf.

Insgesamt setzen die Honorarbedingungen des 
Springer-Verlags wesentliche Grundsätze des deut-
schen Urheberrechts außer Kraft (siehe Kasten). 
Denn nach dem Zweckübertragungsprinzip werden 
Nutzungsrechte nach § 31 V UrhG nur begrenzt 
in dem Umfang vergeben, der für die beabsichtig-
te Veröffentlichung erforderlich ist, also bei einem 
Zeitungsbeitrag etwa nur das Recht, den Beitrag ein-

malig in der Printausgabe zu veröffentlichen (§ 38 III 
UrhG). Über weitere Nutzungen soll der Urheber frei 
entscheiden dürfen (§§ 15 ff., 31 UrhG). Ihm steht 
hierfür ein weiteres Honorar zu (§§ 11, 32 UrhG). 

Die Herstellung eines Textes oder Fotos für eine 
Tageszeitung umfassen daher ohne gesonderte 
Vereinbarung weder das Recht zur Weitergabe noch 
das Recht zur Nutzung im Internet. Kommt es dennoch 
ohne Rücksprache zu derartigen Zweitverwertungen, 
stehen dem Urheber Unterlassungs- und 
Schadensersatzansprüche nach § 97 UrhG zu. 

Freie wehren sich
Immer öfter tolerieren Freie solche rechtswidri-
gen Nutzungen nicht mehr. So ist derzeit vor dem 
Landgericht Hamburg die Klage eines Fotografen 
gegen einen Verlag anhängig, der über 2.800 Fotos 
aus Tageszeitungen seit Jahren ohne Erlaubnis und 
ohne Zusatzhonorar online im E-Paper veröffentlicht. 
Die Klageforderung des Fotografen beläuft sich auf 
mindestens 150.000 Euro zuzüglich Erstattung seiner 
Rechtsverfolgungskosten. Seine Chancen stehen nicht 
schlecht, da der Bundesgerichtshof (BGH) schon 2001 
einen ähnlichen Fall aufgrund einer Musterklage der 
Fotografenvereinigung Freelens wegen Fotos auf der 
Spiegel-CD-ROM zugunsten der Urheber entschieden 
hat (BGH NJW 2002, 896 – Spiegel-CD-ROM). 

DIE WICHTIGSTEN RECHTE FÜR AUTOREN UND FOTOGRAFEN

§ 11 Urhebergesetz (UrhG): Der Urheber hat Anspruch auf eine angemessene Vergütung für die Nutzung der Werke (z. B. Texte, Fotos).
§ 12 UrhG: Der Urheber hat das Recht zu bestimmen, ob und wie sein Werk veröffentlicht werden darf. 
§ 13 UrhG: Der Urheber kann bestimmen, ob das Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen ist und welche Bezeichnung zu verwenden ist. 
§ 23 UrhG: Bearbeitung oder andere Umgestaltung des Werkes dürfen nur mit Einwilligung des Urhebers veröffentlicht oder verwertet werden 
(z. B. Kürzungen, Übersetzungen)

§§ 32, 32 a, 32 b UrhG: Der Urheber kann eine Anpassung des Vertrages verlangen, wenn eine unvorhergesehene intensivere und/oder wirtschaftlich 
erfolgreiche Nutzung des Werkes dazu führt, dass das Honorar in einem auffälligen Missverhältnis zu den Erträgen und Vorteilen aus der Nutzung 
des Werkes steht. Diese gesetzlichen Vorschriften sind in Deutschland zwingend (§ 32 b UrhG), können also nicht vertraglich ausgeschlossen werden. 
Entsprechende Vertragsklauseln sind unwirksam.  

Endress Wanckel
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Um solche Haftungsfälle zu vermeiden, gehen 
Verlage zunehmend dazu über, sich von vornherein 
sehr weitreichende Rechte einräumen zu lassen. Dies 
dürfte auch einer der Beweggründe für den Vorstoß 
des Hauses Springer sein. Allerdings gehen die neuen 
Honorarregelungen weit über dieses Ziel hinaus und 
versetzen den Verlag urheberrechtlich in den Status 
einer Bild- und Textagentur, die die Werke nahezu 
beliebig auf eigene Rechnung auswerten kann – ohne 
Kontroll- und Einflussmöglichkeiten der Urheber.

So könnte Springer das Cabriofoto aus dem obigen 
Beispiel auch dem Messeveranstalter lizenzieren, der 
damit dann für den großen Erfolg seiner Messe wirbt. 
Auch dann könnten Klagen der beiden Besucherinnen 
folgen, die am Ende zulasten des Fotografen gehen.

Gleichzeitig wird in den Springer-AGB das in § 13 
UrhG garantierte Recht der namentlichen Benennung 

des Urhebers 
(»Urheberver-
merk«) außer 
Kraft gesetzt. 
Der Ur heber-
vermerk ist für 
Autoren und 
Foto grafen von 

erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung, weil er Folge-
aufträge ermöglicht. Deshalb sprechen die Gerichte 
bei einem fehlenden Urhebervermerk Zuschläge von 
100 Prozent oder mehr auf das übliche Honorar zu. 
Nach den neuen Springer-Bedingungen löst dies je-
doch keine zusätzlichen Ansprüche aus.

Leserreporter stehen besser da
Den weitreichenden Rechten, die die Urheber dem 
Verlag einräumen, stehen keine garantierten Honorare 
gegen über. Über die Höhe der Vergütung schweigt sich 
das Kleingedruckte aus. Dies bleibt auch zukünftig 
individuellen Vereinbarungen oder den Honorarlisten 
des Verlags überlassen. 

Bei der Drittvermarktung der Beiträge wird keine 
Beteiligung garantiert. Die Regelungen sehen nur vor, 
dass eine anteilige Beteiligung vereinbart werden 
»kann«, natürlich nach Abzug des »Eigenaufwandes 
des Verlags« in beliebiger Höhe. Da stehen sogar die 
Bild-Leserreporter besser da, denen Springer eine 
50-prozentige Beteiligung am Nettoerlös zugesteht. 
Auch für die Verwendung der Werke in der Werbung 
»kann« nach den neuen Regelungen eine gesonderte 
Vergütung abgesprochen werden – muss aber nicht. 

Zwar findet sich in den Regelungen ein Hinweis 
auf eine »angemessene Vergütung«. Damit ist den 
Urhebern aber zurzeit wenig geholfen, denn es 
wird nur eine Vorschrift des Urhebergesetzes zitiert 
(§ 11 UrhG). Im Gesetz ist aber ebenso wenig 
präzise definiert, was angemessen ist, wie in den 
Honorarbedingungen. § 32 UrhG bestimmt nur, dass 
eine Vergütung angemessen ist, die zum Zeitpunkt 
der Vereinbarung »nach Art und Umfang der einge-
räumten Nutzungsmöglichkeit, insbesondere Dauer 
und Zeitpunkt der Nutzung, unter Berücksichtigung 
aller Umstände üblicher- und redlicherweise zu leis-
ten ist«. 

Vage Definition
Diese vage Definition führt regelmäßig zu großen 
Risiken für Urheber, die ihren Anspruch auf ange-
messene Vergütung durchsetzen wollen. Wenigstens 
hat der Gesetzgeber mit der Formulierung »redlicher-
weise« deutlich gemacht, dass man sich nicht allein 
daran orientieren darf, welche (geringen) Honorare 
so mancher Verlag mit örtlicher monopolartiger 
Nachfragemacht in der Praxis durchsetzt. Nach § 
32 I UrhG gelten Honorare, die auf einer gemein-
samen Vergütungsregel beruhen, als angemessen. 
Das Gesetz fordert schon seit 2002 in § 36 UrhG, 
dass Urhebervereinigungen und Werknutzer solche 
Vergütungsregeln vereinbaren sollen (siehe Message 
2/2002, Seite 76). Naturgemäß gestalten sich diese 
Verhandlungen schwierig und sind bisher ohne 
Ergebnis geblieben. 

Und das ist der brisanteste Hintergrund der neuen 
Springer-Honorarregelungen.  Nicht nur der DJV ver-
mutet, dass der Verlag damit Fakten schaffen will, 
die dann in die gemeinsamen Vergütungsregelungen 
einfließen sollen. Folgerichtig forderten der DJV, 
Freelens und ver.di Springer in einem Brief an den 
Vorstandsvorsitzenden Döpfner auf, die neuen 
Honorarbedingungen jedenfalls so lange auszuset-
zen, bis die Verhandlungen über die gemeinsame 
Vergütungsregel abgeschlossen sind. Springer jedoch 
setzte seinen Kurs unbeirrt fort, weshalb die drei 
Organisationen nun eine Verbandsklage gegen den 
Verlag beim Berliner Landgericht einreichten.

Parallel dazu rief der Hamburger Landesverband 
seine Mitglieder auf, Widerspruch einzulegen und 
stellte hierzu Musterschreiben und weitere Hilfen 
bereit. Schon weit mehr als 100 Betroffene haben 
diesen Weg beschritten und täglich werden es mehr. 

Nicht nur der DJV vermutet, dass 
der Verlag damit Fakten schaffen 

will, die dann in die gemeinsamen 
Vergütungsregelungen einfließen.
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Nur ein solches koordiniertes gemeinschaftliches 
Vorgehen schützt freie Mitarbeiter davor, den für viele 
wirtschaftlich wichtigen Kunden Springer zu verlie-
ren. Auch ein großer Verlag kann nicht von heute 
auf morgen auf sämtliche Aufträge an seine ständigen 
Freien verzichten. Einzelkämpfer müssen dagegen in 
solchen Fällen befürchten, einfach nicht mehr beauf-
tragt zu werden. 

Die erste Reaktion des Verlags kam aus dem 
Vorstandsbüro und signalisierte einen versöhnlichen 
Kurs: Mehrfachnutzungen würden zukünftig indivi-
duell vergütet werden, insgesamt werde man ange-
messen honorieren und das geltende Urheberrecht 
einhalten, heißt es in einem Standardschreiben, wel-
ches Springer an die Widersprechenden verschickt.

Zahlungsfrist von sechs Wochen
Welche gravierenden wirtschaftlichen Konsequenzen 
die neuen Honorarbedingungen für alle freien Urheber 
haben würde, zeigt beispielhaft ein Blick auf die übli-
chen Honorare für Zweitverwertungen von Fotos. Bei 
diesen würden die Freien bei Springer ab sofort ohne 
klar geregelten Honoraranspruch dastehen. 

Die marktüblichen Vergütungen für Fotos wer-
den jährlich von der Mittelstandsgemeinschaft Foto-
Marketing (MFM) ermittelt. Das Honorar für den 
Abdruck eines Fotos in einer Tageszeitung mit einer 
Auflage von 50.000 bis 100.000 liegt je nach Größe 
zwischen 50 und 150 Euro, bei einer Zeitschrift zwi-
schen 75 und 550 Euro. Das Honorar für eine bis 
zu 10 Sekunden lange Ausstrahlung eines Fotos im 
Fernsehen (auch dieses Recht kann Springer vermark-
ten) beträgt in einem Vollprogramm 135 Euro, in der 
TV-Werbung sogar 1.230 Euro.

Von erheblichem Wert sind die Honorare für 
Online-Nutzungen. Bei redaktionellen Angeboten 
(z.B. E-Paper) ist ein Honorar von 120 Euro bei freien 
bzw. 175 Euro bei kostenpflichtigen Angeboten und 
einer Nutzungsdauer bis zu 6 Monaten marktüblich, 
für elektronische Archive sind zusätzlich 70 Euro/110 
Euro anzusetzen. Bei sonstigen Onlinediensten liegt 
der Satz sogar zwischen 180 und 325 Euro pro Foto. 

Besonders hohe Honorare werden für die Nutzung 
von Werken in der Werbung fällig: Für Printanzeigen 
liegen die Honorare zwischen 205 und 4.020 Euro. 
Angesichts der umfassenden Vermarktungsmöglich-
keiten, die sich der Springer-Verlag mit seinen neuen 
Honorarbedingungen sichert, können so nennens-
werte Umsätze entstehen, an denen der Verlag die 
Urheber beteiligen kann, aber nicht muss.

Um beim Beispiel des Messefotos zu bleiben: 
Wenn die Autohändler das Motiv im Format DIN A 
5 auf die Titelseite eines Prospekts mit nur 100.000 
Exemplaren Auflage drucken, beträgt das marktübli-
che Honorar dafür 650 Euro. Für Anzeigen werden 
je nach Größe bei gleicher Auflage zwischen 650 und 
1.760 Euro weiteres Honorar fällig. 

Schließlich billigt sich Springer auch noch eine 
Zahlungs frist von sechs Wochen zu. Viele Freie, die 
Monat für Monat ihre Rechnungen pünktlich bezah-
len müssen, bekommen damit ein echtes Liquiditäts-
problem. Wenigstens müssen sie sich keine Sorgen 
um die Zahlungsfähigkeit ihres Auftraggebers machen. 
Springer gab für das Geschäftsjahr 2006 erneut ein 
Rekordergebnis bekannt. Der Jahresüberschuss stieg 
auf 291 Millionen Euro. Ein Bruchteil davon für ange-
messene Honorare der Freien – und das Problem wäre 
für beide Seiten zufriedenstellend beigelegt. �Q

REGELN FÜR DEN UMGANG MIT KUNDEN

Erstmalige Zusammenarbeit: Informieren Sie sich, ob Ihr Kunde (z.B. Verlag, Sender) mit allgemeinen Honorarbedingungen und -listen arbeitet, 
und machen Sie sich vor Beginn der Zusammenarbeit die Mühe, diese Unterlagen durchzulesen. Recherchieren Sie den üblichen Umfang der Nutzung 
durch ihren Kunden. Prüfen Sie z.B. bei Zeitungen, ob und wie lange das Blatt seine Beiträge auch als E-Paper ins Internet stellt, ob und wie die 
Beiträge archiviert werden oder ob Kooperationen mit Dritten bestehen. Erst danach können Sie Ihr Honorar angemessen bewerten. Wenn Sie eigene 
AGB benutzen, geben Sie diese dem Kunden nachweisbar bekannt. Aber Vorsicht: Verwendet auch der Kunde AGB und stehen die Bedingungen im 
Widerspruch, ist eine ausdrückliche Klärung der Konditionen erforderlich, die schriftlich fixiert werden sollte.
Spätere Änderungen: Lesen Sie die Post von Ihren Kunden vollständig. Insbesondere Honorarabrechnungen werden mitunter neue Honorarbe-din-
gungen beigefügt, die dann verbindlich werden können, wenn Sie nicht widersprechen. Organisieren Sie sich in diesem Fall mit anderen Betroffenen. 
Wenn Freie vereint widersprechen, sinkt die Gefahr, zukünftig von Aufträgen ausgeschlossen zu werden.         Endress Wanckel
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Mit dem Kodex    
Ein Journalistik-Professor und Bild-Blog beschwerten sich beim 
Deutschen Presserat gleich in Serie. Dies provozierte heftige 
Gegenwehr des Bild-Herausgebers Kai Diekmann.

VON HORST SCHILLING

I
n der Präambel der Publizistischen Grundsätze 
heißt es, die Berufsethik räume jedem das Recht 
ein, sich über die Presse zu beschweren. Bild-
Herausgeber Kai Diekmann möchte aber festge-

stellt wissen, dass doch nicht jedermann die Freiwillige 
Selbstkontrolle der Printmedien in Anspruch nehmen 
darf. Journalistik-Professoren nicht und Bild-Blogger 
schon gar nicht.

Der Masterstudiengang Journalismus an der 
Mainzer Universität klärt seit jeher die Teilnehmer an 
seiner Lehrredaktion über Fragen der aktuellen Recht-

spre chung so-
wie der jour-
n a l i s t i s c h e n 
Berufs ethik auf. 
Im vergange-
nen Jahr ging 
Professor Volker 
Wolff dabei 

neue Wege. Spontan regte er 18 Studentinnen und 
Studenten seines Studienganges an, in den Kiosken 
der Stadt mutmaßliche journalistische Fehlleistungen 
aufzuspüren. Mögliche Kodexverstöße sollten dem 
Deutschen Presserat zur Prüfung vorgelegt wer-
den. Um spätere Bewerbungen des journalistischen 
Nachwuchses vor denkbaren Repressalien der betrof-
fenen Verlagshäuser zu schützen, erklärte sich der 
Professor bereit, als offizieller Beschwerdeführer zu 
fungieren. 

120 Beschwerden aus Mainz
Die Mainzer Studenten wurden mehr als einmal 
fündig. Professor Wolff reichte im Jahr 2006 in meh-
reren Schüben rund 120 Beschwerden über unter-
schiedliche Publikationen ein. Ein großer Teil davon 
wurde in der Vorprüfung durch den Presserat als 

geringfügig eingestuft, beigelegt oder als offensicht-
lich unbegründet zurückgewiesen. 41 gelangten in 
die Beschwerdekammern.

Diese »Masseneingabe« hielt Bild-Herausgeber Kai 
Diekmann für unzulässig. Er sah die Gefahr einer 
eklatanten Wettbewerbs- bzw. Image-Verzerrung, 
wenn hierdurch Bild oder die anderen betroffenen Ti-
tel in der Zahl der gegen sie eingelegten Beschwerden 
statistisch weit nach oben schössen. Diekmann warf 
Professor Wolff einen Missbrauch des Presserates 
vor, weil er diesen dazu benutze, die ihm eigentlich 
selbst obliegende Arbeit zu erledigen, nämlich seinen 
Studenten ethische Grundsätze des Journalismus 
in Fallbeispielen zu erläutern. Sollten weitere 
Professoren oder andere, verlagsnahe journalistische 
Ausbildungsstätten auf vergleichbare Ideen kommen, 
wären die Beschwerdekammern des Presserates 
augenblicklich lahmgelegt.

Anwältin: Missbrauch des Beschwerderechts
Diekmann fügte seinem Einspruch eine Stellungnahme 
der Medienanwältin Dorothee Bölke bei, die von 
1987 bis 1991 Geschäftsführerin des Deutschen 
Presserates gewesen ist. Bölke sieht die Masse und 
die Art der Beschwerden aus Mainz von Satzung, 
Beschwerdeordnung und Pressekodex nicht gedeckt.

Bei diesen Vorgängen handele es sich um fiktive 
Streitigkeiten, nicht aber um eine Auseinandersetzung 
mit der Berufsethik, zu der sich die Verlage durch 
freiwillige Unterwerfung gegenüber dem Deutschen 
Presserat verpflichtet hätten. In der Präambel 
des Pressekodex sei zwar festgehalten, dass die 
Berufsethik »jedem das Recht einräume, sich über 
die Presse zu beschweren«. Gleichzeitig sei aber auch 
verbrieft, dass zur Berufsethik der Presse gehöre, »im 
Rahmen der Verfassung und der verfassungskonfor-

Kai Diekmann hält »Massen-
eingaben« für unzulässig und 

befürchtet eine eklatante Image- 
und Wettbewerbsverzerrung. 
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   ernst gemacht    
men Gesetze das Ansehen der Presse zu wahren und 
für die Freiheit der Presse einzustehen«.

Die Beschwerden des Universitätsprofessors lägen 
außerhalb des rechtlichen, insbesondere des verfas-
sungsrechtlichen Rahmens. Mit seinen Beschwerden 
gehe es dem Journalistik-Lehrer offenkundig nicht um 
das Aufzeigen von Missständen, sondern darum, beim 
Presserat Vorgänge zu erzeugen, um diese für seine 
Tätigkeit in Wissenschaft und Lehre einzusetzen.

Er gebe somit dem Presserat und den betrof-
fenen Verlagen Arbeiten für die Gestaltung sei-
ner Lehrtätigkeit auf, die er sich selbst erspare. 
Den Forschungs- und Lehrbedürfnissen könnte 
durch Recherche im Archiv des Presserates auf der 

Grundlage authentischer Fälle genügt werden. Es 
bedürfe nicht der eigenen Beschwerdetätigkeit, um 
ein Presserats-Verfahren vollständig einsehen und ana-
lysieren zu können. Da dem Beschwerdeführer die 
Beschwerdeberechtigung fehle und seine Anrufung 
des Deutschen Presserats missbräuchlich sei, seien die 
Beschwerden als unzulässige Aktion gegen die freie 
Berichterstattung zurückzuweisen.

Plenum und Beschwerdekammern des Presserats 
bewerteten die Beschwerden von Professor Wolff 
jedoch als zulässig. »Ich erkenne hierin bislang kei-
nen Missbrauch des Beschwerderechts, denn neben 
wissenschaftlichen und Ausbildungszwecken verfolgt 
hier der Wissenschaftler auch ein presseethisches 

Drei Beispiele aus dem 
Beschwerdebündel der Mainzer 
Journalistik-Studierenden.
Links: Bild vom 17. Mai 2006. 
Rechts: Bild vom 30. Mai 2006. 
Unten: Bild vom 27. Juni 2006.
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Anliegen«, erklärt Lutz Tillmanns, Geschäftsführer 
des Presserats. »Trotz dieses ungewöhnlichen 
Vorgehens und der grundsätzlichen Bedenken einzel-
ner Beteiligter hat der Presserat die Vorgänge einzeln 
geprüft und entschieden.« Da die Rechtsabteilung des 
Springer-Verlags zu den Beschwerden aus Mainz auch 
in der Sache Stellung genommen hatte, wurden 14 
Mainzer Beschwerden über Veröffentlichungen in der 
Bild-Zeitung zügig abgearbeitet.

Landarzt keine Person der Zeitgeschichte
Eine nicht-öffentliche Rüge erhielt das Blatt, weil es 
am 17. Mai 2006 über eine Selbsttötung nicht zurück-
haltend berichtet hatte. Ein Landarzt hatte seine Frau, 
seinen zehnjährigen Sohn und sich selbst erschossen. 
Bild zeigte die Fotos der Toten und pixelte nur das Foto 

des fünfjährigen 
Sohnes, der das 
Familiendrama 
überlebt hatte. 
Kammer 2 stell-
te dazu fest, 
dass die öffent-
liche Funktion 

und gesellschaftliche Stellung eines Landarztes die-
sen noch nicht zu einer Person der Zeitgeschichte 
und damit den Vorgang nicht zu einem Ereignis der 
Zeitgeschichte qualifiziere.

Mit einer öffentlichen Rüge wurde Bild bedacht, 
weil sie am 27. Juni 2006 gemeldet hatte, eine Frau 
habe sich aus Verzweiflung über die Höhe ihrer 
Mietschulden aus dem achten Stock eines Hochhauses 
gestürzt und einen spektakulären Feuerwehreinsatz 
ausgelöst. Dem Beitrag war ein Foto der Betroffenen 
beigestellt. Auf einem weiteren Foto war die abge-
deckte Leiche rot umkreist. Kammer 1 erklärte dazu, 
auch eine unter den Augen der Öffentlichkeit began-
gene Selbsttötung rechtfertige eine identifizierende 
Berichterstattung ohne ein begründetes Interesse an 
dem Ereignis nicht.

Eine nicht-öffentliche Rüge löste ein Bild-Artikel 
vom 22. Mai 2006 aus. Eine 23-jährige Mutter hatte 
ihr neugeborenes Kind erstickt und in den Müll 
geworfen. Ein großformatiges Bild zeigte die Frau auf 
dem Weg zum Haftrichter. Kammer 2 konnte dem 
Argument der Springer-Rechtsabteilung, der gesenk-
te Kopf und die geschlossenen Augen machten die 
Betroffene nicht identifizierbar, nicht folgen. Eine 
weitere nicht-öffentliche Rüge resultierte gleichfalls 

aus einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts. In der 
Bild-Zeitung vom 30. Mai 2006 hatten die Mainzer 
Studenten die Schilderung einer Schulhofrangelei 
entdeckt. Danach ist eine Lehrerin bei dem Versuch, 
den Streit zu schlichten, durch den Faustschlag eines 
Schülers verletzt worden. Die Lehrerin wurde gepi-
xelt, der Tatverdächtige ungepixelt abgebildet.

Wie die Rechtsabteilung des Verlages mitteilte, hät-
ten die Eltern des Schülers die Veröffentlichung des 
Fotos gebilligt und nicht auf einer Anonymisierung 
durch Pixelung oder Augenbalken bestanden. Im 
Hinblick auf die Strafunmündigkeit des Tatverdächtigen 
erkannte die Kammer 2 eine Verantwortung der 
Redaktion, das Foto des Zwölfjährigen unabhängig von 
der Einlassung der Eltern unkenntlich zu machen.

Bezogen auf Veröffentlichungen in der Bild-Zeitung 
ergab das Mainzer Beschwerdepaket noch drei 
Missbilligungen und zwei Hinweise. Eine Beschwerde 
war begründet, führte aber zu keiner Maßnahme. Je 
zwei Beschwerden waren unbegründet oder wurden 
vertagt.

Weitere 37 Beschwerden der Mainzer Studenten 
gegen andere Zeitungen und Zeitschriften veran-
lassten den Presserat zu fünf öffentlichen Rügen 
(Merian, TV Spielfilm, Top Magazin, Freizeit-Revue 
und Myself), einer nicht-öffentlichen Rüge (TZ), 
fünf Missbilligungen (Stern, Prisma, TV Spielfilm, 
Glamour und Unicum) und vier Hinweisen. Zwölf 
Beschwerden waren unbegründet.

»Das ist mein Job«
Professor Volker Wolff sieht sich als Hochschullehrer, 
der Journalisten ausbildet und damit einem öffentli-
chen Interesse dient, auch künftig in der Pflicht, ein 
ethisch korrektes Verhalten im Journalismus anzumah-
nen und erkennbare journalistische Fehlleistungen auf-
zudecken: »Das ist mein Job!« Wolff hält den Vorwurf 
eines Missbrauchs der Freiwilligen Selbstkontrolle 
für absurd und will ungeachtet der Kritik aus dem 
Hause Springer in seinem Engagement und seiner 
Aufmerksamkeit nicht nachlassen.

Im nächsten Semester werde sich seine 
Lehrredaktion erneut auf die Suche nach 
Kodexverstößen begeben, diese aber noch sorgfälti-
ger als bisher prüfen, bevor es zu einer Beschwerde 
komme. »Wir werden uns bemühen, den Presserat 
nicht zusätzlich zu belasten«, erklärte der Professor, 
dessen Aktion inzwischen auch Zustimmung gefun-
den hat. So ermunterte ihn eine Redaktionsleiterin, 

Journalistik-Professor Wolff sieht 
im Aufdecken journalistischer 

Fehlleistungen seine ureigenste 
Aufgabe und will daran festhalten. 
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obwohl ihre Zeitschrift auf Grund einer Mainzer 
Beschwerde mit einer Missbilligung bedacht worden 
war, sich in seinen Seminaren »noch viel mehr« kri-
tisch mit den Gepflogenheiten in der journalistischen 
Praxis zu befassen.

Bild fürchtet sich nicht
Auf Ablehnung stießen im Springer-Verlag auch 
die zunehmenden Aktivitäten eines weiteren 
Beschwerdeführers. Bild-Blog, dessen Ziel es ist, die 
Öffentlichkeit darüber aufzuklären, wie Bild »täg-
lich gegen journalistische, juristische und ethische 
Standards verstößt«, legte im vergangenen Jahr dem 
Presserat sieben Veröffentlichungen des Blattes vor.

»Es erschien uns eine konsequente Fortsetzung 
unserer Arbeit, in einigen Fällen, die uns entweder 
exemplarisch oder besonders gravierend erschie-
nen, den Presserat anzurufen«, begründet Stefan 
Niggemeier seine Beschwerden. Zum einen woll-
te er auf diese Weise das Urteil des zuständigen 
Selbstkontrollgremiums erfahren. Zum anderen wollte 
er auf diesem Wege öffentliche Aufmerksamkeit »für 
die Abgründe« der Bild-Berichterstattung herstellen.

Bild fürchte sich nicht vor der Kritik der Bild-
Blogger, kommentierte Herausgeber Kai Diekmann. 
Missachtung elementarer Verfahrensgrundsätze aber 
dulden zu müssen, um im Ergebnis das Internet-

Angebot der Blogger zum eigenen Nachteil sogar noch 
zu bedienen, sprenge die Grenzen der Toleranz. 

Die vorliegende Beschwerde diene dem einzigen 
Zweck, Stoff zu liefern, mit dem das – inzwischen 
kommerzielle – Internet-Angebot des Beschwer-
deführers inhaltlich gefüllt und attraktiv gemacht 
werden solle. Die Bild-Blogger, so Diekmann, insze-
nierten mit ihrer Beschwerde ihren künftigen Web-
Inhalt. Eine Instrumentalisierung des Presserats unter 
Verletzung der Verfahrensordnung und von rechts-
staatlichen Grundsätzen zum Nachteil von Bild sei 
nicht zu akzeptieren.

Springer sieht kommerzielle Motive
Nach Eingang der sechsten Beschwerde erneuerte 
die Rechtsabteilung des Springer-Verlages den Antrag, 
die Beschwerde wegen offensichtlichen Missbrauchs 
nicht zu behandeln und zurückzuweisen. Nach der 
Präambel des Pressekodex sollten alle Journalisten ihre 
publizistischen Aufgaben unbeeinflusst von persönli-
chen Interessen und von sachfremden Erwägungen 
wahrnehmen.

Gegen diesen Grundsatz verstießen die Journalisten 
der B-Blog GbR, indem sie den Presserat mit einer 
Flut von kommerziell, also sachfremd motivierten 
Beschwerden anriefen, um daraus Stoff für ihre 
Berichterstattung zu gewinnen. Damit verbunden sei 

PRESSERAT BEUGT BESCHWERDE-MISSBRAUCH VOR 

Die Einsprüche des Bild-Herausgebers Kai Diekmann gegen die Beschwerdebündel des Mainzer Journalistik-Professors Volker Wolff und 
des Bild-Blog-Autors Stefan Niggemeier bleiben nicht ohne Folgen für die Beschwerdepraxis. So will der Deutsche Presserat künftig 
verhindern, dass Beschwerdeführer die Freiwillige Selbstkontrolle für ihre eigenen Zwecke instrumentalisieren. Der Trägerverein des 

Presserats einigte sich darauf, eine sogenannte Missbrauchsklausel zusätzlich in die Beschwerdeordnung aufzunehmen. Demnach sollen die 
Beschwerdekammern prüfen, ob im Einzelfall Anhaltspunkte für einen offensichtlichen Missbrauch des Beschwerderechts vorliegen. Erst wenn 
sie solche erkennen, betrauen sie antragsunabhängig das Plenum des Presserats mit der abschließenden Entscheidung über den Missbrauch. Nach 
Ansicht der Mitglieder des Trägervereins handelt es sich bei der Formulierung »offensichtlich missbräuchlich« zwar um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff. Dieser müsse deshalb gegebenenfalls aufgrund einer entsprechenden Entscheidungspraxis des Plenums konkretisiert werden.

Neu in der Beschwerdeordnung:
§ 2, Abs.1: Anonyme oder offensichtlich missbräuchliche Beschwerden werden nicht behandelt.
§ 3, Abs. 4: Erkennt der Beschwerdeausschuss Anhaltspunkte für einen offensichtlichen Missbrauch des Beschwerderechts, gibt er die Be-schwer-
de zur abschließenden Entscheidung über die Missbräuchlichkeit an das Plenum des Deutschen Presserats ab.
§ 4, Abs.1: (Das Plenum des Deutschen Presserats ist für alle Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung zuständig.) Es entscheidet außerdem 
abschließend, ob ein offensichtlicher Missbrauch des Beschwerderechts vorliegt. Horst Schilling
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eine Verfälschung der Beschwerdestatistiken, wodurch 
zugleich das Wahrhaftigkeitsgebot verletzt werde. 
Analog zu gerichtlichen Auseinandersetzungen fehle 
der B-Blog GbR ein Rechtsschutzbedürfnis für die 
Durchführung der Verfahren. Gebiete der Presserat 
der missbräuchlichen Anrufung nicht Einhalt, riskiere 
er, sich selbst lahmzulegen. 

Die Mitglieder des Plenums erachteten die 
Beschwerden der B-Blog GbR unter Berufung auf den 
Wortlaut der aktuellen Beschwerde ordnung einstim-

mig als zulässig 
und baten die 
z u s t ä n d i g e n 
Beschwerde-
kammern, die-
se weiter zu be-
handeln und ge-
gebenenfalls zu 

entscheiden. »Auch in diesen Fällen erkenne ich kein 
missbräuchliches Verhalten des Beschwerdeführers«, 
so Lutz Tillmanns.

Die Kammer 2 stellte fest, das der B-Blog GbR 
nicht abgesprochen werden könne, dass sie – neben 
gewerblichen und eigennützigen – auch presseethische 
Zwecke verfolge. Die Beschwerdeordnung gestalte die 
Beschwerdebefugnis als »Jedermann«-Recht aus, ohne 
gleichzeitig mitverfolgte Zwecke oder Motive, die 
einen Beschwerdeführer leiten, zu qualifizieren. 

Sechs der sieben Blogger-Beschwerden überstan-
den die Vorprüfung und gelangten zur Klärung des 
Sachverhalts in die Kammern. Diese sprachen gegen 
Bild ungeachtet der Einsprüche zwei Missbilligungen 
und einen Hinweis aus. Drei Beschwerden wurden 
als unbegründet zurückgewiesen.

»Das ist der Rotkohl-Killer«
Die Blogger hatten dem Presserat eine Bild-Ausgabe 
vom 14. Januar 2006 vorgelegt, in dem unter der 
Überschrift »Das ist der Rotkohl-Killer« berich-
tet wird, dass ein 17 Monate alter Säugling an 
Überfütterung mit Rotkohl gestorben sei. Der Freund 
der Mutter, der mit einem Foto vorgestellt wird, habe 
dem kleinen Justin so lange Rotkohl in den Mund 
gepresst, bis das Kind keine Luft mehr bekommen 
habe. B-Blog verwies darauf, dass der Betroffene kein 
Geständnis abgelegt habe, sondern die Vorwürfe 
bestreite.

Die Staatsanwaltschaft werfe dem Mann auch 
nicht vor, das Kind gefüttert zu haben. Diese Tat 

lege die Anklage allein der Mutter zur Last. Der 
Lebensgefährte soll dieser tödlichen Misshandlung 
»tatenlos zugesehen« haben. Die Kammer 2 begrün-
dete eine Missbilligung mit der Feststellung, dass 
die Kombination von Fotos, Überschrift, Bild- und 
Fließtext in dem Bericht über die Straftat nicht frei von 
Vorurteilen gegenüber dem seinerzeitigen Freund der 
Mutter sei. Bild hätte in Darstellung und Überschrift 
eine präjudizierende Stellungnahme wie »Killer« ver-
meiden müssen.

Auch Blogger haben Beschwerderecht 
Auch die Kammer 1 sah keinerlei Anhaltspunkte 
für einen konkreten Missbrauch des Beschwerde-
verfahrens durch B-Blog GbR. Nach der Beschwerde-
ordnung sei »jeder berechtigt, sich beim Presserat 
allgemein über Veröffentlichungen oder Vorgänge 
in der deutschen Presse zu beschweren«. Zweifellos 
fielen hierunter auch kommerzielle Betreiber von 
Online-Diensten, Blogger-Gemeinschaften bis hin zu 
Konkurrenzunter-nehmen. 

Die Kammer hatte sich mit der Kolumne 
»Blieswoods Lebensregeln« in der Bild-Ausgabe vom 
7. August 2006 zu beschäftigen. In dem Text wurde 
auf ein Fußballabo bei einem Pay-TV-Sender verwie-
sen. Das Angebot von 14,90 Euro im Monat sei »bil-
lig«. Der Hinweis enthielt zudem die Aufforderung 
»Schenken Sie sich ein TV-Abo von ....«. B-Blog GbR 
vermisste darin jegliche journalistische Distanz. Der 
Text könnte ohne weiteres einer Werbebroschüre des 
Unternehmens entstammen. Kammer 1 reagierte mit 
einer Missbilligung. Sie erkannte in der Kolumne werb-
liche Aussagen und eine deutliche Kaufaufforderung. 
Damit verlasse der Beitrag den Boden einer redaktio-
nellen Information des Lesers.

Stefan Niggemeier und sein Team glauben zwar 
»wie anscheinend auch der Presserat«, dass Bild-Blog 
das Recht hat, sich bei der Freiwilligen Selbstkontrolle 
zu beschweren. »Andernfalls wären wir gespannt 
darauf, wie Bild oder der Presserat erkennen oder 
verhindern wollten, wenn sich an unserer Stelle 
andere beschweren«, erklären die Internetanbieter, 
die aber noch nicht wissen, ob und in welchem 
Umfang sie in Zukunft von ihrem Beschwerderecht 
Gebrauch machen werden. »Das Verfahren erscheint 
uns frustrierend und langatmig, die Spruchpraxis 
undurchschaubar und die öffentliche Wahrnehmung 
der Entscheidungen minimal«, erläutert Niggemeier 
seine Zweifel.  �Q

»Das Verfahren erscheint uns 
frustrierend und langatmig, die 

Spruchpraxis undurchschaubar«, 
sagt Blogger Stefan Niggemeier.

Horst Schilling, 
ehemaliger 

Chefredakteur der 
Rhein-Zeitung, 

verfolgt regelmä-
ßig die Sitzungen 

des Deutschen 
Presserates, dem er 
12 Jahre angehörte.
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Was für eine glückliche Ehe: Das war der Tenor der Homestory, 
die das ebenso gutmütige wie erfolgreiche People-Magazin 
Schweizer Illustrierte (SI) über den Komiker Marco Rima 

und seine Frau brachte: »Starkomiker Rima und seine Christina 
– Marco beweist mir täglich seine Liebe«, kündigte das Heft aus dem 
Hause Ringier auf dem Titel an, und auf einer Doppelseite im Innern 
hieß es: »Bei ihr wird er ganz romantisch«. 

Fünf Wochen später weiß das Nachrichtenmagazin Facts, das 
im Konkurrenzverlag Tamedia erscheint, ganz anderes zu berichten: 
»Schauspielerin Nicole Allmann findet nicht lustig, was Komiker 
Marco Rima mit ihr trieb«. Er habe nämlich kurz vor der SI-
Homestory auch ihr in Berlin seine Liebe gestanden. Ähnliches 
in der ebenfalls zu Tamedia gehörenden SonntagsZeitung , die 
sich beeilte, dem Schweizer Publikum die ihm bisher entgangene 
Schauspielerin Nicole Allmann umfangreich vorzustellen. Rima 
hatte jedoch den Tamedia-Reportern keine Auskunft geben wollen. 
Blick und SonntagsBlick – beide Ringier – hatten es sich wiederum 
versagt, die Geschichte über den von der SI öfters betreuten Rima 
aufzunehmen. 

Rima beschwerte sich beim Presserat über die Verletzung seiner 
Intimsphäre. Der Komiker begründete seine Beschwerde mit der 
Anrufung von Journalistenpflicht-Ziffer 7, wonach die Privatsphäre 
zu respektieren sei, soweit öffentliches Interesse nicht das Gegenteil 
verlange. Er habe sich von der Berichterstattungsabsicht der Facts-
Journalistin rechtzeitig in aller Form distanziert und deshalb kein 
Statement abgegeben – schon um seine Privat- und Intimsphäre 
zu schützen. Es bestehe kein öffentliches Interesse am angeblichen 
Liebesleben von Schauspielern. Eine Homestory sei keine Einladung 
an die Medien, sich nach deren Gutdünken an »Tisch und Bett« der 
Betroffenen zu setzen.

Tamedia sieht in Rimas Homestory nur PR-Absicht
In ihrer gemeinsamen Beschwerdeantwort rechtfertigten die beiden 
Tamedia-Titel ihr Vorgehen: Rima habe mit der Zelebrierung seines 
intimen Eheglücks eine PR-Absicht umgesetzt. Da müsse er sich 
gefallen lassen, dass andere in ihren Folgeberichten »vielleicht zu 
andern Schlüssen gelangten«. 

Der Presserat verwies zunächst auf seine lange Praxis in diesem 
Bereich. Sie ist verdichtet in Richtlinie 7.3., die unter Verweis auf 

die uralte »Goldene Regel« präzisiert: Auch Prominente haben ein 
Recht auf Privatsphäre; sie möchten nicht anders behandelt werden 
als Medienschaffende selber an deren Stelle. Zwar müssen sich 
Promis mehr und tiefere – auch unangenehme – Eingriffe in ihre 
Privatsphäre gefallen lassen als gewöhnliche Sterbliche, zumal sie 
meist in einer Art Dauersymbiose mit den Medien leben. Medien 
haben insbesondere dann ein Eingriffsrecht, wenn ein direkter 
Zusammenhang zwischen dem Privatbereich und der öffentlichen 
Funktion des Promis besteht.

Politiker 28 Jahre nach Geburt als Vater geoutet
Seltenes Beispiel: 24 Heures berichtete über den überraschenden 
Rücktritt einer populären Kommunalpolitikerin, wobei der Grund in 
der Tatsache liege, dass ihr namentlich genannter Fraktionschef das 
gemeinsame außereheliche Kind nicht mehr anerkenne. Für unzuläs-
sig hielt es der Presserat, 28 Jahre nach der Geburt eines außerehe-
lichen Kindes den überraschten Vater, einen bekannten Schauspieler, 
zu »outen« und ihn zur liebevollen Bejahung aufzufordern. Für 
unzulässig auch, dem damals bekannten Schweizer Botschafter in 
Berlin eine angebliche außereheliche Eskapade »nachzuweisen«. 
Beide Berichterstattungen aus der Intimsphäre hätten nichts mit der 
Berufssphäre zu tun gehabt. »Öffentliches Interesse« sei nicht mit 
Neugierde eines Teils der Öffentlichkeit gleichzusetzen. 

Auch Promis können letztlich selber bestimmen, wieweit sie 
die Öffentlichkeit an ihrem Privatleben teilnehmen lassen. Gewiss, 
ein Politiker, der seine Ehefrau in der Kampagne als Wahlhelferin 
einsetzt, muss sich auch Artikel über die Scheidung gefallen 
lassen. Doch damit lässt sich der behauptete Seitensprung eines 
verheirateten Schauspielers mit Ausmalung intimer Vorgänge durch 
einzelne Medien nicht vergleichen, denn hier besteht eben kein 
Zusammenhang zur beruflichen Tätigkeit – trotz der PR-Aspekte 
seiner Homestory. Im letzten Halbsatz liegt der Zündstoff dieser 
Stellungnahme (52/2006), um die die Kammer des Schweizer 
Presserats hart gerungen hat. Auch bei Personen des öffentlichen 
Lebens, die ihr Privatleben für die Medien innerhalb gewisser 
Grenzen zugänglich machen, ist nicht von einem gänzlichen Verzicht 
auf den Schutz der Privat- und Intimsphäre auszugehen.

Dr. Peter Studer ist Präsident
des Schweizer Presserates.

KEINE INTIMEN SEITENSPRUNG-BERICHTE

Trotz bestellter Eheglück-Story muss sich der Schweizer Komiker 
Marco Rima keine Berichte über mögliche Affären gefallen lassen.
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Realität schaffen   
Ein neues Buch enthüllt, wie das Gut-Böse-Schema während der 
Balkankriege der 90er Jahre zustande kam: Global agierende PR-
Firmen schufen die Images der Kriegsparteien – und noch mehr.

VON UWE KRÜGER

E
s war ein erstaunlich offenherziges 
Interview, das James Harff, Direktor der 
amerikanischen PR-Agentur Ruder Finn, im 
April 1993 dem Chefredakteur des französi-

schen Fernseh kanals France 2 gewährte. Unum-
wunden gab er zu, im Auftrag der kroatischen 
Regierung, der bosnischen Muslime und der Kosovo-
Albaner Falsch meldungen unter »einigen hundert 

Journa l isten, 
P o l i t i k e r n , 
Repräsen tanten 
von humanitä-
ren Orga ni sa-
tionen und Uni-
versitäts an ge-
hörigen« ver-

breitet zu haben. Ein besonderes Glanzstück sei es 
gewesen, die jüdischen Organisationen auf die Seite 
der Kroaten und Moslems zu ziehen, unter denen es 
in der Vergangenheit einen sehr realen und grausa-
men Antisemitismus gegeben hatte.

Die kürzlich erschienene Studie »Operation 
Balkan: Werbung für Krieg und Tod« des Marburger 
Politikwissenschaftlers Jörg Becker und der Publizistin 
und OSZE-Diplomatin Mira Beham ist die Fortsetzung 
dieses aufschlussreichen Interviews mit wissenschaft-
lichen Mitteln. Das Buch gibt einen tiefen Einblick 
in die Tätigkeit von PR-Agenturen während der 
Balkankriege und enthüllt, wie es dazu kommen 
konnte, dass fast die gesamte westliche Öffentlichkeit 
das Geschehen in Ex-Jugoslawien in derselben mär-
chenartigen Gut-Böse-Lesart wahrnahm: hier die von 
nationalistischem Wahn befallenen Serben mit einem 
Hitler-Milosevic an der Spitze, dort die friedlieben-
den, demokratischen und unschuldigen Slowenen, 
Kroaten, Bosnier, Albaner und Mazedonier.

Die Autoren haben für ihre Untersuchung der 
intransparenten PR-Welt eine faszinierende, bislang 
kaum bekannte Quelle abgeschöpft: eine Abteilung 
des US-Justizministeriums, die für die Einhaltung 
des Foreign Agents Registration Act (FARA) zustän-
dig ist. Der FARA verpflichtet »agents of foreign 
principals«, sprich PR-Agenturen mit ausländischen 
Kunden, zur Offenlegung ihrer Aktivitäten: welches 
Ziel verfolgt wird, welche Mittel eingesetzt werden, 
wie viel der Auftraggeber zahlt, von wann bis wann 
der Vertrag läuft. Verabschiedet wurde dieses Gesetz 
1938 als Antwort auf die Propagandatätigkeit Nazi-
Deutschlands in den USA.

Privatisierung der Außenpolitik
Das war eine Fundgrube für die Forscher. Auf diese 
Weise förderten sie 157 Halbjahresverträge zutage, 
die ex-jugoslawische Regierungen mit US-amerikani-
schen PR-Firmen zwischen 1991 und 2002 geschlos-
sen hatten. Insgesamt waren 31 verschiedene PR-
Agenturen mit dem Thema Ex-Jugoslawien beauf-
tragt, darunter weltweit führende wie die bereits 
erwähnte Ruder Finn, The Washington Group oder 
Jefferson Waterman International. Aus der Analyse 
der Verträge geht nicht nur hervor, dass die serbische 
Seite weit weniger Geld für PR in den USA ausgab 
als die Kriegsgegner Serbiens, sondern auch, dass sie 
später damit anfing und weit weniger konsistente 
Botschaften aussandte.

Denn das ist die Hauptaufgabe der PR: Die komple-
xe Welt in eine einfache Geschichte zu ver wandeln, 
in der die Guten gegen die Bösen kämpfen. Doch 
Becker und Beham machen auch deutlich, dass sich 
die Agenturen nicht darauf beschränken, die Realität 
der Öffentlichkeit zu verkaufen. Die Wahrheit ist: Sie 
sind bereits an ihrer Erschaffung maßgeblich beteiligt.

Im US-Justizministerium müssen 
PR-Agenturen, die für ausländische 

Kunden arbeiten, ihre Aufträge 
offenlegen – eine Fundgrube.
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  und verkaufen 
Nach Angaben von Ruder-Finn-Chef James 

Harff war die erste Leistung seiner PR-Agentur die 
Entwicklung eines politischen Programms für die 
Kosovo-Albaner. »1992 kam Präsident Rugova zum 
ersten Mal nach Washington. Wir trafen uns mit ihm 
und versuchten, ihm zu helfen bei dem, was er sagen 
wollte. Es war klar, dass die Kosovaren unsere Hilfe 
brauchten, um ihre Botschaft an die US-amerikani-
sche Wahrnehmungsweise anzupassen. Also, warum 
nicht eine Zehn-Punkte-Bill-of-Rights für das Kosovo 
entwerfen? Das ist es, was die Amerikaner verstehen. 
Und das taten wir auch.« Ruder Finn dachte sich die 
Forderung aus, dass das Kosovo ein UN-Protektorat 
werden solle, und die Washington Group begleitete 
die Kosovaren 1999 zur Konferenz von Rambouillet. 
Die Autoren resümieren, in den Balkankriegen seien 

»wesentliche Funktionen der Diplomatie von PR-
Agenturen wahrgenommen« worden, und sprechen 
von einer »Privatisierung der Außenpolitik«.

In deutsche Medien hatte die im Buch beschrie-
bene PR zumindest über die vier großen internatio-
nalen Nachrichtenagenturen (AP, UPI, AFP, Reuters) 
Eingang gefunden; »ob und wie die US-amerikanischen 
PR-Agenturen über ihre Netzwerke in Deutschland 
gewirkt haben, ist nicht nachzuvollziehen«, so 
Becker/Beham. Ihre einzige deutsche Primärquelle 
ist der bekannte PR-Praktiker Moritz Hunzinger, 
der freundlicherweise Einblick in sein damaliges 
Schaffen gewährte: zweiwöchentliche Treffen mit 
Verteidigungsminister Scharping während des Kosovo-
Krieges und intensive Medienberatung des serbischen 
Oppositionsführers Zoran Djindjic. �Q

»Aus den FARA-Dokumenten geht hervor, dass 
nicht nur James Harff und Ruder Finn, sondern 
alle anderen engagierten Agenturen mehrere 
Zielgruppen hatten, die sie mit diesen vereinfach-
ten Botschaften bekannt machten: Zuvorderst 
wurden relevante Kongress abgeordnete und poli-
tische Entscheidungsträger in der US-Ad-
ministration und in internationalen Insti tutionen 
(z.B. UN) ebenso wie die US-amerikanischen, 
aber auch die internationalen Medien an ge spro-
chen; dann folgten gesellschaftliche Multi pli ka-
toren wie think tanks, Akademiker und NGOs.

Die PR-Agenturen gaben die von ihnen erar-
beiteten Informationen an ihre Zielgruppen in 
folgender Form weiter: 

�Q  in  persönlichen  Kontakten  mit  Zielper-
sonen,
�Q in persönlichen Briefen an Zielpersonen,
�Q in schriftlichen Briefings,
�Q in regelmäßigen Info-Faxen,
�Q in Informationsbroschüren,
�Q in Press-Clippings,
�Q auf Pressekonferenzen,

�Q in Vorträgen vor einem ausgewählten 
Publikum,
�Q in vorformulierten und gezielt in den 
Medien platzierten Leitartikeln und Kom men-
taren,
�Q in vorformulierten offiziellen Statements 
und Kommuniqués der betreffenden Kunden,
�Q auf CONDEL-Reisen (Congressional Dele-
gation‘s Trips) in die Krisen-/Kriegsgebiete,
�Q auf Medientouren der ex-jugoslawischen 
Politiker durch die USA,
�Q auf organisierten Protestkundgebungen 
und -märschen.
Mit Hilfe dieser PR-Aktivitäten entstanden 

sich selbst verstärkende Informationskreisläufe, 
self fulfilling prophecies: Die PR-Agenturen schu-
fen Ereignisse, über die berichtet wurde, und sie 
platzierten vorformulierte oder redaktionell 
betreute Artikel mit den entsprechenden Kern-
botschaften in den Medien, um diese Bericht-
erstattung dann wiederum als Info-Material in 
Press-Clippings an Medien und andere Ziel-
gruppen zu verteilen. 

In vielen US-amerikanischen Medien ließen 
sich Berichte über von PR-Agenturen organisierte 
Reisen von Kongressabgeordneten nach Kroatien 
oder in das Kosovo finden, und hier stieß man 
dann auf die von den gleichen Agenturen gebrief-
ten Statements der US-amerikanischen Politiker, 
die an den Reisen teilgenommen hatten, nun 
in der Form als autoritative Augenzeugen des 
Geschehens. Nach dem Erscheinen solcher 
Artikel initiierten oder befürworteten die glei-
chen Politiker dann Appelle oder Resolutionen 
im Kongress, die danach wiederum von densel-
ben PR-Agenturen aufgegriffen und unterstützt 
wurden und über die die Medien dann wieder-
um berichteten. Ähnliche in sich geschlossene 
Informationskreisläufe der politischen Eliten 
kann man auch mit anderen Zielgruppen wie 
NGOs, think tanks oder Wissenschaftlern beo-
bachten.«

Jörg Becker, Mira Beham: Operation 
Balkan: Werbung für Krieg und Tod. Nomos, 
Baden-Baden 2006, 130 Seiten, 17,90 Euro. 

Hier: Seiten 31-32. 

LESEPROBE: WIE PR-AGENTUREN GESCHLOSSENE INFORMATIONSKREISLÄUFE SCHUFEN

S.096-097_rez_balkan.indd   97S.096-097_rez_balkan.indd   97 26.03.2007   17:17:59 Uhr26.03.2007   17:17:59 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



98

BÜCHER | MESSAGE-BESTENLISTE

���Q��2 / 2007

Top-Ten-Buch      
In jedem Quartal stellt Message die besten Bücher aus der Feder 
von Journalisten vor – ein Projekt des Instituts für Publizistik- und 
Kommunikationswissenschaft der Universität Wien.

1.Boris Reitschuster: Putins Demokratur. 
Wie der Kreml den Westen das Fürchten 

lehrt. Berlin: Econ Verlag 2006, 333 Seiten, 
19,95 Euro.
Dies ist das dritte Buch des 1971 geborenen 
Journalisten über das Land, in dem er seit 1988 lebt 
– ein Jugendaustausch machte ihn zum Russlandfan. 
Damals noch Übersetzer, Deutschlehrer und 
Dolmetscher, veröffentlichte er 1994 »Briefe aus 
einem untergehenden Imperium« (Dietz Verlag) und 
bekam vor zweieinhalb  Jahren durchweg glänzende 
Kritiken für das Werk »Wladimir Putin. Wohin steuert 
er Russland?« (Rowohlt Berlin).

Vor dem Hintergrund der Ereignisse der vergange-
nen Monate in Putins Land seit dem Erscheinen des 
Buches kann man es nur mit Erschrecken, ja Entsetzen 
lesen. Selbst die düstersten Analysen und Prognosen 
werden bestätigt. Erneut bestätigt sich die Qualität 
des Mediums journalistisches Buch: Seine Reportagen 
und Berichte vermitteln einen eindrucksvollen 
Mehrwert, weil Boris Reitschuster gerade darüber 
schreibt, was  sonst  tabuisiert wird. Kollegen haben 
ihn gewarnt – vergeblich: »Ich habe ihre Mahnungen 
in den Wind geschlagen. Weil ich Dinge erlebt habe, 
die ich früher für kafkaeske Übertreibungen oder 

Ausgeburten orwellscher Fantasien gehalten hätte. 
Als Journalist muss man darüber berichten oder den 
Beruf wechseln.«  (S.11)  Angesichts der Offenheit sei-
ner Homepage www.reitschuster.de und dieses nicht 
anders als erschütternd zu nennenden Blicks hinter 
die Propagandafassade dieser Demokratur bleibt als 
einziger Trost: Noch lebt dieser Journalist als Leiter 
des Focus-Büros in Moskau.       �Q

2.Lindlau, Dagobert: Reporter. Eine Art 
Beruf. München, Zürich: Piper Verlag 

2006, 366 Seiten, 23,60 Euro.
»Die Wirklichkeit braucht oft mehr Platz, als 
Zeitungen oder Sender herausrücken.« (S.9) Diesen 
Satz notiert Dagobert Lindlau gleich auf der ersten 
Seite seines Werkes. Es ist ein Schlüsselsatz nicht nur 
für sein Buch, sondern dafür, warum Journalisten 
überhaupt (und wohl immer häufiger) das alte, lang-
same Medium Buch nutzen. Nur dieses ermöglicht 
ihnen, (so gut wie) frei von den üblichen medialen 
Imperativen des Raumes, der Zeit, der Konkurrenz 
und dem branchenüblichen »Hinters-Licht-Führen« 
(S.9) ihre journalistische Wahrheit zu protokollieren.

Den allergrößten Nutzen können aus diesem Buch 
sicherlich praktizierende und angehende Reporter aller 
Genres und Medien gewinnen. Lindlau schreibt nicht 
über sein Handwerk, sondern erzählt von ihm: Wie er 
an seine Recherchen kam, wie man verhindert, den 
professionellen Täuschern auf den Leim zu gehen, 
was man vom amerikanischen Journalismus lernen 
kann, warum man selbst in gefährlichen Milieus nur 
ausnahmsweise in Todesangst leben muss, warum 
man manchmal gegen falsche Zeugen nicht gefeit ist, 
wie es zu einer falschen Berichterstattung kommen 
kann und Dissidenten unbrauchbare, ja brandgefähr-
liche Quellen sind (siehe Irak).

Dieser Reporter war und ist in der Tat mehr als 
»nur«  ein Reporter, deshalb also im Titel »eine Art 

»Viele der politischen Unsitten, die in Moskau zu beobachten sind, breiten sich 
schleichend auch bei uns aus. Beim Schreiben dieses Buches machte ich eine völlig 
neue Erfahrung: Bisher war es Brauch in Deutschland, dass Politiker aus Achtung 
vor der Meinungsfreiheit nur in besonderen Ausnahmefällen gegen kritische 
Äußerungen und Berichte vor Gericht zogen. Altkanzler Gerhard Schröder dagegen 
ist so schnell bei der Hand mit dem Einschalten von Anwälten, dass jeder Autor 
gut daran tut, vorab ein juristisches Gutachten einzuholen (...). Bei der juristischen 
Prüfung der Passagen über Gerhard Schröder in diesem Buch spürte ich zum ersten 
Mal am eigenen Leib, was wohl in meinen russischen Kollegen vorgeht (...).« 

(Boris Reitschuster: Putins Demokratur. Wie der Kreml den Westen das Fürchten 
lehrt. Berlin: Econ Verlag 2006, S.13f.)
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   journalismus
Beruf«. Solche Kunst der Reportage ist anders als 
bloßes Handwerk: eine Haltung, eine universelle 
Empathie, eine omnipräsente Sensibilität und eine 
intellektuelle Unbestechlichkeit, die sonst bestenfalls 
in der Autonomie einer künstlerischen oder schriftstel-
lerischen Existenz gelingt.                                  �Q

3.Adam Soboczynski: Polski Tango. Eine 
Reise durch Deutschland und Polen. 

Berlin: Gustav Kiepenheuer Verlag 2006, 207 
Seiten, 17,90 Euro.
»Polski Tango« ist ein Journalistenbuch, das unterhält 
und informiert, das aus sehr persönlicher Sicht die 
Identitätssuche des Autors beschreibt. Und »Polski 
Tango« ist ein besonders gelungener Titel: Schwer und 
voll Sentiment ist sie, diese polnische Tangomusik, 
und zudem muss es richtig heißen: »Polskie«, korri-
giert ihn ein Lehrer in der Krakauer Kneipe »Piekny 
Pies«. Die Beschreibung solcher Szenen beherrscht 
Soboczynski, in ihnen findet er seine Rolle: ein hei-
matlos Reisender, verloren zwischen zwei Kulturen 
und doch in beiden zu Hause.

Der 1975 in Torun geborene Zeit-Autor und Axel-
Springer-Preisträger Adam Soboczynski kam Anfang 
der 80er Jahre nach Deutschland. Nach 20 Jahren 
reiste er jetzt in die Orte und zu den Menschen seiner 
Kindheit in Polen und zurück nach Deutschland. Wie 
er dabei zwischen Information, Witz und Emotion 
balanciert, wie er auf subtile Weise Klischees mit kon-
kreten Menschen konfrontiert, macht den Band auch 
zu einem wunderbar europäischen Buch.     �Q

Unser Spezialtipp: Fremdsprachiger Journa-
lismus in der Übersetzung.
Chen Guidi / Wu Chuntao: Zur Lage der chi-
nesischen Bauern. Eine Reportage. Frankfurt 
am Main: Verlag Zweitausendeins 2006, 600 
Seiten, 39,90 Euro.
Wer nach fast 600 Seiten dieses Buch schließt, dem 
könnte der Satz von Max Weber einfallen: »Dass 
eine wirklich gute journalistische Leistung min-
destens so viel ‚Geist‘ beansprucht wie irgendeine 
Gelehrtenleistung (...) ist jedermann gegenwärtig.« 
Nach dieser Reportage – der Ernte mehrerer Jahre 

immenser Recherchen, tausender Interviews und 
brillanter Darstellung (hervorragend übersetzt von 
Hans Peter Hoffmann!) – würde dieses Urteil zwei-
fellos den Gelehrten schmeicheln. Chen Guidi und 
Wu Chuntao zeigen eine andere gesellschaftliche 
Wirklichkeit, als dies die vielen Bücher mit der »China 
boomt«-Botschaft tun. Sie beschreiben das Leben der 
Bevölkerung außerhalb der großen Städte und abseits 
der Industrie, das Leben der 900 Millionen Bauern, 
Land- und Wanderarbeiter, über deren Lage selbst die 
Bewohner von Peking oder Schanghai wenig wissen. 

Dass dem Autorenduo ein wichtiges Buch gelun-
gen ist, zeigte sich an der großen Nachfrage nach dem 
Erscheinen, allerdings wurde eine zweite Auflage in 
China durch die Zensurbehörde verhindert, es kur-
siert seither millionenfach in Raubkopien und gewann 
international höchste Reputation. Wer mit dem Begriff 
»Jahrhundertreportage« nichts anfangen kann: Mit 
diesem großen Werk könnte sich das ändern.       �Q

PLATZ 4 BIS 10
4. Werner Biermann: Strauß. Aufstieg und Fall einer 
Familie. Berlin: Rowohlt 2006, 352 Seiten, 19,90 Euro.

5. Daniel Schäfer: Die Wahrheit über die Heuschrecken. 
Wie Finanzinvestoren die Deutschland AG umbauen. 
Frankfurt am Main: Frankfurter Allgemeine Buch 2006, 
216 Seiten, 25,60 Euro. 

6. Tom Buhrow/Sabine Stamer: Mein Amerika – Dein 
Amerika. Reinbek: Rowohlt 2006, 287 Seiten, 19,90 Euro.

7. Leo Müller: Ackermanns Welt. Ein Tatsachenbericht. 
Reinbek: Rowohlt 2006, 255 Seiten, 19,90 Euro.

8. Hannes Hintermeier: Ein Dorf wird Papst. Glaube, 
Heimat, Hoffnung in Marktl am Inn. München: Hanser  
2006, 237 Seiten, 16,90 Euro.

9. Dieter Sauter: Im Land des Hamam. Begegnungen in 
der unbekannten Türkei. München: Herbig 2006, 221 
Seiten, 17,90 Euro. 

10. Friedrich Schneider/Helmut Badekow: Ein Herz 
für Schwarzarbeiter. Warum die Schattenwirtschaft 
unseren Wohlstand steigert. Berlin: Econ 2006, 172 
Seiten, 18,50 Euro.

Zusammengestellt 
von Prof. Dr. 
Hannes Haas 
und emer. Prof. 
Dr. Wolfgang R. 
Langenbucher.

Wolfgang R. 
Langenbucher ist 
Beiratsmitglied 
von Message.
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Auslandsjournalismus

UNTERWEGS IN DER 
ENDLOSSCHLEIFE
»Dilettanten unterwegs« von Sybille Hamann;
Picus Verlag, Wien; erste Auflage 2007; 
168 Seiten; Preis: 14,90 Euro; ISBN: 978-
3854526209

Sibylle Hamann schreibt sehr gut. Der Heraus-
geber ihres Buches, Wolfgang R. Langenbucher, 
meint im Vorwort gar begeistert, sie sei auf 

den Höhen angekommen, wo ihre Arbeit als 
Kulturleistung wahrgenommen werde. Darüber kann 
man zwar streiten, aber Hamann, Redakteurin des 
Wiener Nachrichtenmagazins profil, liefert mit ihren 
»Vorlesungen zur Poetik des Journalismus« eine 
gelungene Reflektion, ein Sittengemälde über den 
Zustand des Auslandsjournalismus. Erfrischend ehr-
lich und offen hinterfragt sie darin ihr Treiben als 
Reporterin, als Parashooter in der Endlosschleife 
medialisierter Krisen und Kriege.

Hamann reflektiert aktuelle Journalismusdebatten, 
vom Einfluss der PR über »embedded journalism« bis 
hin zur Macht der Bilder, indem sie mit dem Leser 
rund um den Globus zieht und ihre Praxiserfahrungen 
in Bosnien, Burkina Faso oder dem Irak mit manch 
klugen bis provokanten Gedankengängen verwebt 
(eigenen und denen von Rychard Kapuscinski oder 
Bartholomäus Grill). »Journalismus ist notwendiger-
weise Improvisation, Pfusch, der Umgang mit Unvoll-
kommenheiten, die sich permanent ändern«, lautet 
eine ihrer Kernaussagen über die Dilettanten.

Zur Edelfeder wird Hamann unterdes nicht, weil 
sie dem Leser mit ein paar gut geschriebenen Absätzen 
das Gefühl unterjubelt, den Wahnsinn Ruandas ver-
standen zu haben oder esoterisch kurzschließt, Karl-
Heinz Böhm wandele in Äthiopien auf irgendeinem 
»leuchtenden Pfad der Erkenntnis«. Wirklich stark 
wirkt die Journalistin dort, wo ihre unterschwellige 
Wut durchbricht, wo sie schwach wird. Dort, wo 
sie ihr »Plädoyer für das Räudige, für das Unfertige« 
hält, wo sie die Hohlwege der Konventionen verlässt, 
etwa indem sie erzählt, wie ihr in Afghanistan die 
Sicherungen durchbrannten.

Es lohnt sich, mit Hamann eine Reise durch ihre 
journalistischen Erfahrungen zu unternehmen, die 
sie während ihrer Krisengebiets-Stippvisiten sam-
melte. Es lohnt sich, mit ihr der Frage nachzugehen, 

»warum so viel Scheiße in der Zeitung steht.« Ein 
Teil der Antwort findet sich bereits in der Überschrift 
ihrer Vorlesungen, denn dort gesellen sich zwei Dinge 
zueinander, die eigentlich nichts miteinander zu tun 
haben dürften – der Journalismus und die Poetik, die 
Lehre der Dichtkunst. 

Lutz Mükke ist Redakteur bei Message.

Journalismus/PR

INHALT IST DAS BESTE REZEPT
»Die Pressemitteilung« von Wolfgang Zehrt;
Universitätsverlag Konstanz (uvk); erste 
Auflage 2007; 200 Seiten; Preis: 24,90 Euro; 
ISBN: 978-3896694942

VON ROLF WESTERMANN

Die Papierkörbe in den Redaktionen sind groß. 
Da die meisten Pressemitteilungen dort lan-
den, zerbrechen sich PR-Leute den Kopf, wie 

sie ihre Informationen besser in die Medien bringen 
können. Wolfgang Zehrt gibt in seinem Buch viele 
brauchbare Tipps. 

Das größte Dilemma der PR-Branche bleibt aller-
dings unauflösbar: Wichtige Inhalte veröffentlichen 
sich von selbst. Je geringer der Nachrichtenwert, 
desto größer die Anstrengung, eine Meldung irgend-
wo unterzubringen. Niemand muss den Rücktritt von 
Telekomchef Ricke besonders platzieren. Aber jeden 
Tag versuchen PR-Leute mit großer Mühe, Meldungen 
mit der Dimension vergrößerter Sprudelblasen in 
einem Mineralwasser als wichtige Weltneuheit unter 
die Menschen zu bringen. Zehrt erliegt nicht der 
Verlockung, weitere angebliche Tricks zu verraten, wie 
dies doch möglich ist. »Verzweifelt zu versuchen, eine 
Null-Meldung zu platzieren, demontiert ein Stück der 
Reputation, die im Laufe der vergangenen Jahre müh-
sam aufgebaut worden ist«, heißt es bei ihm richtig. 

Tatsächlich ist die Verzweiflung bisweilen greif-
bar, etwa wenn ein Sprecher »exklusiv« etwas für 
den Sonntag anbietet. Schon beim ersten Blick ent-
puppt sich die Meldung als genau so nachrichtenarm 
wie das Wochenende. Nur weil der Journalist genau 
so ratlos ist, wie er die Montagsausgabe füllen soll, 
nimmt er das Thema doch. Dem Leser wird damit 
keiner gerecht. 
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Der Ratgeber mit rund 190 Seiten und vie-
len guten Beispielen richtet sich vor allem an 
Einsteiger. Fortgeschrittene empfinden es als langat-
mig, wenn auf 30 Seiten der Meldungsaufbau erör-
tert wird und auf weiteren 25 Seiten Sprache, Stil 
und Überschriften im Mittelpunkt stehen. Bei der 
Schilderung der Redaktionsabläufe fehlt ein Blick auf 
die Nachrichtenagenturen, die in der Branche beson-
ders umworben werden. Wer etwas über Krisen-PR 
erfahren möchte, muss woanders weiterlesen.

Rolf Westermann ist
dpa-Landesbüroleiter Ost in Berlin.

Die deutsche Medienlandschaft

MEHR HÄPPCHENJOURNALISMUS, 
ALS FUNDIERTE SYSTEMATIK
»Medienlandschaft Deutschland« von Wolfram 
Schrag; Universitätsverlag Konstanz (uvk); erste 
Auflage 2007; 382 Seiten; Preis: 19,90 Euro; 
ISBN: 978-3896695970

VON MARKUS BEHMER

Als »prekär-ambitioniertes Unternehmen« wird 
es im Vorwort bezeichnet, »inmitten der sich 
oft geradezu überschlagenden Dynamik eines 

sich ständig weiter entfaltenden Medienkosmos ein 
im Vergleich statisch anmutendes Bild der deut-
schen ‚Medienlandschaft‘ zeichnen zu wollen« (S. 
59). So bietet Schrag dann auch weniger einen 
schlüssigen Gesamtüberblick als vielmehr viele kleine 
Momentaufnahmen: Mehr – gut lesbaren und bunt 
bebilderten – »Häppchenjournalismus« als fundierte 
Systematik. 

Auf fünf Seiten beschreibt er etwa das Wettbieten 
um die Fußballrechte, auf sechs die aktuellen Debatten 
um Schleichwerbung im Fernsehen, je sieben Seiten 
räumt er Talkshows und dem Werdegang Leo Kirchs 
ein, auf nur gut einer Seite handelt er hingegen wesent-
liche Strukturdaten des deutschen Zeitungsmarktes ab 
und zum Thema Internet beschränkt er sich wesent-
lich auf Podcasts und Weblogs. Ein paar Printtitel wer-
den knapp vorgestellt, ebenso einige Fernsehsender, 
Programme, Verlage, sehr kurze Hinweise werden 
zur Mediengeschichte geboten, ausführlichere zu 
Medienrecht und Medienökonomie. Und auch etwa 

über »Journalisten im Krisen- und Kriegseinsatz« gibt 
es (eher unpassend in einer Darstellung zur deutschen 
Medienlandschaft) ein eigenes Unterkapitel. 

Die Logik der Struktur erschließt sich dabei nicht 
immer. So ist eines der acht Hauptkapitel dem »öffentlich 
rechtlichen Rundfunk vor neuen Herausforderungen« 
gewidmet, ein weiteres – hundert Seiten später – der 
»Rundfunklandschaft in Deutschland«, wo dann unter 
anderem auch die Kontrolle des öffentlich rechtlichen 
Rundfunks skizziert wird. 

Eingangs gibt es zehn Seiten zu aktuellen 
Entwicklungen am Zeitschriftenmarkt, wieder-
um 100 Seiten später dann ein gerade dreiseitiges 
Unterkapitel »Deutscher Zeitschriftenmarkt«. Und 
das Zuschaueranteilsmodell der Fernsehkonzentrati-
onskontrolle wird gleich dreimal kurz hintereinander 
beschrieben. 

Gestützt sind die Informationen weithin nur auf 
Pressemitteilungen, Internetmeldungen und Artikel 
aus Branchenblättern wie etwa dem Journalist, sel-
ten hingegen auf wissenschaftliche Publikationen 
und Fachbücher. So ist es auch konsequent, dass es 
kein Literaturverzeichnis gibt – und leider auch, dass 
manche der durchaus vielzähligen Informationen 
nur »halbrichtig« sind. Etwa wenn die taz und 
Financial Times Deutschland als »einzige erfolg-
reiche Neuerscheinung(en) auf dem deutschen 
Tageszeitungsmarkt seit Bestehen der Bundesrepublik« 
(S. 25) bezeichnet werden (dass Bild 1952 gegrün-
det wurde, steht dann immerhin an anderer Stelle), 
wenn Pressekonzentration als Phänomen erst der spä-
ten 60er und der 70er Jahre beschrieben wird, wenn 
der Stern als auflagenstärkste wöchentlich erschei-
nende Publikumszeitschrift firmiert, wenn gesagt 
wird, vor der Hörzu wären Programmzeitschriften 
in Deutschland unbekannt gewesen, wenn zunächst 
konstatiert wird, auch für die privaten Sender gelte 
die Vorgabe der Binnenpluralität (und dann fünf 
Seiten später das Gegenteil gesagt wird) u.a.m.

Insgesamt bewegt sich Schrag als Flaneur durch 
die deutsche Medienlandschaft. Ein kenntnisreicher 
Beobachter, der vieles wahrnimmt, gerade aktuelle 
Tendenzen kundig herausarbeitet und mit unter-
schiedlicher Gewichtung beschreibt. Einen echten 
»Reiseführer« liefert er damit jedoch nicht.

Dr. Markus Behmer ist Akademischer Oberrat 
am Institut für Kommunikationswissenschaft und 

Medienforschung der Universität München.
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Wissenschaftsjournalismus

WIE FORSCHUNGSERGEBNISSE ZU 
NEWS UND STORYS WERDEN
»Die Wissensmacher. Profile und Arbeitsfelder 
von Wissenschaftsredaktionen in Deutschland«, 
hrsg. von Holger Wormer; VS Verlag für 
Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2006; 338 
Seiten; 29,90 Euro; ISBN: 978-3-531-14893-9

VON MICHAEL HALLER

Die Flucht nach vorn (»schlechte Nachricht«) 
tritt der Dortmunder Professor für Wissen-
schaftsjournalismus, Holger Wormer, im Vor-

wort an: Natürlich sei dieses Buch höchst lückenhaft 
und zudem eine Selbstdarstellung der Wissenschafts-
redaktionen. Und kokett spielt sein Buchtitel »Die 
Wissensmacher« mit dem konstruktivistisch inspirier-
ten Web-2.0-Zeitgeist, der sich mit dem Surrogat des 
Künstlichen (»Macher«) eng befreundet hat. Doch 
wer macht was?

Mit der Unterzeile legt sich das Buch fest: 
Wissenschaftsredaktionen in Deutschland. Zwar sind 
»Wissen« und »Wissenschaft« weiß Gott nicht das-
selbe, aber wir wollen nicht beckmesserisch sein. 
Jedenfalls versammelt das Buch 20 zum Teil vergnüg-
liche, zum Teil informative, zum Teil langweilige, 
zum Teil wichtigtuerische Erzählungen von 5 Frauen 
und 17 Männern (Doppelautorenschaft eingerechnet) 
aus deren Wissenschaftsredaktionen. 

Sie alle hatten im Rahmen einer Vortragsreihe 
an der Universität Dortmund ihr Medium und ihre 
Arbeitsweise präsentiert und Nachfragen der  Studenten 
beantwortet. Aus diesen Materialien wurden die 
Beiträge für das Buch aufbereitet und nach Gattungen 
gegliedert: Print, Fernsehen, Hörfunk, Agentur und 
Internet, Ausstellungswesen und, ein wenig irrefüh-
rend, als Letztes ein paar »Quellen der Forschung« 
(erstens gehörten diese logisch an den Anfang und 
zweitens sind es nicht Quellen der Forschung, sondern 
jene des Journalismus – so viel Genauigkeit dürfte man 
vom Wissenschaftsjournalismus verlangen).

Für wen ist das Buch und was bringt es?  Es ist, um 
Enttäuschungen vorzubeugen, keine Einführung in 
die Arbeit dieser Wissenschaftsredaktionen und auch 
kein Lehr- oder Handbuch. Es bietet indessen ange-
nehm zu lesende Zustandsbeschreibungen über den 
Wissenschaftsjournalismus 2006 und gibt dem inter-

essierten Nachwuchs einen Einblick in den medialen 
Produktionsbetrieb, dort, wo Forschungsergebnisse in 
aktuelle News und journalistische Storys transformiert 
werden. Tatsächlich, so lehrt das Buch, scheint die-
ses Transferdenken noch vorzuherrschen; die umge-
kehrte Sicht – dass die Themen aus dem Alltag des 
Publikums kommen – fällt vielen Wissenschaftsjour-
nalisten offenbar noch immer schwer.

Michael Haller ist Professor für Allgemeine und 
Spezielle Journalistik an der Universität Leipzig und 

Herausgeber von Message.

Eigentumsverhältnisse

IM »CORRIERE DELLA SERA« 
STECKT DER WURM DRIN
»Il baco del Corriere« von Massimo Mucchetti; 
Giangiacomo Feltrinelli Editore; Milano 2006; 
182 Seiten; 14,00 Euro; EAN: 9788807171321  

VON NATASCHA FIORETTI

Der Fall, mit dem Massimo Mucchetti sein 
Buch über den Corriere della Sera – Italiens 
angesehenste Tageszeitung – beginnt, ist 

von hoher Aktualität. Noch immer ermittelt die 
Staatsanwaltschaft zu einer bereits einige Jahre 
zurückliegenden Hacker-Attacke, deren Opfer die 
Zeitungseigentümer sowie die RCS Mediengruppe 
und der Autor selbst – damals stellvertretender 
Chefredakteur und Wirtschaftsexperte – waren.

Vermutet wird, dass die Telecom Italia Führungs-
kräfte des Medienunternehmens ausspionieren ließ. 
Einige Täter sitzen bereits im Gefängnis. Mucchetti 
interessiert sich genauso wie die Staatsanwaltschaft 
für die Drahtzieher und deren Motive, kommt hier 
aber über Spekulationen nicht hinaus. Den ganzen 
Vorfall nimmt er jedoch zum Anlass, grundsätzlich 
über die Eigentumsverhältnisse bei seiner Zeitung 
nachzudenken und die Beziehungen zwischen den 
Mächtigen der Politik, der Wirtschaft und der Presse 
in Italien genauer unter die Lupe zu nehmen. 

Zumindest zwei seiner Thesen verdienen 
Beachtung, weil sie vom landläufigen Bild abwei-
chen, das im Ausland von Italiens Medienlandschaft 
gezeichnet wird. Zwar lässt er auch keinen Zweifel 
daran, dass eine Zeitung wie der Corriere della Sera 
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stark dem Wechselspiel persönlicher und wirtschaft-
licher Interessen der jeweiligen Aktionäre ausgesetzt 
ist. Deshalb – und nicht nur wegen des Hacker-
Angriffs – »wurmt« es im Corriere: Das Wortspiel 
mit ‚baco’ (= Wurm, Made, Fehler, und eben auch 
Computervirus) funktioniert auf Italienisch genauso 
doppelsinnig wie im Deutschen. 

 Während der Corriere üblicherweise dem 
Industriellen-Clan der Agnellis zugerechnet wird, wel-
cher mit den Imperien der Benedettis (La Repubblica, 
L’Espresso) und Berlusconis (Il Giornale, Panorama 
u.a.) konkurriert – macht Mucchetti darauf aufmerk-
sam, dass beim Corriere della Sera vor allem die Banken 
das Sagen haben: Rund 13,4 Prozent des Kapitals hält 
Mediobanca und 4,8 Prozent die Banca Intesa. 

Der Autor lässt keinen Zweifel daran, dass diese 
nicht allein am wirtschaftlichen Wohlergehen des 
Blattes interessiert sind, sondern aktiv auf seine 
Agenda einwirken. Die Kontrolle der Zeitung verhel-
fe zu vielfältigen Möglichkeiten, auf die »politische 
Klasse« im Interesse der eigenen Geschäfte Einfluss zu 
nehmen. So sei es keinesfalls ein Zufall gewesen, dass 
der Corriere nur zwei- und nicht sechsspaltig über 
eine Transaktion zwischen Banca Intesa und Parmalat 
berichtet hat, die das Blatt als eine »außergerichtliche 
Einigung« präsentiert habe, obwohl sie in Wirklichkeit 
einem Betrug auf Kosten der Parmalat-Aktionäre 
gleichkam. Ebenso habe das Blatt Dokumenten keiner-
lei Aufmerksamkeit geschenkt, die zum Gegenstand 
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen wurden.

Die zweite interessante These Mucchettis lau-
tet, die heutigen Machtverhältnisse beim Corriere 
della Sera hätten ihre Wurzeln im Faschismus. Die 
Enteignung des regierungskritischen Chefredakteurs 
und Verlegers Luigi Albertini sei nie rückgängig 
gemacht worden, das Blatt sei auch nach dem Krieg 
zunächst unter der Kontrolle der Industriellen-Familie 
Crespi geblieben, welche ihre Kontrolle über das 
Zeitungshaus Mussolini zu verdanken hatte. 

Mucchetti träumt davon, bei einer Zeitung arbei-
ten zu dürfen, die sich in breit gestreutem Eigentum 
befindet –  einer »public company«, an der statt der 
großen Wirtschaftspatrone die Journalisten selbst 
beteiligt sind. Er hält es dabei mit dem einstigen 
Corriere-Redakteur und späteren Präsidenten der 
italienischen Staatsbank, Luigi Einaudi, der bereits 
1943 sagte: »Je größer die Zahl der Aktionäre ist, 
desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Zeitung bestimmten industriellen oder finanziellen 

Interessen dienstbar gemacht wird.« Als Vorbild 
schwebt Mucchetti dabei Reuters vor. Wenn es beim 
Corriere ähnliche Eigentumsverhältnisse gäbe, dann 
hätte auch der Immoblilienhai Stefano Ricucci keine 
Chance gehabt, die Stabilität der RCS MediaGroup 
mit seiner Übernahmeattacke zu gefährden. 

Ein schöner Traum, den gewiss viele Journalisten 
teilen – aber leider sind Träume eben nicht nur in 
Italien Schäume.      

Natascha Fioretti ist wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am European Journalism Observatory 

(EJO) in Italien.

Ausbildung

LEARN-IT-YOURSELF
Journalismus! Ein multimediales E-Learning-
Angebot auf CD-Rom, entwickelt an der 
Universität Trier. Zu beziehen über die mssw 
GmbH per E-Mail: elearning@mssw-online.de. 
29,90 Euro. 

VON MICHAEL HALLER

Einen interessanten, längst überfälligen Versuch 
haben die Medienwissenschaftler an der 
Universität Trier (unter der Leitung von Hans-

Jürgen Bucher) gemeinsam mit einer Medien-Service-
Firma unternommen: Berufseinsteiger können das 
kleine Einmaleins des Zeitungsjournalismus (Lokales) 
mit einem Multimedium sich selbst beibringen.

Auf der Plattform der interaktiven Lernsoftware Ilias 
(open source) haben 21 Autorinnen und Autoren – fast 
alle mit Lokaljournalismuserfahrung – drei Module 
(Praxisfälle, Praxiswissen, Forschung)  zusammen-
gebaut, mit denen man Regeln und Anwendungs-
situationen kennenlernen, mit Übungen trainieren und 
mit Theorie- und Forschungswissen vertiefen kann.

Journalismus ist freilich kein Selbstfahrstudio; 
auch sind die Fallbeispiele zu sparsam und die 
Forschungshinweise zu eng und einseitig, um als 
vollwertige Einführung gelten zu können. Doch 
für manchen auf den Jounalismus-Zug aufgesprun-
genen Fachhochschul-Studiengang, mehr noch für 
Zeitungsvolontäre ist diese Lernhilfe sehr nützlich: 
ein multimedialer Einstieg in die Blattmache, dessen 
Konzept weiter zu entwickeln sich lohnt.

S.100-103_Buchbespr.indd   103S.100-103_Buchbespr.indd   103 26.03.2007   20:52:11 Uhr26.03.2007   20:52:11 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



104

HIGHLIGHT

���Q��2 / 2007

Protagonist der    
Mit Robinson Crusoe schrieb Daniel Defoe Literatur  geschichte.  
Doch Defoe war auch Journalist – einer der ersten, der öffentlich 
über Aufgaben und Gefährdungen des Journalismus nachdachte.

VON HORST PÖTTKER

D
aniel Defoe, 1660 (?) – 1731, ist uns 
aus Kindertagen als Autor des Robinson 
Crusoe bekannt, nach der Bibel das 
Buch mit der höchsten Auflage in der 

Literaturgeschichte. Großes Publikum hat er Zeit 
seines Lebens erreicht – und mehr noch posthum. 
Seine zupackende Schreibweise vermittelt dem Leser 
ein Miterleben des geschilderten Geschehens, sei 
es nun der Erfahrung oder der Fantasie des Autors 
entsprungen. 

Defoe, der erst mit knapp 60 Jahren den Robinson 
und danach weitere erfolgreiche Romane schrieb, war  
auch deshalb ein genuiner Journalist, weil er bereits 
über die Aufgabe dieses Berufs, seine Voraussetzungen 
und seine Gefährdungen öffentlich nachgedacht hat. 
In der Zeitschrift The Review, die er von 1704 bis 
1713 herausgab und fast allein vollschrieb, konn-

ten die Leser nicht nur Kriegsberichte, politische 
Kommentare und ökonomische Analysen finden, son-
dern auch das, was wir heute Medienjournalismus 
nennen. (Ein besonderer Grund für Message, an ihn 
zu erinnern.) William L. Payne, der 1951 im Verlag 
der New Yorker Columbia University eine schöne 
Textsammlung »The Best of Defoe’s Review« heraus-
gegeben hat, präsentierte dort solche professionellen 
Selbstreflexionen unter der Rubrik »The Press: License 
and Liberty«.

Kampf für die Pressefreiheit
Am 29. März 1711 kämpfte Defoe in der Review mit 
der Feder für die Pressefreiheit, indem er den Plan 
der letzten Stuart-Königin Anne und deren Regierung 
scharf kritisierte, eine generelle Besteuerung der 
Zeitungen (die sogenannte »Stempelsteuer«) einzu-

führen: »Jeder weiß, dass es bei 
der geplanten Steuer nicht um 
die Staatsfinanzen geht, sondern 
darum, die Presse zu unterdrü-
cken. Diese Steuer wird als 
klares Eingeständnis aufgefasst 
werden, dass ihre Befürworter 
Argumenten nicht vernünf-
tig und in offener Diskussion 
begegnen können. Sie enthält 
das klare Eingeständnis, dass 
weder in der Politik noch auf 
moralischem Gebiet die übli-
chen Praktiken das Licht der 
Öffentlichkeit ertragen würden; 
dass vielmehr die hinter ihnen 
stehenden Personen und deren 
Parteien ein Interesse haben, sie 
geheim zu halten. Ein Anschlag 

Auf dieser Seite berich-
ten Jour na listik-Fach-

leute über Umbrüche und 
Stern stun  den, die den 
Jour nalis mus nach haltig 
verändert und zum Berufs-
bild des Jour nalisten beige-
tragen haben. 

Autor von Robinson Crusoe und 
Medienjournalist: Daniel Defoe.
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   Pressefreiheit
auf die Presse, von welcher Seite er auch kommen 
mag, ist immer ein Anschlag auf die Wahrheit.« 

Fast 300 Jahre vor dem Zusammen bruch des sozia-
listischen Systems hat Defoe erkannt: Pressefreiheit ist 
weder nur ein individuelles Menschenrecht noch ein 
kultureller Luxus oder ein Privileg von Journalisten, 
sondern eine notwendige Voraussetzung für soziale 
Transparenz und rationalen Diskurs, die ihrerseits für 
die Selbstregulierung einer modernen Gesellschaft 
unverzichtbar sind. Deshalb schadet jede Herrschaft, 
die diese Freiheit von außen einschränkt, letztlich 
sich selber.

Bemühen um Wahrhaftigkeit
Defoe war aber nicht nur ein Vorreiter des moder-
nen Prinzips Öffentlichkeit, er erkannte auch, dass 
dieses Prinzip eine professionelle Schranke hat. Am 
19. Juli 1712 wirft er der Berichterstattung aller am 
Spanischen Erbfolgekrieg beteiligten Parteien, auch 
der eigenen, eine Tendenz zu Propagandalügen 
vor: »Ich habe immer gemeint, ein Grundrecht der 
Engländer sei die Freiheit, offen über Angelegenheiten 
von allgemeinem Interesse zu reden, mit der einzigen 
Einschränkung, dass diese Rede wahr ist. Ich habe 
die Redefreiheit nämlich niemals als eine generelle 
Erlaubnis zum Fälschen verstanden, als Spielwiese, 
wo aus eigener Machtvollkommenheit ohne Respekt 
vor den Tatsachen behauptet werden kann, was 
einem gerade gefällt.« 

Auch in diesem Punkt ist Defoe ein frühes Vor-
bild für Journalisten. Er erkennt, dass nicht nur 
Presse freiheit eine notwendige Bedingung für 
Wahrheitssuche ist, sondern sorgfältiges Bemühen um 
zutreffende Berichterstattung auch eine notwendige 
Bedingung für Pressefreiheit, weil Fälschungen Zensur 
legitimieren. Im Interesse der Aufgabe Öffentlichkeit 
können Journalisten es sich nicht leisten, Richtigkeit, 
Wahrhaftigkeit und Unabhängigkeit regelmäßig außer 
Acht zu lassen.

Vertrauen auf den »common sense«
In einem hat Defoe sich allerdings geirrt: »Ich glaube, 
die Meisterlüge dieser Woche ist die über die Truppen 
des Herzogs von Ormond, von denen behauptet wird, 

sie hätten eine Kirche niedergebrannt und darin 
270 arme Einwohner des Orts bei lebendigem Leib 
umkommen lassen, indem man sie in das angezün-
dete Gebäude einsperrte. Ist diese Geschichte glaub-
würdig? Handeln Engländer so? Ist der Herzog von 
Ormond ein derart blutrünstiger und barbarischer 
Mann? In welcher Zeit leben wir, dass wir so eine 
Nachricht durchgehen lassen?«

 Als Engländer traute Defoe dem »common sense« 
zu, richtige von gefälschten Nachrichten zu unter-
scheiden. Als das Magazin Life 1945 Fotos aus den 
deutschen Konzentrationslagern veröffentlichte, 
konnten viele amerikanische Bürger es nicht glau-
ben und hielten die Fotos für Kriegspropaganda ihrer 
Regierung. Ob etwas stimmt, bemisst sich aber nicht 
daran, ob man es sich vorstellen kann. Es bemisst 
sich allein daran, was man sieht und hört. Und die 
Sinneswahrnehmung nimmt keine Rücksicht darauf, 
was Logik oder Humanität denkbar erscheinen lassen; 
zumindest wenn sie professionelle Wahrnehmung 
von Journalisten ist, die ihre Unvoreingenommenheit 
trainiert haben.

Praktische Belange des Berufes
Über seine berufsethischen Reflex ionen hinaus hatte 
Defoe einen ausgeprägten Sinn für die praktischen 
Belange des Journalismus. Sein Pamphlet gegen die 
Stempelsteuer beginnt mit einer zeitlosen Einsicht in 
den kommunikativen Wert des Lead-Prinzips, das erst 
170 Jahre später im amerikanischen Journalismus zum 
professionellen Standard für das Nachrichtenschreiben 
werden sollte. Im englischen Original ist das beson-
ders eindrucksvoll: »He that will speak at all must 
speak quickly; and he that has but a little while to 
speak ought to speak to the purpose.«

In Defoes Welt, dem England an der Wende vom 17. 
zum 18. Jahrhundert, liegt der Ursprung all dessen, was 
noch die Gegenwart der westlichen Kultur ausmacht: 
Menschenrechte, Parlamentarismus, Öffentlichkeit, 
Marktregulierung, freies Unternehmertum, freie 
Medien. Kein Wunder, dass in dieser Welt auch ein 
Beruf seine Wurzeln hat, der für das Zusammenspiel 
der Funktionskomponenten moderner Gesellschaften 
entscheidend ist: der Journalismus. �Q

Horst Pöttker 
ist Professor 
am Institut für 
Journalistik 
der Universität 
Dortmund.
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Bas van der Schot  wurde 1970 in Rozenburg (Niederlande) geboren. Er studierte Politikwissenschaften in 
Amsterdam, wo er seit 1996 als freischaffender Karikaturist arbeitet. Van der Schot gehört zu den bekanntesten 
niederländischen Karikaturisten. Er zeichnete 10 Jahre lang für das Algemeen Dagblad, der zweitgrößten Zeitung 
des Landes, seit 2006 erscheinen seine Zeichnungen im renommierten NRC Handelsblad. Aber auch in der inter-
nationalen Presse, wie der International Herald Tribune, der New York Times und dem Courrier International 
werden die  Cartoons des Niederländers abgedruckt.

Für seine Arbeit nennt van der Schot die Zeichner Saul Steinberg, William Steig und Sempé als Vorbilder, die 
er für die Klarheit und Einfachheit ihres Stils bewundert, für ihre positiv gemeinte Naivität, die sich dennoch mit 
einer philosophischen Intention verbindet. So definiert er auch die Qualitäten eines gelungenen Cartoons: Klarheit 
des Striches, Wahrhaftigkeit und Intelligenz der Aussage. 

   Heiko Sakurai ist Karikaturist (unter anderem für die WAZ) 
  und Lehrbeauftragter für politische Karikatur an der Universität Münster.
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Die ING-DiBa fördert verbraucherfreundliche Bericht-
erstattung über Banken und Finanzdienstleistungen.
Überzeugen Sie unsere Jury und der Helmut Schmidt-
Journalistenpreis für das Jahr 2007 gehört Ihnen.

1. Preis: 15.000 Euro
2. Preis: 10.000 Euro
3. Preis: 5.000 Euro

Die Jury berücksichtigt Presseartikel, Online-Konzepte sowie Hörfunk- und Fernsehbei-
träge, die zwischen dem 16. Juli 2006 und dem 15. Juli 2007 im deutschsprachigen
Raum erschienen sind und sich kritisch mit Entwicklungen im Finanzdienstleistungs-
sektor auseinander setzen. Autoren können sich mit maximal 2 Beiträgen selbst bewer-
ben. Vorschlagsberechtigt sind auch Ressortleiter, Chefredakteure, Verleger und Leser.

Schicken Sie Ihren Beitrag bis spätestens 15. Juli 2007 an:

Helmut Schmidt-Journalistenpreis 2007

ŒWir brauchen Journalisten, die
Hintergründe transparent machen
und zugleich für jeden verständlich
formulieren können.

Die Zielsetzung des Journalistenpreises,
den die ING-DiBa einmal im Jahr
vergibt, entspricht meiner Vorstellung
von einem Wirtschaftsjournalismus,
der dem Bürger Urteilskraft über
ökonomische Themen verschafft.Ž

ING-DiBa AG
Dr. Ulrich Ott
Theodor-Heuss-Allee 106
60486 Frankfurt am Main

Telefon 069 / 27 222 66233
Telefax 069 / 27 222 66116
E-Mail: u.ott@ing-diba.de
oder bewerben Sie sich
online:
www.ing-diba.de/presse
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